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Der 1. April 1878 löſt das Band, welches ſeit 55 Jahren 
Oſt⸗ und Weſtpreußen zu einer Provinz vereinigte. Die Frage, 
welche im letzten Jahrzehnt alle Gemüther in unſerer Heimath⸗ 
provinz erregte, hat damit ihre Erledigung gefunden. Man ſtreitet 
nicht mehr darüber, ob dieſe Trennung zwei feindliche Brüder von 
gezwungener Umarmung erlöſt, ob ſie durch Zerſtückelung eines zu— 
ſammengehörigen Organismus deſſen Kräfte ſchwächt. Beide Par⸗ 
teien begegnen ſich jetzt in dem einen aufrichtigen Wunſche, daß der 
jenige Zuſtand, welcher nunmehr der geſetzliche geworden, als ſegen⸗ 
bringend ſich bewähren möge. 

Nachdem durch das Geſetz vom 19. März 1877 eine bedeu⸗ 
tungsvolle Epoche in der Entwickelung unſerer Provinz abgeſchloſſen 
iſt, wäre es ebenſo wenig an der Zeit, den kaum beendeten Streit 
wieder aufzunehmen, als die Gründe, deren die beiden Gegner ſich 
als Waffen bedienten, einer prüfenden Kritik zu unterziehen. Wie 
das Eine verſpätet, wäre das Andere verfrüht. Welcher Partei der 
Erfolg Recht geben wird, kann nur die Erfahrung lehren. Auf 
gabe der Gegenwart iſt allein: das, was geſchehen, und wie es zu 
Stande gekommen, zu fixiren, das Material für ſpätere Prüfung 
zu ſammeln. 

Vielleicht können in dieſem Sinne auch die nachſtehenden Zeilen 
einſt Verwendung finden. 


Die Verordnung vom 30. April 1815 wegen verbeſſerter Ein- 
richtung der Provinzialbehörden conftituirt in der öſtlichen Grenz⸗ 
mark des Königreichs zwei Provinzen: 

Preußen, umfaſſend die Bezirke der Regierung in Oſt⸗ 
preußen zu Königsberg und der Regierung in Littauen 
zu Gumbinnen, 

und Weſtpreußen mit den Bezirken der Regierungen 
in Weſtpreußen zu Danzig und Marienwerder. 

Als Beſtandtheile des Königsberger Regierungsbezirks werden 
aufgeführt: 

die Kreiſe Braunsberg, Heilsberg, Brandenburg, Schaaken, 
Tapiau — mit Ausſchluß der Aemter Soldau und 
Lappönen, 

vom Kreiſe Raſtenburg das Hauptamt Bartenſtein, 

vom Kreiſe Inſterburg der nördlich der Memel gelegene 
Theil, die Tilſiter Niederung, die Aemter Sommerau, 
Balgarden und Althof-Ragnit. 

Der Bezirk der littauiſchen Regierung umfaßt: 

die Kreiſe Seheſten und Oletzlo, 

vom Kreiſe Inſterburg den ſüdlich der Memel gelegenen 
Theil, 

den Kreis Raſtenburg mit Ausſchluß des Hauptamts 
Bartenſtein, N 

vom Kreiſe Neidenburg das Hauptamt Ortelsburg, 

vom Kreiſe Tapiau die Aemter Soldau und Lappönen. 

Zum Regierungsbezirk Danzig gehören: 

die Kreiſe Marienburg und Dirſchau, 

Stadt und Gebiet Danzig, 

die Kreiſe Stargard und Konitz mit Ausſchluß eines 
Streifens am linken Weichſelufer. 

Zum Regierungsbezirk Marienwerder endlich: 

die Kreiſe Marienwerder, Mohrungen, Kulm und Michelau, 

der Kreis Neidenburg mit Ausſchluß des Hauptamts Or⸗ 
telsburg, 
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die an der Weichſel gelegenen Theile der Kreiſe Stargard 
und Konitz, 

ein Theil des Netzediſtriets und 

Stadt und Gebiet Thorn. 

Die Grenze zwiſchen Weſtpreußen einerſeits, Oſtpreußen und 
Littauen andererſeits wird hier alſo etwas weiter öſtlich gezogen, 
als dies durch das Geſetz vom 19. März 1877 geſchieht. Zu 
Weſtpreußen gehörten damals noch ungefähr die jetzigen Kreiſe 
Neidenburg, Oſterode, Mohrungen und Pr. Holland. 

Nur acht Jahre beſtanden in dieſem Umfang die beiden Pro- 
vinzen. Das Geſetz vom 1. Juli 1823, betreffend die Anordnung 
der Provinzialſtände für das Königreich Preußen, vereinigt dieſelben 
zu einem Provinzialverbande, indem es in § 1 beſtimmt: 

„Der ſtändiſche Verband des Königreichs Preußen begreift: 

1. Oſtpreußen, 
2. Littauen, 
3. Weſtpreußen. 

Zu Oſtpreußen wird in ſtändiſcher Beziehung der vor⸗ 
malige Marienwerderſche Kreis gerechnet. Die Enclaven 
verbleiben den Kreiſen, zu welchen fie die neue Verwal⸗ 
tungseintheilung gelegt hat.“ 

Die Abgrenzung der Landestheile iſt gegen 1815 weſentlich 
verändert. 

Es gehören 

zu Littauen: die jetzt den Regierungsbezirk Gumbinnen 
bildenden Beſtandtheile und der Kreis Memel, 

zu Oſtpreußen: die Kreiſe Schaaken, Brandenburg, Raſten⸗ 
burg, Tapiau, Mohrungen, Neidenburg, Braunsberg, 

Heilsberg und Marienwerder. “) 


1) Es gehören 
zum damaligen Kreiſe: die jetzigen Kreiſe: 
ganz: zum Theil: 
Schaalen: Fiſchhauſen Königsberg (Nord.) 
ö Labiau (Weſt.) 


Pr. Eylau (N.) 


Brandenburg: Heiligenbeil Königsberg (SW.) 
Friedland (NW.) 
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Oſtpreußen und Littauen umfaſſen jetzt alſo außer den Be⸗ 
ſtandtheilen von 1815 nicht nur die Kreiſe Pr. Holland, Mohrungen 
Oſterode und Neidenburg, ſondern von dem heutigen Weſtpreußen 
noch den ganzen Kreis Roſenberg und Theile der Kreiſe Marien- 
werder und Graudenz mit den Städten: Garnſee, Biſchofswerder 
Freiſtadt, Rieſenburg, Roſenberg und Deutſch-Eylau. i 

0 Man hat nun behauptet, t) daß ſchon das Geſetz vom 1. Juli 
1823 den Keim der Theilung enthalte, daß es von vorne herein 
nur eine loſe und rein äußerliche Verbindung der Landestheile ge⸗ 
ſchaffen, denſelben den Charakter einer geſonderten Provinz in dem 
Verbande gewahrt und damit die künftige völlige Trennung abſichtlich 
vorbereitet und erleichtert habe. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes, auf welche dieſe Ausführungen 
ſich ſtützen, ſind die folgenden: 

„§ 48. Wenn Gegenſtände, welche das provinzielle 
Intereſſe eines der einzelnen in dieſem ſtändiſchen Ver⸗ 
bande begriffenen Landestheile ($ 1) betreffen, in der 
Geſammtberathung verhandelt werden, und die Stimmen- 


Es gehören 
zum damaligen Kreiſe: die jetzigen Kreiſe: 
ganz: zum Theil: 
Raſtenburg: Raſtenburg Pr. Eylau (S.) 
Gerdauen Friedland (S.) 
Tapiau: Wehlau Königsberg (SO.) 
Friedland (NO.) 
Labiau (O.) 
Mohrungen: Mohrungen Oſterode (N.) 
Pr. Holland 
Neidenburg: Neidenburg Oſterode (S.) 
Ortelsburg 
Braunsberg: Braunsberg Heilsberg W) 
5 Allenſtein (W.) 
Heilsberg: Röſſel Heilsberg (O.) 
Allenſtein (O.) 
Marienwerder: Roſenberg Marienwerder (O.) 
Graudenz (NO.) 

1) Vergl. die Reden des Abg. von Winter in der Sitzung des 23. Pro⸗ 
vinziallandtages am 3. October 1876 — Stenogr. Ber. S. 19 — und des 
Abg. Dr. Wehr in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 16. Februar 1877 
— Stenogr. Ber. Bd. I, S. 607. 
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mehrheit ſich gegen daſſelbe erklärt, jo find die Abgeord⸗ 
neten eines ſolchen Landestheils berechtigt, ihre abweichende 
Meinung mit Berufung auf Unſere Entſcheidung zu den 
Landtagsverhandlungen zu geben, worauf ſie dann jederzeit 
beſondern Beſcheid erhalten werden. 

$ 57. Die in den einzelnen Landestheilen ($ 1) dieſes 
ſtändiſchen Verbandes beſtehenden Communalverhältniſſe 
gehen auf die Geſammtheit nicht über, wenn ſolches nicht 
durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft beſchloſſen wird. Bis 
dahin dauern daher die bisherigen Communalverfaſſungen 
in den einzelnen Landestheilen, wie ſie jetzt beſtehen, fort, 
und Wir geſtatten, daß für dieſe Angelegenheiten auf vor⸗ 
gängige Anzeige bei Unſerm Landtagscommiſſarius und 
mit deſſen Bewilligung jährlich beſondere Communalland⸗ 
tage, jedoch mit verhältnißmäßiger Zuziehung von Ab⸗ 
geordneten aller Stände, welchen das gegenwärtige Geſetz 
die Landſtandſchaft beilegt, gehalten werden. Die Beſchlüſſe 
über Veränderungen in den Communaleinrichtungen und 
neue Communalabgaben bedürfen Unſerer Genehmigung. 
Zur Feſtſetzung der deshalb nöthigen näheren Beſtim⸗ 
mungen und Ordnungen erwarten Wir die Vorſchläge des 
nächſten Landtags, insbeſondere über die Fortdauer des in 
Königsberg beſtehenden ſtändiſchen Comité und deſſen dem 
Vorſtehenden gemäße Bildung.“ 

Es ift ſchon an ſich nicht wahrſcheinlich, daß ein Geſetz, welches 
die beiden bis dahin getrennten Provinzen vereinigt, die Abſicht 
gehabt haben ſollte, eine ſpätere Trennung derſelben vorzubereiten, 
daß es ſich in ſeinen Einzelbeſtimmungen in grundſätzlichen Wider⸗ 
ſpruch ſetzen ſollte mit dem in 8 46 ausgeſprochenen Princip: 

„Die Abgeordneten aller Stände des Königreichs Preußen 
bilden eine ungetheilte Einheit; fie verhandeln die Gegen- 
ſtände einheitlich u. ſ. w.“ 

Vorweg ſei bemerkt, daß auf den Ausdruck „provinzielles 
Intereſſe der einzelnen Landestheile“ kein Gewicht zu legen iſt. Der 
terminologiſche Gegenſatz des Geſetzes iſt: ſtändiſcher Verband 
einerſeits, Landes theil andrerſeits. Der Ausdruck Provinz wird 
im heutigen techniſchen Sinne nicht oder doch nicht ausſchließlich ge⸗ 
braucht; es kann ebenſo wohl von einer Provinz Preußen, als von 
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einer Provinz Weſtpreußen, Oſtpreußen oder Littauen geſprochen 
werden. Ebenſo wenig aber darf man ſich darauf berufen, daß 
gerade dieſe Terminologie es beſtätige, daß die beiden Provinzen 
zwar in ſtändiſcher Beziehung zu einem Verband vereinigt, im 
Uebrigen aber in ihrer Selbſtſtändigkeit erhalten werden ſollten. 
Daſſelbe Argument würde für alle Provinzen zutreffen; denn in 
den Geſetzen über die Einrichtung der Provinzialſtände in den einzelnen 
anderen Provinzen kehrt überall genau dieſelbe Terminologie wieder. 

Es iſt eben ein Irrthum, wenn man annimmt, daß die oben 
allegirten Beſtimmungen des Geſetzes vom 1. Juli 1823 durch die 
beſonderen Verhältniſſe in der Provinz Preußen veranlaßt ſeien. 
Für alle anderen Provinzen ohne Ausnahme find dieſelben Vor— 
ſchriften, meiſt mit denſelben Worten, erlaſſen.!) 

Hält man ſich alſo von der Illuſion fern, als handle es ſich 
hier um Specialbeſtimmungen für die Provinz Preußen, ſo wird 
es nicht ſchwer fallen, dieſelben als in völliger Uebereinſtimmung 
mit dem Grundgedanken des Geſetzes befindlich zu erkennen. 

§ 48 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 hat lediglich den Zweck, 
bei collidirendem Intereſſe der einzelnen Landestheile das Recht der 
Minorität zu wahren. Solche Colliſionen ſind unter allen Um⸗ 
ſtänden möglich; ſie können ebenſo wohl vorkommen, wenn zwei 
vormals als geſonderte Verbände mit einer bereits hiſtoriſch ge⸗ 
wordenen Geſammtbezeichnung beſtehende Landestheile zu einer Pro- 
vinz vereinigt werden, als wo dies nicht der Fall war, wie in Poſen, 
Sachſen, Weſtfalen. Alle ſtändiſchen Verfaſſungen haben bekanntlich 
das Beſtreben, Majoriſirungen auszuſchließen. Noch weit intenſiver 
kommt dieſes Beſtreben zur Geltung in $ 47 zu Gunſten der ein- 
zelnen Stände, als in 8 48 zu Gunſten der einzelnen Landestheile. 
Während der eine Ueberſtimmung befürchtende Stand durch das 
Verlangen der itio in partes das Zuſtandekommen eines Beſchluſſes 


1) Vergl. 
Geſetz vom 1. Juli 1823 für Brandenburg: 8s 48. 57. 
Geſ. vom 1. Juli 1823 für Pommern: 88 47. 56. 
Gef. vom 27. März 1824 für Schleſien: 88 49. 58, 
Gef. vom 27. März 1824 für Weſtfalen: 88 48. 57. 
Geſ. vom 27. März 1824 für die Rheinprovinzen: 88 48. 57. 
Gef. vom 27. März 1824 für Sachſen: 88 48. 57. 
Gef. vom 27. März 1824 für Poſen: 8 55. 
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überhaupt verhindern und denſelben in eine Reihe von Separatvoten 
auflöſen kann, wird den in der Minorität verbliebenen Abgeord⸗ 
neten eines Landestheils nur geſtattet, einen Proteſt gegen den Be⸗ 
ſchluß zu Protokoll zu geben. Man kann alſo ungefähr mit dem⸗ 
ſelben Recht folgern, daß das Geſetz die Trennung der drei Stände, 
als daß es die Trennung der drei Landestheile — auch das darf 
man nicht vergeſſen, daß immer nur von drei, nicht von zwei Landes⸗ 
theilen die Rede iſt, — habe vorbereiten und erleichtern wollen. 

Um die Bedeutung des § 57 a. a. O. richtig zu würdigen, 
wolle man ſich erinnern, daß das Geſetz vom 1. Juli 1823 nichts 
weiter iſt als eine Ausführungsverordnung für die Provinz Preußen 
zu dem allgemeinen Geſetz vom 5. Juni deſſelben Jahres wegen 
Anordnung der Provinzialſtände. Letzteres Geſetz, welches alſo die 
leitenden Principien enthält, führt unter den Functionen der zu er⸗ 
richtenden Provinzialſtände (Artikel III.) außer der Vorberathung 
von Geſetzentwürfen und dem Petitionsrecht auch auf: daß 

„die Communalangelegenheiten der Provinz ihren Be- 

ſchlüſſen unter Vorbehalt Unſerer Genehmigung und Auf- 

ſicht überlaſſen“ 
werden ſollen. Es war alſo nicht die Abſicht des Geſetzgebers, 
innerhalb des provinzialſtändiſchen Verbandes die Beibehaltung be⸗ 
ſonderer engerer Communalverbände in den einzelnen Landestheilen 
zu begünſtigen; die gemeinſamen Angelegenheiten der Provinz ſollen 
vielmehr auch in communaler Beziehung von den Provinzialſtänden 
erledigt werden. Dem gegenüber charakteriſirt ſich denn der mehr- 
erwähnte $ 57 als eine Uebergangs beſtimmung, welche verordnet, 
daß die Communalverhältniſſe der vereinigten Landestheile auf den 
gemeinſamen Verband nicht ohne Weiteres auf Grund des 
Geſetzes, ſondern durch Beſchluß der Betheiligten mit landesherrlicher 
Beſtätigung übergehen, bis zum Zuſtandekommen eines ſolchen Be⸗ 
ſchluſſes aber die beſtehenden Communaleinrichtungen conſervirt 
werden ſollen. 

Dieſe Auffaſſung iſt wiederholt in den Landtagsabſchieden, die 
man doch als authentiſche Interpretationen des Geſetzes wird an⸗ 
jehen müſſen, mit klaren Worten beſtätigt. Auch die Provinzial- 
ſtände der Provinz Preußen nahmen nämlich an, daß es die Abſicht 
des Geſetzes ſei, die Errichtung neuer Communallandtage in den 
Landestheilen zu geſtatten. Sie verzichteten nicht — wie behauptet 
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worden iſt — darauf, von dieſer Erlaubniß Gebrauch zu machen, 
ſondern wurden auf wiederholte Vorſtellungen dahin beſchieden, daß 
die weitere Ausbildung communaler Sondereinrichtungen der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzes nicht entſpreche. 

Gleich der erſte am 14. November 1824 zu Königsberg er⸗ 
öffnete ſtändiſche Provinziallandtag der Provinz Preußen hatte ſich 
mit dieſer Angelegenheit zu beſchäftigen, da das Geſetz ſelbſt ihn 
aufforderte, Vorſchläge in dieſer Beziehung zu machen. Der zur 
Vorberathung der Frage niedergeſetzte Ausſchuß erſtattete durch 
ſeinen Referenten, Grafen zu Dohna-Schlobitten, einen ſehr aus⸗ 
führlichen, eingehend motivirten Bericht. Derſelbe empfiehlt die 
Einrichtung je eines Communallandtags für Oſtpreußen und 
Littauen in Königsberg und für Weſtpreußen in Marienwerder. 
Der Wirkungskreis der Communallandtage ſoll im Allgemeinen 
darin beſtehen: 

„alle großen, auf die allgemeinen Verhältniſſe einwirkenden, 
ſich mithin nicht lediglich allein auf einen Ort oder einen 
Kreis beſchränkenden, mit einem öffentlichen Charakter ver⸗ 
ſehenen Inſtitutionen und Körperſchaften in den reſp. 
Landestheilen aufs Genaueſte zu revidiren und zu con⸗ 
troliren; ferner dahin zu wirken, daß dieſelben ihren 
Verpflichtungen in jeder Beziehung auf die entſprechendſte 
Weiſe genügen und ſich unter dem verſchiedenartigen Wechſel 
der Zeiten fortſchreitend immer vollkommener für ihre 
Zwecke entwickeln und ausbilden. Insbeſondere würde 
hieher gehören, daß die Communallandtage ſich aufs 
genaueſte mit allen Eigenthümlichkeiten und mit der wahren 
Lage dieſer großen Inſtitutionen und Körperſchaften in 
ihren Landestheilen bekannt machten, die entdeckten Mängel 
rügten, für die Ermittelung der paſſendſten Vervollkomm⸗ 
nungsvorſchläge und für deren richtige Anwendung ſorgten, 
eintretenden Falls dem Königlichen Commiſſario Anzeige 
machten und die allgemeinen Ergebniſſe ihrer Forſchungen 
und Bemühungen jedes Mal bei der nächſtfolgenden 
Sitzung der Provinzialſtände des Königreichs Preußen 
gründlich auseinanderſetzten.“ 

Dieſen Vorſchlägen des Ausſchuſſes ſchloß ſich der Provinzial⸗ 
landtag durchweg an. Nur darüber erhob ſich eine Debatte, ob 
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gerade die Errichtung von zwei Communallandtagen empfehlenswerth 
ſei, oder nicht vielmehr entweder ein einziger ausreiche, oder je einer 
für jeden Landestheil (im Ganzen alſo drei) oder für jeden Re⸗ 
gierungsbezirk einzurichten wäre; aber auch hier entſchied ſich die 
überwiegende Mehrheit ſchließlich für die Anſicht des Ausſchuſſes. 
Die Communallandtage ſollten alſo eine Control- und Auf⸗ 
ſichtsinſtanz für die in den einzelnen Landestheilen beſtehenden be⸗ 
ſonderen communalen Einrichtungen bilden. Als ſolche Gegenſtände, 
welche ihrer Competenz unterliegen ſollen, werden beiſpielsweiſe auf⸗ 
geführt: die Feuerſocietäten, die Landarmen⸗ und Correctionsanſtalten, 
die Irren⸗ und Krankenhäuſer, die Taubſtummen⸗Anſtalten, die 
landſchaftlichen Creditinſtitute — ſoweit nicht für Weſtpreußen wegen 
der Zugehörigkeit des Bromberger Diſtricts zur dortigen Landſchaft 
eine Modification erforderlich werden möchte — das Schuldenweſen 
der Städte, inſofern dieſelben Schuldſcheine in Umlauf ſetzen. Den 
Provinzialſtänden ſoll die Stellung als gutachtende, controlirende 
und revidirende Vertreter des Landes gewahrt bleiben; ſie ſollen 
ſich aber jeder Einmiſchung in die Details der Verwaltung enthalten. 
Hinſichtlich des Verkehrs der Communal- und Provinzialſtände 
mit einander ſprach ſich der Ausſchuß dahin aus: daß die Provin⸗ 
zialſtände ſich nie in irgend einen Schriftwechſel mit den Communal⸗ 
Landtagen einlaſſen, vielmehr nur ihre Meinung in ihren Protokollen 
ausſprechen und erforderlichen Falls bei dem Königl. Commiſſario 
oder des Königs Majeſtät geltend machen ſollten. Es war das 
eine Conſequenz der Vorſchläge, welche der Ausſchuß über die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Communallandtage machte. Nach dieſen ſollten 
die Mitglieder der letzteren aus der Zahl der Provinzialſtände 
derart gewählt werden, daß die Hälfte der dem betreffenden Landes⸗ 
theil angehörigen Stände Mitglieder des Communal⸗Landtags, die 
andere Hälfte deren Stellvertreter würde. Bei dieſem Modus 
konnten allerdings die Mitglieder des Communallandtages zugleich 
im Provinziallandtage die Beſchlüſſe des erſteren referiren, moti⸗ 
viren und vertreten; und konnte es andererſeits für ausreichend er⸗ 
achtet werden, das Reſultat der Verhandlungen im Prorinzial⸗ 
Landtag — an welchen ja auch die ſämmtlichen Mitglieder der 
Communallandtage ſich betheiligten — im Protokoll niederzulegen. 
Der Provinziallandtag verwarf jedoch das Princip des Aus⸗ 
ſchuſſes und ſprach ſich — wenn auch nicht mit Zweidrittelmehrheit 
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— dahin aus, daß die Mitglieder der Communallandtage zwar 
nach denſelben Grundſätzen wie die Provinzialſtände, aber nicht aus 
der Zahl der letzteren, ſondern frei zu wählen ſeien. Ueber den 
Verkehr beider Vertretungen mit einander äußert ſich die Denkſchrift, 
in welcher die Beſchlüſſe der Stände zuſammengeſtellt wurden, 
dahin: die Communallandtage ſeien mit dem Provinziallandtage 
aufs Innigſte verbunden. In der Regel müſſe ſich daher der 
Communallandtag an den Provinziallandtag wenden, und wie er 
von dieſem Aufträge anzunehmen verbunden ſei, auch das Recht 
haben, ihm ſeine Anſichten und Anträge mitzutheilen. Unmittelbare 
Verwendung der Communallandtage an den Königl. Commiſſarius 
oder den Landesherrn ſei nur ausnahmsweiſe in dringenden Fällen 
zu geſtatten. Der Schriftwechſel der Provinzialſtände mit den 
Communallandtagen ſei zwar möglichſt zu beſchränken, aber nicht 
unbedingt und grundſätzlich auszuſchließen. 

Der Landtagsabſchied vom 17. Auguſt 1825 eröffnet hierauf 
den Provinzialſtänden, daß fie die Abſicht des Geſetzes gänzlich miß— 
verſtanden hätten, und fährt wörtlich fort: 

„Was nämlich die Communallandtage anlangt, ſo haben 
Wir in dem Geſetze vom 1. Juli 1823, § 57, es deut⸗ 
lich ausgeſprochen, daß wir nur wegen der in den ein⸗ 
zelnen Landestheilen des ſtändiſchen Verbandes beſtehen— 
den Communalverhältniſſe die bisherigen Communal⸗ 
Verfaſſungen, wie ſie jetzt beſtehen und unter der 
alleinigen Modification der Zuziehung aller zur Land⸗ 
ſtandſchaft zugelaſſenen Stände, ſo lange fortdauern 
laſſen wollen, bis jene Communalverhältniſſe 
durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft auf die 
Geſammtheit der Provinzialſtände etwa über— 
gehen möchten. 

„Hieraus ergiebt ſich deutlich, daß nur beſtehende 
Communalverhältniſſe das Object der Verhandlungen des 
Communallandtages ſein und die Fortdauer der bisherigen 
Communalverfaſſungen unter der gedachten Modification 
rechtfertigen können, daß es daher ebenſo unzuläſſig 
iſt, neue Communalverfaſſungen in den verſchiedenen 
Landestheilen, wo ſolche nicht bereits beſtehen, zu bilden, 
als die Wirkſamkeit der Communallandſtände auf andere 
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Gegenſtände als die Communalverhältniſſe des Landes⸗ 
theils auszudehnen.“ a 

Aus dieſen Grundſätzen wird ſodann gefolgert, daß ein Zu⸗ 
ſammenwirken des Provinziallandtages mit den Communallandtagen 
in der vorgeſchlagenen Weiſe abſolut unzuläſſig, daß ferner das 
Bedürfniß der Errichtung von Communallandtagen mit Rückſicht 
darauf, daß die Landarmen- und Correctionshäuſer der einzige 
Gegenſtand ihrer eventuellen Wirkſamkeit ſein würden, für dargethan 
noch nicht anzuſehen, vielmehr die Sache zur anderweiten Ueber⸗ 
legung und Aeußerung an die Stände zurückzuverweiſen ſei. 

So kam die Frage im zweiten Provinziallandtage (1827) 
abermals zur Verhandlung. Die Stände verblieben bei der früher 
ausgeſprochenen Anſicht, die ſie wiederum in einer Denkſchrift nieder⸗ 
legten, mit dem wiederholten Antrage auf Geſtattung der Einrich⸗ 
tung von zwei Communallandtagen für Weſtpreußen, bezw. Oſtpreußen 
und Littauen ſchließend. Die Denkſchrift hebt hervor, daß aller⸗ 
dings zunächſt nur die Angelegenheiten des Landarmenweſens und 
der Correctionshäuſer unbedingt als ſolche anzuſehen ſeien, hinſicht⸗ 
lich deren von Seiten der Stände eine Controle ſtattgefunden 
habe, daß es aber gleichwohl auch anderweite Gegenſtände gebe, 
die ihrer Natur und Weſen nach als Communalangelegenheiten zu 
betrachten ſeien, und daß, wenn bisher in den Landestheilen das 
Inſtitut der Communallandtage ſchon beſtanden hätte, ſicherlich 
mehrere Communalangelegenheiten von ihnen bearbeitet ſein würden, 
wie ſich auch bei Einführung dieſes Inſtituts im Laufe der Zeit 
mehrere Gegenſtände dieſer Art finden würden. Es wird ferner 
dem Bedauern Ausdruck gegeben, daß es den Provinzialſtänden nicht 
unbedingt vergönnt ſei, Communalſtände in den Provinzen zu er⸗ 
richten, wie dies doch den Provinzen Pommern, Brandenburg und 
Lauſitz geſtattet worden ſei. 

Auf dieſe Ausführungen entgegnet der Landtagsabſchied vom 
17. März 1828 ziemlich kurz: daß in denſelben nichts zu finden 
ſei, was die im Landtagsabſchiede vom 17. Auguſt 1825 ausge⸗ 
ſprochenen Bedenken erledigen und zur Neubegründung der bis jetzt 
nicht vorhanden geweſenen Inſtitution bewegen könnte. Das Bei⸗ 
ſpiel der Provinzen Brandenburg, Pommern und der beiden Lauſitzen 
könne nicht angezogen werden, da in jenen Provinzen bedeutende 
Schuldenweſen und provinzielle Inſtitute beſtänden und die Fort⸗ 
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dauer der nicht erſt neu eingerichteten, ſondern von jeher abgehaltenen 
Communallandtage auch fernerhin erforderlich machten. 

Noch einmal nahmen die Stände Veranlaſſung, ihre zwei Mal 
unerhört gebliebenen Wünſche wiederum vorzutragen. Als dem 
vierten Provinziallandtage (1831) der Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treffend die Verpflichtung zur Armenpflege, zur Begutachtung bot 
gelegt wurde, benutzte derſelbe die Gelegenheit, ſeiner Ueberzeugung 
Ausdruck zu geben, daß es oftmals zeitraubend und nicht angemeſſen 
geweſen ſei, die verſchiedenen, in provinzieller Beziehung ſehr ab⸗ 
weichenden Landarmenangelegenheiten der Landestheile Oſtpreußen 
und Littauen und Weſtpreußen in der Geſammtheit der Provinzial⸗ 
ſtände zu berathen, und wiederholte den Antrag: 

„ſowohl zur Begutachtung der noch zu entwerfenden Pro⸗ 

vinzialarmenordnung als auch zur Bearbeitung der 

Landarmenangelegenheiten in den Landestheilen Weſtpreußen 

einen Communallandtag und einen desgl. für die Landes⸗ 

theile Oſtpreußen und Littauen huldreichſt anordnen und 
zu ſeiner Zeit zuſammenberufen zu laſſen.“ 

Eine Antwort erging auf dieſe erneute Vorſtellung über⸗ 
haupt nicht. 

5 Aus dieſen Vorgängen geht zweifellos hervor, daß es die A b⸗ 
j icht des Geſetzes vom 1. Juli 1823 nicht war, die geſonderte Ent⸗ 
wickelung der Communalangelegenheiten in den Landestheilen zu be⸗ 
günſtigen, daß daſſelbe vielmehr nur die damals vorhandenen 
Sondereinrichtungen ohne Weiteres zu verſchmelzen Bedenken trug. 
Das hat allerdings nicht gehindert, daß — nachdem das einzige 
gemeinſame Inſtitut, die Taubſtummenanſtalt zu Königsberg, bald 
darauf aus aller Verbindung mit der ſtändiſchen Verwaltung ge⸗ 
löſt war, — nicht nur die neu errichteten Landarmenanſtalten, ſon⸗ 
dern auch alle anderen weſentlichen Verwaltungszweige (Chauſſeebau⸗ 
fonds, Provinzialhilfskaſſe, Meliorationsfonds) ſich in dieſem parti⸗ 
cularen Sinne geſtalteten, daß ſogar nach Bedürfniß noch kleinere 
Verwaltungsbezirke als Grundlage der Entwickelung gewählt wur⸗ 
den. Was die Provinzialſtände erſtrebt hatten, war nicht die Tren- 
nung der Provinzen, ſondern die Möglichkeit, diejenigen Angelegen⸗ 
heiten, welche lediglich einen Landestheil angingen, auch nur von den 
Vertretern dieſes Theiles berathen und erledigen zu laſſen. Was 
ſie erreichten, war die getrennte Entwickelung der Communalange⸗ 
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legenheiten; nicht gewährt wurde die Einrichtung beſonderer Ver⸗ 
ſammlungen zur Berathung dieſer Angelegenheiten. Wenn man 
nun erwägt, daß die Verweigerung der Communallandtage gerade 
damit motivirt wurde: es ſollten keine neuen particularen Inſtitute ge⸗ 
ſchaffen werden, und daß dann gleichwohl die vollſtändig getrennte Ent⸗ 
wickelung faſt aller weſentlichen Communalangelegenheiten geſtattet 
wurde, ſo iſt man genöthigt zu folgern, daß entweder die Meinung 
an maßgebender Stelle ſich ſehr ſchnell geändert, oder daß weniger 
eine Abneigung gegen die Sonderentwickelung an ſich beſtanden 
hat, als gegen die Inſtitution der Communallandtage, gegen jede 
Ausdehnung auch nur des Scheinparlamentarismus, wie ihn die 
ſtändiſchen Verſammlungen darſtellen. 

Eine lange Reihe von Jahren war nicht mehr von einer ſolchen 
Aenderung der ſtändiſchen Verfaſſung die Rede. Nur ein neben⸗ 
ſächlicher Punkt fand inzwiſchen ſeine Erledigung. 

Nach § 55 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 ſollten die Pro⸗ 
vinziallandtage abwechſelnd in Königsberg und in Danzig zuſammen⸗ 
treten. Der von dem erſten Provinziallandtage nicht aus princi⸗ 
piellen, ſondern lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen ausgeſprochene 
Wunſch, daß der nächſte Landtag in Marienburg abgehalten werden 
möge, wurde unter Hinweis auf die geſetzliche Beſtimmung abge⸗ 
lehnt. Es tagten nun der erſte (1824), dritte (1829), vierte (1831), 
ſechſte (1837) und achte (1843) Landtag in Königsberg, der zweite 
(1827), fünfte (1834) und ſechſte (1841) in Danzig. Beiläufig 
ſei bemerkt, daß die Staatsregierung trotz der entgegenſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung keinen Anſtand nahm, ausnahmsweiſe den 
vierten Provinziallandtag nach Königsberg zu berufen, obwohl auch 
der dritte in dieſer Stadt verſammelt geweſen war. 

Am 10. April 1843 beantragte der Abgeordnete Graf zu Dohna⸗ 
Lauck, daß künftig die Verhandlungen des Landtags nur in Königs⸗ 
berg ſtatthaben möchten. 


Der Antrag wurde damit motivirt, daß nach Vereinigung des 
Königreichs Preußen in einen Oberpräſidialbezirk ein Grund, die 
Landtage alternirend in Königsberg und Danzig tagen zu laſſen, 
nicht vorhanden ſei; daß die Benutzung einer Bibliothek und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Hilfsmittel in Königsberg leichter als in Danzig zu er⸗ 
reichen, daß der Actentransport ſchwierig ſei und unerſetzliche Ver⸗ 
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luſte befürchten laſſe; daß das Sitzungslocal im Königlichen Schloſſe 
zu Königsberg weſentliche Vorzüge habe, zudem bei Abhaltung des 
Landtags in Königsberg die Reiſekoſten der Abgeordneten um etwa 
2000 Thlr. niedriger ſeien; daß endlich bei der zu erwartenden 
Oeffentlichkeit der Landtagsverhandlungen und dem alsdann noth— 
wendigen Bau eines beſondern Ständehauſes das Alterniren der 
Landtage ohnehin unmöglich werde. 

Hiergegen hoben die weſtpreußiſchen Abgeordneten hervor, daß 
dem Landestheil Weſtpreußen ein ihm durch das Geſetz verliehener 
Vorzug nicht entzogen werden dürfe, daß gerade im Hinblick auf 
die zu erwartende Oeffentlichkeit der Verhandlungen dieſer Vorzug, 
der auch den Committenten der weſtpreußiſchen Abgeordneten die 
Möglichkeit gebe, von der Thätigkeit ihrer Vertreter ſich perſönlich 
Ueberzeugung zu verſchaffen, um ſo bedeutungsvoller ſei; daß endlich 
die erſtrebte Verbrüderung der Landestheile nicht ſicherer erreicht 
werden könne, als durch die wechſelſeitigen Berührungen, zu denen 
gerade das Alterniren der Landtage Anlaß gebe. Als dann auch 
von oſtpreußiſcher Seite geltend gemacht wurde, daß man nur un⸗ 
gern die unmittelbaren Eindrücke, die das Kennenlernen weſtpreußi⸗ 
ſcher Verhältniſſe und der Aufenthalt in Danzig gebe, aufgeben 
würde, wurde der Antrag zurückgezogen und die Streitfrage damit 
vertagt. 

Gleichwohl wurde nur noch der folgende (neunte) Provinzial⸗ 
landtag im Jahre 1845 in Danzig, der zehnte bis zwölfte (1851, 
1852, 1853) dagegen nach einander in Königsberg zuſammenberufen. 
Dem zwölften Landtag wurde ſodann der Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des § 55 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 
dahin, daß die Provinzialſtände künftig nur in Königsberg ſich ver⸗ 
ſammeln ſollten, zur Begutachtung vorgelegt. Die Motive enthalten 
im Weſentlichen daſſelbe, was bereits vor zehn Jahren zu Gunſten 
dieſer Aenderung angeführt war, und fügen nur ein neues Mo⸗ 
ment hinzu: das nämlich durch dieſelbe ein äußeres Zeichen der 
Gemeinſamkeit der Provinz hergeſtellt werde. Das Reſultat der 
Verhandlungen war, daß der Landtag mit allen gegen acht Stim⸗ 
men ſich für den Entwurf ausſprach. 

Der Landtagsabſchied vom 22. September 1856 ſagt die ge⸗ 
eignete Berückſichtigung dieſes Gutachtens bei den eingeleiteten wei- 
teren legislativen Berathungen über die Provinzialverfaſſung zu. 
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Von jetzt ab find die Ständeverſammlungen ausſchließlich in Königs⸗ 
berg zuſammengetreten. 


Das Beſtreben, aus der weſtlichen Hälfte der Provinz einen 
eigenen ſelbſtſtändigen Verwaltungsbezirk mit Danzig als Provinzial⸗ 
hauptſtadt zu bilden, trat in erkennbarer Weiſe hervor, als zu An⸗ 
fang dieſes Jahrzehnts die Vorlegung des Entwurfs einer Kreis⸗ 
ordnung Seitens der Staatsregierung keinen Zweifel darüber ließ, 
daß die in Angriff genommene Verwaltungsreform in ihrem wei⸗ 
teren Vorſchreiten auch den Provinzialverbänden eine veränderte und 
erheblich erweiterte Thätigkeit zuweiſen müſſe. Einen äußeren An⸗ 
laß gab die im Jahre 1872 zu Marienburg ſtattfindende Säcular⸗ 
feier der Wiedervereinigung des größten Theiles Weſtpreußens mit 
der preußiſchen Monarchie. 


Vor einer kurzen Recapitulation der für und gegen die Thei⸗ 
lung der Provinz Preußen geltend gemachten und in der nahezu 
fünfjährigen Debatte erſchöpfend dargelegten Gründe erſcheint es 
nothwendig, noch in kurzen Zügen feſtzuſtellen, welcher Art der der⸗ 
malige geſetzliche Zuſtand war, um ſo gewiſſermaßen das Terrain 
zu ſkizziren, auf welchem der Kampf ſtattfand. 

In den obigen Ausführungen iſt bereits der Annahme wider⸗ 
ſprochen, als habe bei Erlaß des Geſetzes vom 1. Juli 1823 die 
Anſicht beſtanden: die zur Provinz Preußen vereinigten Landestheile 
zeigten ganz beſondere, abnorme Verhältniſſe, denen durch beſondere 
Beſtimmungen in dem Organiſationsgeſetz zum Schutze der bedrohten 
weſtpreußiſchen Minorität Rechnung getragen werden müſſe. Es 
iſt gezeigt worden, daß vielmehr die für die Provinz Preußen er⸗ 
laſſenen Vorſchriften ganz conform und faſt wörtlich übereinſtim⸗ 
mend ſind mit den in allen anderen Provinzen geltenden Beſtim⸗ 
mungen, daß ſie alſo unmöglich in ſingulären Verhältniſſen unſerer 
Provinz ihren Grund haben konnten, daß zudem die Meinung, als 
habe die Staatsregierung die Sonderentwickelung der Communal⸗ 
einrichtungen in den einzelnen Landestheilen durch den mehrfach 
eitirten 8 57 begünſtigen wollen, durch die Landtagsabſchiede vom 
17. Auguſt 1825 und 17. März 1828 auf das Bündigſte widerlegt 
wird. Wie verbreitet übrigens der Irrthum geweſen, daß es ſich 
hier um Specialvorſchriften für unſere Provinz handele, mag man 
daraus entnehmen, daß derſelbe in den Bericht des Referenten des 
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Herrenhauses übergegangen ift!), daß ſogar die Motive zum Geſetz 
vom 19. März 1877 in dem unbefangenen Leſer den Eindruck her⸗ 
vorrufen müſſen, als ſeien in jenen Vorſchriften beſondere Garan⸗ 
tien zur Erhaltung der eigenartigen Entwickelung von Oſt⸗ und 
Weſtpreußen geſchaffen ?), und daß dieſer Irrthum weder im Herren⸗ 
hauſe, noch im Abgeordnetenhauſe, noch im Provinziallandtag eine 
Widerlegung erfahren hat. 

Nur kurz zu erwähnen iſt die Behauptung, daß durch das 
Geſetz vom 1. Juli 1823 Oſt⸗ und Weſtpreußen nicht zu einer 
Provinz, ſondern nur zu einem provinzialſtändiſchen Verbande ver⸗ 
einigt, mithin die Verbindung nur in ſtändiſcher Beziehung aus⸗ 
geſprochen ſei. Selbſtverſtändlich hatte das von Einführung der 
Provinzialſtände handelnde Geſetz auch nur Veranlaſſung, von der 
Conſtituirung eines ſtändiſchen Verbandes zu ſprechen. Aber auch 
abgeſehen davon, daß (wie ebenfalls bereits erwähnt) die Verwal⸗ 
tung der Communalangelegenheiten — und auf dieſe wird es hier 
doch weſentlich ankommen — durch Geſetz gerade den Provinzial⸗ 
ſtänden übertragen war, iſt es ja bekannt, daß gleichzeitig die Ver⸗ 
ſchmelzung der Landestheile in einen ſtaatlichen und politiſchen Ver⸗ 
waltungsbezirk nicht nur thatſächlich vor ſich ging, ſondern auch in 
den Cabinetsordres vom 13. April 1824 und 3. December 1829 
eine geſetzliche Grundlage erhielt. 

Hieraus ergiebt ſich, daß die Provinz Preußen nicht nur einen 
ſtändiſchen Verband, ſondern auch einen einheitlichen ſtaatlichen Ver⸗ 
waltungsbezirk bildete, daß für dieſelben Vorſchriften bezüglich der 
ſtändiſcken Verfaſſung galten, wie für alle anderen Provinzen, daß 
die Communalverwaltung in den beiden Theilen der Provinz zwar 
eine getrennte, zum Theil ſogar grundſätzlich verſchiedene Entwicke⸗ 
lung genommen hat, daß die Provinz aber für die Verwaltung der 
Communalangelegenheiten in den einzelnen Landestheilen eigene 
Körperſchaften, — wie ſie in anderen Provinzen beſtanden, — nicht 
erhalten hat, die Verwaltung der getrennten communalen Anſtalten 
vielmehr von dem gemeinſamen Provinziallandtag geführt wurde. 


1) Vgl. Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des Herren⸗ 
hauſes. 1877. Band I. Seite 175. 

2) Vgl. Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des Hauſes der 
Abgeordneten. 1877. Anlagen. Band I. Seite 552. 
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Die überwiegende Mehrheit der Bewohner der weſtlichen Pro⸗ 
vinzhälfte erſtrebte alſo eine Abänderung dieſes geſetzlichen Zuſtandes, 
weil mit Einführung der communalen Selbſtverwaltung die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter denen derſelbe allein erträglich geweſen ſei, ſich 
völlig ändern müßten. Die zur Motivirung dieſer Forderung bei⸗ 
gebrachten Gründe laſſen ſich im Weſentlichen dahin zuſammenfaſſen: 

„Die Provinz Preußen — ſo argumentiren etwa die Befür⸗ 
worter der Theilung — iſt in ihrem dermaligen Umfange zu groß, 
um eine kräftige Verwaltung zuzulaſſen; ſie iſt vermöge ihrer Lage 
und Ausdehnung für eine einheitliche Provinzialverwaltung ganz 
ungeeignet; die lockere Vereinigung der bei einer Längenausdehnung 
von etwa 70 Meilen 1134 Quadratmeilen!) umfaſſenden Landes⸗ 
theile iſt unzulänglich für die kräftige Förderung einer gedeihlichen 
Fortentwickelung. Eine ſo große Provinz kann nicht von einem 
Mittelpunkte aus verwaltet werden. Zudem hat ſie ein natürliches 
Centrum gar nicht; ſie entbehrt einer durch die Geſchichte und Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe gegebenen Hauptſtadt, wie ſie z. B. Schleſien in 
Breslau beſitzt. Der Sitz der Centralverwaltung liegt vielmehr 
in der einen Ecke der Provinz, und dadurch werden die Nachtheile 
der räumlichen Ausdehnung noch vergrößert. 


1) Es enthalten nach amtlicher Statiſtik: 
Einwohner nach der 

Flächeninhalt Zählung von 1875 alſo Einwohner 

Hectar (incl. Militär) auf 100 Hectar 
Weſtpreuß en l 2,548,411 1,342,750 
Oſtpreußen 3,697,586 1,856,421 
die Provinz Preußen 6,245,997 3,199,171 
Brandenburg 3,989,868 3,126,411 
Pommern 3,012,229 1,462,290 
2,895,181 1,606,084 
Schleſien 4,028,490 3,843,699 
Sachſen 2,524,033 2,168,988 
Schleswig ⸗Holſtein 1,828,734 1,073,926 
3,828,456 2,017,393 
1,905,697 
Hefien-Nafjau .... 1,467,898 
do. Rheinland 3,804,381 
Hohenzollern 5 66,466 
das Königreich Preußen 25,742,404 

2 ** 
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Durch dieſe Verhältniſſe wird eine einheitliche Staatsverwaltung 
ebenſo abſolut ausgeſchloſſen, als eine einheitliche Provinzialver⸗ 
waltung. Die erſtere iſt möglich geweſen, weil und ſo lange nicht 
der Oberpräſident, ſondern die Bezirksregierungen die eigentlich ver⸗ 
waltenden Behörden waren. Die Provinzialordnung erſtrebt eine 
Aenderung in dieſem Syſtem; dieſe Aenderung iſt aber undurch⸗ 
führbar für einen Verwaltungsbezirk von der Größe der Provinz 
Preußen. Die Aufgabe des Oberpräſidenten, Uebereinſtimmung in 
die Verwaltungsgrundſätze und Conſequenz in die Ausführungs⸗ 
maßregeln innerhalb des Verwaltungsgebiets zu bringen, iſt zweifellos 
leichter zu erfüllen vier Regierungen als vier Bezirksräthen gegen⸗ 
über. Dazu kommt, daß die Amtsthätigkeit des Oberpräſidenten 
nicht unerheblich vermehrt werden wird, da ihm die endgiltige Ent⸗ 
ſcheidung überall da überlaſſen werden ſoll, wo ſie nicht aus höheren 
politiſchen Rückſichten den Reſſortminiſtern vorbehalten bleiben muß. 
Die nothwendige Folge wird ſein, daß thatſächlich auch fernerhin 
nicht der Oberpräſident, ſondern die Regierungspräſidenten die 
Staatsgewalt handhaben werden. Dadurch muß aber die Verwal⸗ 
tung geſchädigt werden, da die Einheitlichkeit in derſelben verloren 
geht. Ganz beſonders fühlbar wird dieſer Mißſtand in der Schul⸗ 
verwaltung hervortreten müſſen. Weſtpreußen ſtellt nach amtlichen 
Erhebungen den größten Procentſatz an Recruten ohne jegliche Schul⸗ 
bildung; einen größeren ſogar als Poſen. Während in den Jahren 
1866 bis 1868 von den ausgehobenen Mannſchaften in der ganzen 
Monarchie nur 3, Procent der Schulbildung ganz entbehrten, weiſt 
der Regierungsbezirk Marienwerder deren 14, Procent, Danzig 
ſogar 15, Procent auf gegen 14, und 14, Procent in den Re⸗ 
gierungsbezirken Bromberg und Poſen.!) Es liegt auf der Hand, 
daß bei einem Zuſtande des Elementarſchulweſens, welcher der ſtaat⸗ 
lichen Fürſorge und unausgeſetzten Pflege noch auf das Aller- 
dringendſte bedarf, dieſe von einem einzigen Provinzial⸗Schulcollegium 
in einer Provinz nicht wirkſam ausgeübt werden kann, die an Größe 
dem Königreich Baiern nahezu gleichkommt. 

In der Communalverwaltung müſſen ſich dieſelben Unzuträg⸗ 
lichkeiten ergeben. Für Weſtpreußen iſt es unerläßlich, daß bei der 


1) Vgl. Rede des Abgeordneten Rickert. Stenographiſche Berichte über 
die Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten. 1875. Band II. Seite 1053. 
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Neugeſtaltung der communalen Verwaltung ein corporativer Ver⸗ 
band von geringerem Umfange hergeſtellt werde, der allein eine 
ſeinen Intereſſen genügende Selbſtverwaltung erſt ermöglicht. Iſt es 
ſchon wünſchenswerth, daß dem leitenden Staatsbeamten eine mög⸗ 
lichſt genaue Kenntniß der localen Verhältniſſe in dem ihm unter⸗ 
ſtellten Verwaltungsbezirk beiwohnt, ſo iſt dies ganz unbedingt noth⸗ 
wendig für die Organe der Selbſtverwaltung. Nun iſt Königsberg ſchon 
an ſich durch ſeine Lage ebenſo wenig der Ort, von dem aus eine 
Selbſtwerwaltung für die ganze Provinz in dieſem Sinne geführt 
werden könnte, als es überhaupt möglich iſt, daß denſelben Perſonen 
zugleich die Localverhältniſſe in den Kreiſen Memel und Deutſch⸗ 
Krone bekannt ſind. Bei der räumlichen Ausdehnung der Provinz 
iſt es aber ebenſo unmöglich, daß 13 Mitglieder des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes — die höchſte geſetzlich zuläſſige Anzahl ($ 46 der Pro- 
vinzialordnung vom 29. Juni 1875) — ſo gewählt werden können, 
daß in dieſer die eigentliche Verwaltung führenden Behörde jeder 
Bezirk der Provinz einen orientirten Vertreter beſitzt. Iſt das aber 
nicht der Fall, ſo bleibt nur übrig, daß die Communalbehörden 
lediglich aus den Acten und vom grünen Tiſch verwalten, und das 
iſt das Gegentheil von Selbſtverwaltung. Mit Verringerung des 
Umfangs der Provinz, die eine Verringerung der Zahl der Pro⸗ 
vinzialausſchuß⸗Mitglieder nicht, oder doch nicht in demſelben Ver⸗ 
hältniß zur Folge hat, wächſt die Möglichkeit, daß die Verwaltung 
aus der eigenen Kenntniß der verwaltenden Behörde von den Ver⸗ 
hältniſſen und Bedürfniſſen ihres Bezirks heraus geführt werde. 
Beide Landestheile können ſonach nur gewinnen, bern durch 
die Trennung zwei Provinzen mit in ſich gleichen Intereſſen und 
einheitlicher Geſtaltung geſchaffen werden, deren Vertreter zur kräf⸗ 
tigen Wahrnehmung dieſer Intereſſen mehr als bisher befähigt ſein 
werden. Denn in der ungetheilten Provinz fehlt es eben an einer 
ſolchen Gleichartigkeit der Intereſſen. Weſtpreußen wird durch die 
Weichſel dominirt; es hat mit Oſtpreußen keinen durch wirthſchaft⸗ 
liche oder Handelsintereſſen gegebenen Zuſammenhang. Sein In⸗ 
tereſſe wendet ſich naturgemäß der Weichſelmündung zu, alſo nach 
Danzig, welches, wie der Mittelpunkt der gewerblichen und Ver⸗ 
kehrsintereſſen, auch der Sitz der Provinzialverwaltung ſein muß. 
Nicht nur die geſchichtliche Entwickelung der beiden Landestheile, 
ſondern auch ihre ſocialen und politiſchen Verhältniſſe ſind zudem 
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total verſchieden. Die gemiſchte polniſch⸗deutſche Bevölkerung Weſt⸗ 
preußens erfordert eine ganz andere Behandlung und ſtellt der 
Staatsverwaltung weſentlich verſchiedene Aufgaben, als ſie ſolche in 
Oſtpreußen vorfindet. Bei der einſtigen Vereinigung der Landes⸗ 
theile mag möglicher Weiſe auch der Geſichtspunkt maßgebend ge⸗ 
weſen ſein, daß man den Deutſchen Weſtpreußens einen ſichernden 
Rückhalt gegen die polniſch⸗nationalen Beſtrebungen durch die Ver⸗ 
bindung mit einem ausgedehnten reindeutſchen Landſtrich hat geben 
wollen. Aber in den ſeitdem verfloſſenen 50 Jahren haben ſich die 
Verhältniſſe dergeſtalt geändert, daß dieſes Argument jetzt wenig⸗ 
ſtens nicht mehr zutrifft. Das deutſche Element hat in den be⸗ 
ſitzenden und gebildeten Klaſſen Deutſchlands unbeſtritten das Ueber⸗ 
gewicht. In ſämmtlichen Vertretungen der Kreiſe mit gemiſchter 
Bevölkerung haben es die Polen günſtigſten Falls auf ein Drittel 
der Stimmen gebracht, in den Provinziallandtag aber nur einen 
einzigen Vertreter entſendet. Weſtpreußen hat daher gegenwärtig 
jo wenig Veranlaſſung, die polniſch⸗nationale, als die clericale Agi- 
tation zu fürchten. Es fühlt ſich ſtark genug, dieſen Kampf allein 
aufzunehmen, in welchem es zudem von Oſtpreußen weder bisher 
Hilfe erfahren, noch ſolche für die Zukunft zu hoffen hat. Viel⸗ 
mehr ſteht zu erwarten, daß nach Beſeitigung der jetzt in der Pro⸗ 
vinzialvertretung vorhandenen und deren Wirkſamkeit beeinträchtigen⸗ 
den inneren Zerwürfniſſe das ſelbſtſtändige Weſtpreußen doppelte 
Kraft gewinnen wird, allen Sonderbeſtrebungen energiſch entgegen 
zu treten. 

Die Vereinigung der beiden Landestheile iſt aber auch that⸗ 
ſächlich ſtets eine rein äußerliche geweſen und hat zu einer wirklichen 
communalen Einheit niemals geführt. Es exiſtirt kein einziges ge⸗ 
meinſames Provinzialinſtitut. Das geſammte Landarmenweſen hat 
ſich in Oſt⸗ und Weſtpreußen nicht nur völlig getrennt entwickelt, 
ſo daß jeder Landestheil je eine Landarmenanſtalt (Tapiau, Grau⸗ 
denz), Taubſtummenanſtalt (Angerburg, Marienburg) und Irren⸗ 
anſtalt (Allenberg, Schwetz) beſitzt, ſondern dieſe Entwickelung iſt 
auch auf Grund eines total verſchiedenen Princips vor ſich gegangen.!) 
Die Provinzialhilfskaſſe und der Provinzial⸗Meliorationsfonds haben 


1) Reglement für den oſtpreußiſchen Landarmen-Verband vom 26. Sep⸗ 
tember 1864: 
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zwar eine gemeinſame Verwaltung, die Fonds ſind aber ebenfalls 
von vorne herein unter die beiden Landestheile vertheilt.) Bei Grün⸗ 
dung des Chauſſeebau⸗Prämienfonds erwies ſich das Gefüge der 
Provinz als ſo locker, daß der Fonds ſogar für jeden der vier Re⸗ 
$ 1. Der oſtpreußiſche Landarmen⸗Verband umfaßt die Regierungsbezirke 
Königsberg und Gumbinnen. Hinſichts der Fürſorge für Land⸗ 
arme, ſowie der Unterſtützung unvermögender Gemeinden nach 8 14 
des Armen⸗Pflege⸗Geſetzes vom 31. December 1842 bildet jedoch 
jeder landräthliche Kreis einen beſondern Landarmenverband. Einen 

ſolchen bildet auch die Stadt Königsberg. 

Reglement für den weſtpreußiſchen Landarmen⸗Verband vom 11. Sep⸗ 
tember 1867: 

$ 1. Der weſtpreußiſche Landarmen⸗Verband umfaßt die Regierungs⸗ 
bezirke Marienwerder und Danzig. 

§ 2. Er hat die Verpflichtung: 

1. zur Fürſorge für die Landarmen . . . . ſowie zur Ge⸗ 
währung von Beihilfen für unvermögende Gemeinden 

1) Statut der Provinzialhilfskaſſe für die Provinz Preußen vom 
7. Januar 1853: 

8 2... . . . Von dieſer Summe (400,000 Thlr.) wird den Re⸗ 

gierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen der Betrag von 
241,000 Thlr. und den Regierungsbezirken Danzig und Marien⸗ 
werder der Betrag von 159,000 Thlr. derart überwieſen, daß dieſe 
Beträge, ſoweit ſie nicht zu Provinzialinſtituten zu verwenden ſind, 
ausſchließlich im Intereſſe der erwähnten Bezirke verwendet wer⸗ 
den müſſen 

Revidirtes Regulativ für den Meliorationsfonds der Provinz Preußen 
vom 14. September 1853: 

8 1. Der Meliorationsfonds iſt zu theilen unter die Regierungsbezirke 
Königsberg, Gumbinnen, Danzig und Marienwerder nach Ver⸗ 
hältniß der Seelenzahl der ländlichen Bevölkerung. 

Beſchluß des Provinziallandtags vom 18. December 1858 — beſtätigt 
durch Miniſterial⸗Reſeript vom 27. September 1859 — zu 8 1 des Regula⸗ 
tivs vom 14. September 1853: 

Die Beſtände und Forderungen des preußiſchen Meliorations⸗ 
fonds ſollen fortan als ein Ganzes — ohne Trennung nach den 
Regierungsbezirken — verrechnet und nur die Einnahmen jedes 
Jahres mit Einrechnung des vorjährigen Beſtandes nach der Seelen⸗ 
zahl der vier Regierungsbezirke vertheilt werden mit der Maßgabe, 
daß, wenn aus einzelnen Regierungsbezirken wenige oder gar keine 
Anträge eingehen ſollten, der Beſtand zu Darlehnen in anderen 
Bezirlen verwendet werden darf. 
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gierungsbezirke getrennt conſtituirt wurde.) In gleicher Weiſe 
find die ſtaatlichen Behörden zum Theil bereits getrennt. Es be⸗ 
ſteht je eine Provinzial⸗Steuerdirection für Oft- und Weſtpreußen; 
eine einheitliche Verwaltung des Poft- und Telegraphenweſens in 
der ungetheilten Provinz iſt als undurchführbar anerkannt. Es be⸗ 
ſtehen ferner zwei landſchaftliche Creditinſtitute, zwei landwirthſchaft⸗ 
liche Centralvereine. Ueberall alſo findet ſich jetzt ſchon eine nach 
den Landestheilen getrennte Organiſation vor. Ein Oberpräſident 
und ein Provinziallandtag — das war die ganze Einheit! 

Und ſelbſt die gemeinſchaftliche Berathung der Angelegenheiten 
auf dem Provinziallandtag war nur eine formelle. Nach conſtanter 
von dem Landtagsmarſchall gebilligter Praxis traten jedes Mal die 
Abgeordneten der Landestheile in geſonderter Berathung zuſammen, 
um ſodann ihre Beſchlüſſe von der Plenarverſammlung einfach 
legaliſiren zu laſſen. Nur deshalb war auch eine gemeinſame Ver⸗ 
waltung bisher überhaupt möglich, weil ſie ſich eben von jedem Ein⸗ 
griff in die getrennte communale Verwaltung der einzelnen Landes⸗ 
theile ſorgſam fern hielt. 

Was man Trennung nennt, iſt alſo nichts weiter, als die Ab⸗ 
lehnung der angeſtrebten communalen Vereinigung von bisher 
factiſch getrennt geweſenen Landestheilen. Nicht trennen hieße nicht 
den beſtehenden Zuſtand conſerviren, ſondern in communaler Be⸗ 
ziehung völlig geſchiedene Intereſſen zuſammenwerfen. 

Wenn man aber ſelbſt annehmen wollte, daß auch bei der Neu⸗ 
geſtaltung der Verwaltung der bisherige Zuſtand der getrennten 
Entwickelung beibehalten werden könne, ſo würde dadurch für Weſt⸗ 
preußen doch jede wirkliche Selbſtverwaltung ausgeſchloſſen ſein. Es 
werden dann wie bisher die in Weſtpreußen aufkommenden Fonds 


1) Regulativ über die Bildung, Verwaltung und Verwendung eines 

Chauſſeebaufonds in der Provinz Preußen vom 1. Juli 1854: 
$ 2. Der Prämienfonds wird gebildet aus einem jährlich von der 
Provinz aufzubringenden Beitrage von mindeſtens 100,000 Thlr.. 


3. Die Commiſſion hat die Reihenfolge der zu gewährenden 
Prämien aus den disponibeln Mitteln nach der Wichtigkeit für 
den Verkehr feſtzuſtellen und jedenfalls dafür zu ſorgen, daß in 
jedem Regierungsbezirk der nach dem Verhältniß des geleiſteten 
Beitrags treffende Betrag verwendet wird. 
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nur für weſtpreußiſche Zwecke verwendet werden können. Ueber 
die Art der Verwendung beſchließen aber nicht die Vertreter Weſt⸗ 
preußens, ſondern die Verwaltungsorgane der gemeinſamen Provinz, 
in welchen die Weſtpreußen naturgemäß in der Minorität ſich be⸗ 
finden müſſen. Das kann man unmöglich Selbſtverwaltung nennen. 
Zwar hat die oſtpreußiſche Majorität den Wünſchen der Weſtpreußen 
ſtets Rechnung getragen, und dieſe haben keinen Grund, irgend 
welche Klage in dieſer Beziehung zu führen. Aber der Zuſtand 
an ſich iſt ein unerträglicher. Weſtpreußen muß danach ſtreben, 
auf eigene Füße geſtellt zu werden, da es zweifellos die Fähigkeit 
hat, als eigene Provinz ſeinen Aufgaben im vollſten Maße zu ge⸗ 
nügen. So werden die jetzt rivaliſirenden Provinztheile getrennt 
gute Nachbarn werden, und das Eintreten zweier kräftiger, ſelbſt⸗ 
ſtändiger, wenn auch kleinerer Corporationen für die gemeinſame 
Sache wird größere Wirkung haben, als das einer großen, aber 
lahmen, weil nur mechaniſch zuſammengefügten Körperſchaft. fo 
Weſtpreußen — ſo faßt das von der Minorität des Provinzial⸗ 
Landtags 1873 eingereichte Separatvotum die Gründe kurz zuſammen 
— darf nicht länger eines Sammelpunktes für die Kräfte entbehren, 
die fähig und bereit ſind, zur Förderung ſeiner Wohlfahrt ſich in 
gemeinſamer Arbeit zu verbinden; es empfindet lebhaft das Be⸗ 
dürfniß einer den wirthſchaftlichen Verhältniſſen, der geographischen 
Lage und der geſchichtlichen Entwickelung entſprechenden provinziellen 
Organiſation, welche es für die nothwendige Vorbedingung und die 
weſentliche Grundlage einer erfolgreichen Selbſtverwaltung ſeiner 
Angelegenheiten erachten muß.“ i 
Hierauf wird von gegneriſcher Seite etwa Folgendes erwidert: 
„Alle für die Theilung der Provinz angeführten Gründe ſind 
nichts weiter als ebenſo viele Variationen über das eine Thema 
von der übergroßen räumlichen Ausdehnung der Provinz. iM 
Dieſe räumliche Ausdehnung ift aber der Staatsregierung nicht 
bedenklich erſchienen und hat Unzuträglichkeiten nicht zur Folge ge⸗ 
habt zu einer Zeit, als die Provinz nahezu leine Verkehrserleich⸗ 
terungen beſaß; ſie kann jetzt um ſo weniger hinderlich ſein, nach⸗ 
dem dieſelbe nicht nur ein ausgebreitetes Chauſſeenetz, ſondern auch 
mehrere ſie in ihrer größten Länge durchſchneidende Eiſenbahnen 
und Telegraphenleitungen erhalten hat. Muß man auch zugeben, 
daß die Bevölkerung gewachſen iſt, jo hat doch noch in weit höherem 
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Maße die Zahl der Mittel zugenommen, welche der Regierung jetzt 
zur Verfügung ſtehen, um die nothwendigen Maßregeln ſchnell und 
wirkſam der Bevölkerung fühlbar zu machen. Was ſpeciell die 
Schulen anlangt, ſo läßt ſich freilich nicht beſtreiten, daß das Ele⸗ 
mentarſchulweſen, zumal in Weſtpreußen, unausgeſetzter und ein⸗ 
gehendſter Pflege dringend bedarf. Wenn aber in dieſer Beziehung 
gegenwärtig über Vernachläſſigung geklagt werden muß, ſo iſt doch 
dieſe Klage nicht gegen den einen Oberpräſidenten, ſondern in erſter 
Reihe gegen die verſchiedenen Localbehörden zu richten. Die oberſte 
Verwaltungsbehörde findet in anderen Provinzen auch bezüglich des 
Schulweſens ein weit größeres Arbeitsfeld. Während die Provinz 
Preußen 6882 Elementarſchulen, bezw. Schulklaſſen, mit 570,160 
ſchulpflichtigen Kindern hat, giebt es deren in Schleſien 7234 und 
649,277. Realſchulen haben Preußen und Schleſien je 9; Gym⸗ 
naſien Preußen 25, Schleſien 35; Lehrerſeminare Preußen 13, 
Schleſien 15. Auch hinſichtlich der durch die Miſchung verſchieden 
ſprechender Volksſtämme hervorgebrachten Schwierigkeiten iſt Preußen 
keineswegs am ungünſtigſten geſtellt. Schleſien hat 159,441 polniſch 
redende ſchulpflichtige Kinder, Preußen nur 131,496 polniſch und 
18,236 littauiſch redende, im Ganzen alſo 149,732. Auch die 
Rheinprovinz hat 1376 Schulklaſſen und 183,766 ſchulpflichtige 
Kinder mehr als die Provinz Preußen.!) Ebenſo gut wie in 
Schleſien und den Rheinlanden muß daher auch in Preußen die 
Leitung der Schulverwaltung durch eine oberſte Behörde mög⸗ 
lich ſein. 7 
Auch das iſt als richtig anzuerkennen, daß dieſelben Männer 
mit den Localverhältniſſen in allen Theilen der Provinz nicht in 
gleicher Weiſe vertraut ſein können. Das trifft aber für die ge⸗ 
trennten Provinzen in ganz gleicher Weiſe zu. Eine ſolche Special⸗ 
kenntniß können eben auch bei der Selbſtverwaltung nur die Local⸗ 
behörden haben. 

Daß die Intereſſen der Landestheile aber gänzlich verſchieden 
ſeien, muß durchaus beſtritten werden. Alle wirthſchaftlichen und 
ſocialen Intereſſen der Bewohner Oſt⸗ und Weſtpreußens ſind viel⸗ 
mehr völlig identiſch. Die Provinz wird im Norden eingerahmt 


1) Vgl. Rede des Abgeordneten Mahraun. Stenogr. Ber. über die Ver⸗ 
handlungen des Hauſes der Abgeordneten. 1877. Band I, Seite 719. 
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von der Oſtſee, im Oſten und Süden eingeſchloſſen und durch die 
Grenzſperre abgeſchloſſen von Rußland, ſie gravitirt daher in allen 
ihren Theilen gleichmäßig nach Weſten. Sie iſt überall allein auf 
Handel und Ackerbau angewieſen, hat in allen wirthſchaftlichen 
Fragen für gemeinſame Intereſſen zu kämpfen. Die Verkehrsver⸗ 
hältniſſe beider Landestheile find jo vollſtändig mit einander ver⸗ 
wachſen, daß es ſchwer fällt, die neue Provinzgrenze zu ziehen, und 
daß gerade da, wo dieſe Scheidelinie naturgemäß zu ziehen ſein 
würde, durch die Trennung die erheblichſten Intereſſen verletzt wer⸗ 
den würden. Für die Gleichartigkeit der Beziehungen ſpricht nament⸗ 
lich auch die große Anzahl freiwilliger Vereine, die ſich in der Ge⸗ 
ſammtprovinz ohne Scheidung nach Oſt und Weſt gebildet haben. 
So beſteht ferner ein preußiſcher Städtetag, der von den Städten 
des Oſtens und Weſtens gleichmäßig beſchickt wird. In keiner 
Provinz iſt es — eben der Verſchiedenartigkeit der Intereſſen 
wegen — möglich geweſen, ein ſo gemeinſames Zuſammengehen der 
genoſſenſchaftlichen Bewegung zu Stande zu bringen, als gerade in 
der Provinz Preußen. N 

Den übrigen Provinzen gegenüber aber fehlt es Preußen an 
allen Berührungspunkten. Gerade darum liegt es im Intereſſe der 
Provinz zuſammenzubleiben und nicht durch die Trennung ger 
ſchwächt und in ihren Theilen noch mehr iſolirt zu werden. Die 
beiden Provinzhälften ergänzen ſich in glücklichſter Weiſe: Weſtpreußen 
iſt in materieller Hinſicht vorgeſchritten, Oſtpreußen beſitzt in der 
Königsberger Hochſchule einen Hort der Wiſſenſchaft und geiſtigen 
Bildung. Mit Unrecht hält man dem entgegen, daß es der Provinz 
an einem Mittelpunkt des Verkehrs fehle, und daß die Mehrheit der 
Verkehrscentren auf die Nothwendigleit einer Theilung hinweiſe. 
Denn es iſt zwar nothwendig, daß eine Provinz ein Verwaltungs⸗ 
centrum, nicht aber, daß ſie auch nur ein Verkehrscentrum habe. 
Gerade die Vielheit der Verkehrscentren iſt eine Garantie für den 
Wohlſtand der Provinz. Zudem hat dieſelbe nicht bloß zwei, ſondern 
vier ſolche Centren: Memel, Königsberg, Elbing und Danzig. Von 
dieſen ſollen jeder der beiden neuen Provinzen zwei angehören. Es 
bleibt alſo auch nach der Theilung in jeder Provinz eine Mehrheit 
rivaliſirender Centren. 

Die Zuſammengehörigkeit der Provinz ergiebt ſich auch aus 
ihrer gemeinſamen hiſtoriſchen Entwickelung. Die Provinz Preußen 
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iſt altes deutſches Culturland. Zur Ordenszeit führte die Heerſtraße 
zur Verbindung Oſtpreußens mit Deutſchland durch die Kreiſe 
Konitz, Schlochau und Deutſch⸗Krone, und deshalb gehört auch heute 
noch der zwiſchen Poſen und Pommern hineingeſchobene ſüdweſtliche 
Zipfel zu Weſtpreußen. Allerdings gingen durch den Thorner Frie⸗ 
den der größte Theil von Weſtpreußen — mit Ausſchluß des alten 
Marienwerderſchen Kreiſes — und die vier ermländiſchen Kreiſe an 
Polen verloren. Dieſe Theile fielen nach dem Untergange des Polen⸗ 
reichs wieder an Preußen, wurden dann mit Oſtpreußen gemeinſam ver⸗ 
waltet, gingen demnächſt während der franzöſiſchen Occupation zum 
Theil abermals verloren, und wurden erſt 1815 zu einer eigenen 
Provinz vereinigt. Will man aber die vorübergehende Trennung 
der geſchichtlichen Entwickelung als einen Theilungsgrund anſehen, 
ſo fehlt doch gerade der neuen Provinz Weſtpreußen das Kriterium 
der gemeinſamen Entwickelung im höchſten Grade. Danzig war bis 
in die neueſte Zeit ein Freiſtaat, die weſtlichen Kreiſe gehörten zu 
Pomerellen, die Kreiſe Roſenberg und Marienwerder zum Herzog⸗ 
thum Preußen. Die letztgenannten Kreiſe haben heute noch oſt⸗ 
preußiſches Provinzialrecht und gehören zum Verbande der oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft. Dieſe Theile, welche auch nach dem Thorner 
Frieden bei Preußen blieben, widerſtreben der Theilung, die zuletzt 
hinzugekommenen Bezirke (Danzig und Thorn) agitiren am leb⸗ 
hafteſten für dieſelbe. Dem gegenüber hat ſich Oſtpreußen einmüthig 
für die Erhaltung des bisherigen Zuſtandes ausgeſprochen. Man 
darf eine Provinz, die ſo lange Jahre vereint beſtanden hat, nicht 
ohne Noth zerreißen. Während der funfzigjährigen Verbindung 
haben ſich viele Momente ergeben, welche der Mehrzahl der Be- 
wohner dieſe Vereinigung theuer, welche fie auch politiſch wichtig 
gemacht haben. Oſtpreußen kann daher einem Verlangen nicht zu- 
ſtimmen, welches die Zerſtückelung der Provinz bezweckt, die dem 
Geſammtkönigreich den Namen und zu vielen großen geſchichtlichen 
Begebenheiten den Anſtoß gegeben hat. 

Das Zuſammenbleiben der Provinz iſt ferner nothwendig auch 
im Intereſſe Weſtpreußens mit Rückſicht auf das theilweiſe Ueber⸗ 
wiegen der polniſchen Nationalität. Die Vereinigung hat ſtattge⸗ 
funden und mußte ſtattfinden, um nicht zwiſchen die reindeutſchen 
Provinzen Brandenburg und Oſtpreußen ein zweites Poſen einzu- 
ſchieben. Wenn bisher die polniſchen Elemente in den Kreisver⸗ 
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tretungen und im Provinzial⸗Landtage zurückgedrängt und in der 
Minorität verblieben find, jo iſt das ſehr erklärlich, da fie nicht er⸗ 
warten konnten, in der Geſammtprovinz es zu einer Mehrheit oder 
auch nur erheblichen Minderheit zu bringen, und daher keine Ver⸗ 
anlaſſung zu intenſiver Agitation hatten. Das Verhältniß ändert 
ſich aber, ſowie Weſtpreußen als ſelbſtſtändige Provinz in Betracht 
kommt. Daß die Polen in mehreren Kreiſen über die Majorität 
verfügen, zeigt der Ausfall der Landtags- und Reichstagswahlen, 
und bei der bekannten Rührigfeit der Partei kann nur die Er- 
fahrung lehren, ob es ihr nicht gelingen wird, trotz des ihr un⸗ 
günſtigen Wahlmodus auch in den Communalvertretungen eine 
Anzahl Sitze zu gewinnen. Keinenfalls aber kann man aus der 
Verſchiedenheit der Nationalitäten einen Grund für die Theilung 
herleiten. In Oſtpreußen giebt es ja ebenfalls — wenn auch in 
verſchwindender Minderheit — ſlaviſche Elemente. Will man nach 
dieſem Moment theilen, jo muß man die Provinz nicht in Oft- und 
Weſtpreußen, ſondern in Nord- und Südpreußen ſcheiden. Andere 
Provinzen zeigen aber noch viel ſchärfere Gegenſätze in der Be⸗ 
völkerung. So ſteht in Schleſien der halbpolniſchen Bergbau treiben⸗ 
den oberſchleſiſchen die reindeutſche Ackerbau treibende niederſchleſiſche 
Bevölkerung innerhalb derſelben Provinz gegenüber; Neuvorpommern 
hat ſich bis vor ſechzig Jahren unter ſchwediſcher Herrſchaft ganz 
eigenartig entwickelt; in Brandenburg haben die Landestheile eine 
ſelbſtſtändige Communalverfaſſung, — und doch hat in jenen Pro- 
vinzen noch Niemand an eine Trennung gedacht. 

Eine Verſchmelzung der verſchiedenen Sondereinrichtungen iſt 
gar nicht erforderlich. Die Provinzial⸗Ordnung ſieht Einrichtungen 
vor, die es ermöglichen, die communalen Inſtitute von der Central⸗ 
verwaltung loszulöſen und beſondern Organen zu unterſtellen. Da⸗ 
durch bleibt denſelben die Eigenart gewahrt, und es tritt gegen den 
früheren Zuſtand nur eine ſegensreiche Aenderung ein, die Sub- 
ordination aller Anſtalten unter eine einheitliche Oberleitung. Es 
iſt auch nicht richtig, daß die Berathung der Provinzial-Angelegen- 
heiten auf dem Provinzial⸗Landtage nur eine formelle geweſen, daß 
dort gewiſſermaßen Komödie geſpielt ſei. Alle Verwaltungsange⸗ 
legenheiten ſind vielmehr im Plenum ernſt debattirt, die Berichte der 
beiden Landarmen⸗Directionen von Commiſſionen, zu denen Mit⸗ 
glieder beider Provinzhälften gehörten, entgegengenommen und durch⸗ 
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berathen worden. Nur bei Wahlen wurden allerdings die Vorbe⸗ 
ſchlüſſe der Sonderverſammlungen in der Regel — aber keineswegs 
ausnahmslos — von dem Geſammtlandtage einfach gutgeheißen. 
Dieſes Verfahren bot die erforderliche Garantie gegen die befürchtete 
Majoriſirung. Von einer ſolchen kann aber überhaupt nur geſprochen 
werden, weil die weſtpreußiſchen Abgeordneten den Anſpruch erheben, 
als eine beſondere geſchloſſene Fraction angeſehen zu werden. Wollen 
ſie dieſen Standpunkt aufgeben und ſich daran gewöhnen, ſich ein⸗ 
fach als Mitbewohner der einen Provinz Preußen zu betrachten, jr 
müſſen auch jene Befürchtungen und Klagen verſtummen. Mit genau 
demſelben Recht würden ſich die Vertreter des Regierungsbezirks 
Gumbinnen in Oſtpreußen, die des Regierungsbezirks Danzig in 
Weſtpreußen darüber beklagen können, daß ſie majoriſirt würden, 
wenn ſie es nur darauf anlegen, ſich gegenüber eine geſchloſſene 
Mehrheit des andern Provinztheils zu ſchaffen. 

Eine große ſtarke Provinz Preußen kann in allen politiſchen 
und wirthſchaftlichen Fragen im Intereſſe ihrer Bewohner ein weit 
größeres Gewicht in die Wagſchale werfen, als die Theile in ihrer 
Iſolirung. Namentlich iſt die private und vertrauliche Einwirkung 
des Oberpräſidenten in allen legislativen und adminiſtrativen Fragen 
nicht zu unterſchätzen. Die beiden Oberpräſidenten der zwei neuen 
Provinzen werden doch möglicher Weiſe die gleichmäßigen Intereſſen 
derſelben in ungleichmäßiger Weiſe auffaſſen und vortragen, und bei 
ihrem widerſprechenden Vorgehen wird das Gewicht, welches dieſe 
Begutachtung ſeither hatte, fortfallen oder ſich doch vermindern. 

Man darf alſo, da ein zwingender Grund zur Theilung nicht 
dargethan iſt, die Provinz nicht gegen den Widerſpruch der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl ihrer Bewohner aus einander reißen, zumal 
die Einrichtung der doppelten Anzahl von ſtaatlichen und commu⸗ 
nalen Verwaltungsbehörden Mehrkoſten verurſachen muß, die man 
ſich ohne zwingenden Grund nicht wird aufbürden wollen.“ 

Zur öffentlichen Discuſſion in einer parlamentariſchen Ver⸗ 
ſammlung gelangte die Theilungsfrage zum erſten Mal im Jahre 
1873. Auf dem einundzwanzigſten Provinziallandtage wurde von 
dem Abgeordneten Oberbürgermeiſter von Winter und Genoſſen der 
Antrag eingebracht: 

Der Provinziallandtag wolle beſchließen, an des Kaiſers 
und Königs Majeſtät unter Ueberreichung einer Denkſchrift 
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die allerunterthänigſte Bitte zu lrichten, daß unter Auf⸗ 
hebung des durch das Geſetz vom 1. Juli 1823 begrün⸗ 
deten ſtändiſchen Verbandes der Provinz Preußen ein oſt⸗ 
preußiſcher und ein weſtpreußiſcher Provinzialverband her⸗ 
geſtellt werden. 

Der Antrag wurde nach eingehender Motivirung durch den 
Antragſteller einer Commiſſion zur Vorberathung überwieſen. In 
dieſer wurde von oſtpreußiſcher Seite abermals der Verſuch ge- 
macht, auf das in den erſten Landtagen mehrfach erörterte Project 
zurückzukommen. Es wurde nämlich hervorgehoben, daß dem An⸗ 
trage auch von Seiten ſeiner jetzigen Gegner werde zugeſtimmt 
werden können, wenn derselbe dahin amendirt werde: daß durch die 
beabſichtigte Trennung in zwei Communalverbände eine Veränderung 
der Organiſation der Provinz hinſichtlich der nicht communalen An⸗ 
gelegenheiten nicht beabſichtigt werde. Eine ſolche Amendirung er⸗ 
klärten aber die Antragſteller nicht acceptiren zu können, da nicht 
abzuſehen ſei, welches die Gegenſtände nicht communaler Natur ſein 
könnten, die nach Beſeitigung der früheren politiſchen Bedeutung der 
Provinzialſtände Gegenſtand provinzieller Berathung und Verwal⸗ 
tung werden möchten. 

Die Commiſſion entſchied ſich mit acht gegen ſechs Stimmen 
dahin, dem Landtage die Ablehnung des Antrags von Winter zu 
empfehlen. In der Plenarſitzung am 17. October 1873 wurde 
denn auch der Antrag, nachdem ihn die Abgeordneten Höne (Danzig), 
Kirſtein (Culm) und Freiherr von Hülleſſem (Schaaken) empfohlen, 
und der Referent der Commiſſion, Abgeordneter von Saucken⸗Julien⸗ 
felde (Angerburg), ſowie der ſtellvertretende Landtagsmarſchall Graf 
von Kanitz⸗Podangen und die Abgeordneten von Saucken⸗Tarputſchen 
(Inſterburg) und Geysmer (Elbing) denſelben bekämpft hatten, in 
namentlicher Abſtimmung mit 58 gegen 32 Stimmen!) abgelehnt. 


1) Die Majorität beſtand aus 52 oſtpreußiſchen und folgenden 5 weſt⸗ 
preußiſchen Abgeordneten: 
1. aus dem Stande der Ritterſchaft dem Abg. Geysmer (Elbing⸗ 
Marienburg⸗Stuhm); 
. aus dem Stande der Städte den Abgg. Heyroth und Wiedwald( Elbing); 
. aus dem Stande der Landgemeinden den Abgg. Matthös (Wahl⸗ 
kreis Rehden, umfaſſend die Kreiſe Löbau, Strasburg, Thorn, 
Graudenz) und Rentel (Elbing⸗Marienburg⸗Stuhm). 
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Hinſichtlich einer gleichzeitig vorliegenden Petition des Gutsbeſitzers 
von St. Paul⸗Maraunen, welche beantragte die Provinz Preußen 
in drei Provinzen: Weſt⸗ und Oſtpreußen und Lithauen zu theilen, 
wurde ſowohl in der Commiſſion als im Plenum einſtimmig Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung beſchloſſen. 

Die weſtpreußiſchen Abgeordneten gaben nach Ablehnung des 
Antrags von Winter ein von mehr als zwei Dritteln derſelben 
unterzeichnetes Separatvotum zu den Acten. Der durch § 48 des 
Geſetzes vom 1. Juli 1823 zugeſagte beſondere Beſcheid auf dieſes 
Separatvotum iſt indeſſen nicht ergangen, weil ein Landtagsabſchied 
für den Provinzial⸗Landtag von 1873, den letzten vor Erlaß der 
Provinzial⸗Ordnung, überhaupt nicht mehr publicirt wurde. 

Die Berathung der Provinzial⸗Ordnung war die nächſte Ge⸗ 
legenheit, bei welcher der Antrag auf Theilung der Provinz wieder 
aufgenommen werden konnte. Als im Jahre 1874 der Entwurf 
einer Provinzial⸗Ordnung für die öſtlichen Provinzen zum erſten 
Male im Haufe der Abgeordneten eingebracht wurde, ſtellte der Ab- 
geordnete Rickert (Danzig) zu demſelben den Abänderungsantrag: 
die Zerlegung der Provinz Preußen in zwei Provinzen, Oft- und 
Weſtpreußen, auszuſprechen. Die Provinzial-Ordnung blieb jedoch 
in der Sitzungsperiode von 1874 unerledigt und gelangte erſt in 
der folgenden (1875) zur Berathung. In der zur Vorberathung 
niedergeſetzten Commiſſion brachte der Abgeordnete Höne (Danzig) 
denſelben Antrag wiederum ein, und beſchloß demgemäß auch die 
Commiſſion die Einſchaltung eines $ 1a folgenden Inhalts: 

Die bisherige Provinz Preußen wird in zwei Provinzen, 
Oſtpreußen und Weſtpreußen, getheilt. Bis zur ander⸗ 
weiten geſetzlichen Regelung der Grenzen zwiſchen den 
Provinzen Oſtpreußen und Weſtpreußen beſteht die Pro- 
ſowie dem Landtagsmarſchall Regierungs⸗Chefpräſidenten Grafen 
zu Eulenburg⸗Wicken; 

die Minorität aus 29 weſtpreußiſchen und 3 oſtpreußiſchen Abgeordneten, nämlich: 

1. aus dem Stande der Ritterſchaft den Abgeordneten Freiherrn von 
Hülleſſem⸗Kuggen (Schaaken) und Thimm (Braunsberg); 

2. aus dem Stande der Städte dem Abgeordneten Steinorth (Wahl- 
bezirk Saalfeld, beſtehend aus den Städten Garnſee, Biſchofswerder 
Freiſtadt, Rieſenburg, Roſenberg, Deutſch-Eylau, Saalfeld, Liebe⸗ 
mühl, Oſterode, Mohrungen, Pr. Holland.) 
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vinz Oſtpreußen aus den zur Zeit die Regierungsbezirke 
Königsberg und Gumbinnen, die Provinz Weſtpreußen 
aus den zur Zeit die Regierungsbezirke Danzig und 
Marienwerder bildenden Landestheilen. 

Zur zweiten Berathung im Plenum gelangte der Entwurf 
am 8. April 1875. Nach lebhafter Debatte, an welcher für den 
Commiſſionsantrag außer dem Referenten, Abg. Dr. Miquel, die 
Abgeordneten Graf Bethuſy⸗Huc, Rickert und Biſchoff (Graudenz), 
gegen denſelben die Abgeordneten Engel (Graudenz), Kieſchke (Kö⸗ 
nigsberg), Dr. Virchow und v. Saucken⸗Tarputſchen (Angerburg), 
ſowie der Miniſter des Innern Graf Eulenburg mit der Erklärung, 
daß die Staatsregierung die Frage noch nicht für ſpruchreif halte, 
ſich betheiligten, ergab die namentliche Abſtimmung die Ablehnung 
des von der Comiſſion empfohlenen $ 1a. mit 207 gegen 
127 Stimmen.) 

In den ſpäteren Stadien der Berathung wurde der Antrag 
nicht wiederholt. 

Dem dreiundzwanzigſten Provinziallandtage der Provinz Preußen 
lagen 122 gleichlautende Petitionen weſtpreußiſcher Kreistage, Ma⸗ 


1) Von den 32 Abgeordneten Oſtpreußens ſtimmten: 

gegen den Commiſſionsantrag 24: die Abgg. Belian, Dr. Bender, Bern⸗ 
hardi, Borowski, Dörck, Donalies, Dröſe, Elgnowski, Fiedler, 
Frentzel, Häbler, Hoppe, Keßler, Kieſchke, Larz, Marquardt, Mehl- 
hauſen, Negenborn, Dr. Raths, Rudies, von Saucken⸗Julien⸗ 
felde, von Saucken⸗Tarputſchen, Seydel, Troje; 

für denſelben der Abg. Neumann (Raſtenburg⸗Gerdauen⸗Friedland); 

es fehlten die Abgg. Beerbohm, Brieſe, Douglas, Gajewski, Grünhagen, 
Dr. Jachmann; 

ein Mandat (für Pr. Holland-Mohrungen) war erledigt. 

Von den 22 Abgeordneten Weſtpreußens ſtimmten: 

für den Commiſſionsantrag 14: die Abgg. Dr. Bergenroth, Biſchoff, von 
Bismarck, von Brauchitſch, Höne, Kallenbach, Kurtius, von Loga, 
Plehn, Rickert, Thomſen, Wagner, Wehr, Worzewski; 

gegen denſelben 6: die Abgg. von Czarlinsti (Neuftadt = CartHaus), Engel 
(Graudenz-Roſenberg), von Lyskowski (Löbau), von Tholarski 
(Neuſtadt), Wiedwald (Elbing Marienburg), Wifjelind (Elbing⸗ 
Marienburg); 

es fehlte der Abg. Rasmus (Schwetz), ein Mandat (für Conit - Schlochau) 

war erledigt. 
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giftrate, landwirthſchaftlicher Vereine und Privatperſonen vor, welche 
mit dem Antrage ſchloſſen: 

1. Der Provinziallandtag wolle beſchließen, der Königlichen 
Staatsregierung gegenüber die Nothwendigkeit der Theilung 
der Provinz Preußen in die Provinzen Oſtpreußen und 
Weſtpreußen darzulegen und bei derſelben darauf anzu⸗ 
tragen, daß dem Landtage der Monarchie baldthunlichſt 
ein auf Durchführung dieſer Theilung gerichteter Geſetz⸗ 
entwurf vorgelegt werde. 

Der Provinziallandtag wolle bis dahin, daß die Theilung 
der Provinz Preußen durch Geſetz ſanctionirt iſt, die Ver⸗ 
waltung der Provinzialangelegenheiten in einer ſolchen 
Weiſe interimiſtiſch ordnen, daß daraus Schwierigkeiten 
für die Ausführung dieſer Trennung nicht erwachſen. 

Nachdem der Provinzialausſchuß am 23. September 1876 be⸗ 
ſchloſſen hatte, dieſe Petitionen — ſowie einen ferner eingegangenen 
Beſchluß des Kreistages zu Ortelsburg, welcher ſich einſtimmig ohne 
weitere Motivirung dahin ausſprach, daß die Theilung der Provinz 
im Intereſſe weder der Geſammtprovinz noch des Staates liege — 
dem Landtage ohne Votum zur Entſcheidung vorzulegen, kamen die⸗ 
ſelben im Plenum des letzteren am 3. October 1876 zur Verhand⸗ 
lung. Das Reſultat der ſehr lebhaften Debatte, in welcher für 
die Anträge der Petitionen die Abgeordneten Plehn (Schwetz), von 
Gordon (Schwetz), von Winter (Danzig) und Dr. Wehr (Konitz); 
gegen dieſelben die Abgeordneten Dirichlet (Darkehmen), Dr. Bender 
(Pr. Eylau), Dr. Möller (Königsberg), Seydel (Oletzko), Thomale 
(Elbing) und Graf zu Dohna⸗Schlodien (Pr. Holland) das Wort 
nahmen, war die Ablehnung zunächſt des Antrages zu 1. in nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 75 gegen 52 Stimmen‘) und demnächſt 
auch des Antrages zu 2. . 

Am 13. Februar 1877 wurde dem Abgeordnetenhauſe der 


1) Die Majorität ſetzte ſich zuſammen aus 71 oſtpreußiſchen und den 4 
weſtpreußiſchen Abgeordneten des Stadt- und Landkreiſes Elbing: Thomale, 
Wiedwald, Dr. Birkner, Vollerthum. Im Uebrigen ſtimmten die Weſtpreußen 
geſchloſſen für, ſämmtliche Oſtpreußen gegen die Anträge der Petitionen, mit 
ihnen auch der Abgeordnete Freiherr von Hülleſſem (welcher am 17. October 
1873 für den Antrag von Winter geſtimmt hatte.) 
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Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Theilung der Provinz Preußen, 
vorgelegt. Die erſte Berathung deſſelben fand am 16. Februar 
ſtatt und endete — nachdem die Abgeordneten Kieſchke (Königsberg), 
von Saucken⸗Tarputſchen (Angerburg) und Windthorſt (Bielefeld) 
gegen, die Abgeordneten Dr. Wehr (Konitz) und Dr. Miquel für 
die Vorlage geſprochen, und der Miniſter des Innern, Graf Eulen⸗ 
burg, hervorgehoben hatte, daß die Staatsregierung die definitive 
Erledigung der Angelegenheit in einem oder dem andern Sinne 
für dringend geboten erachte und ſich nach Prüfung der beigebrachten 
Gründe für die Theilung entſchieden habe — mit der Ablehnung 
des Antrages von Saucken auf Vorberathung in einer Commiſſion 
und dem Beſchluſſe, die zweite Leſung im Plenum vorzunehmen. 
In zweiter Leſung ſprachen gegen den die Theilung feſtſetzenden 
§ 1 des Geſetzes die Abgeordneten Dr. Bender (Königsberg) und 
Mahraun (Heiligenbeil⸗Pr. Eylau), für denſelben die Abgeordneten 
Graf Bethuſy-Hue und Hirſch (Danzig). Derſelbe wurde darauf 
in namentlicher Abſtimmung mit 201 gegen 158 Stimmen!) ange 
nommen. Auch die übrigen Paragraphen wurden mit Amendements 
der Abgeordneten Seydel und Dr. Miquel — nach Ablehnung des 
Antrags des Abgeordneten Klotz (Berlin) auf Verweiſung des 8 4 
und der dazu geſtellten Amendements an die Gemeindecommiſſion 
— genehmigt. Die Schlußberathung am 23. Februar ergab, nach⸗ 
dem die Abgeordneten Dirichlet und Seydel nochmals das Princip 
des Geſetzes bekämpft hatten, die Annahme deſſelben mit den Ab⸗ 
änderungsanträgen der Abgeordneten Miquel und Seydel. 


1) Es ſtimmten für § 1 von den Abgeordneten der Provinz Preußen: 
17 Abgeordnete Weſtpreußens: Dr. Bergenroth, von Brauchitſch, 
Dreſcher, Gerlich, Hankwitz, Hirſch, von Katzler, von Loga, 
Plehn, Rickert, Schnackenburg, Schröder, Wagner, Dr. Wehr, 
von Weiher, Wetzki, Worzewlei. 
Gegen § 1: 
die ſämmtlichen 32 Abgeordneten Oſtpreußens: Andohr, Beerbohm, 
Dr. Bender, Bernhardi, Borowski, Dirichlet, Dörck, Donalies, 
Douglas, Dröſe, Fiedler, Frentzel, Gajewski, Grünhagen, 
Häbler, Dr, Jachmann, Keßler, Kieſchke, Dr. Kolberg, 
von Kraatz, Krämer, Larz, Mahraun, Mehlhauſen, Quadt, 
Dr. Raths, Reinberger, Röſtell, von Saucken⸗Julienfelde, von 
Saucken⸗Tarputſchen, Seydel, Troje. 
3* 
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Das Herrenhaus erledigte den Geſetzentwurf in einmaliger 
Schlußberathung am 28. Februar durch Annahme nach den Be- 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes, nachdem für die Vorlage der Re⸗ 
ferent Profeſſor Baumſtark, und die Herren Graf von Schlieben, 
von Winter, von Witzleben, Graf zu Eulenburg, gegen dieſelbe die 
Herren Graf von Lehndorf und Freiherr von Mirbach das Wort 
ergriffen hatten, und ein Abänderungsantrag von Simpſon-Georgen⸗ 
burg zu $ 3 nicht die Majorität erlangt hatte. 

In beiden Häuſern wurde eine Petition des Kreiſes Oſterode, 
welcher den Wunſch ausſprach, eventuell mit Weſtpreußen vereinigt 
zu werden, weil das durch den oberländiſchen Canal verbundene 
Verkehrsgebiet keinesfalls zerriſſen werden dürfe, für durch die ge- 
faßten Beſchlüſſe erledigt erklärt. 

Unter dem 19. März 1877 erhielt das Geſetz,) betreffend 
die Theilung der Provinz Preußen, die Allerhöchſte Sanction. 
Es lautet nunmehr, wie folgt: 

$ 1. Aus der Provinz Preußen werden die beiden Pro- 
vinzen: Oſtpreußen, beſtehend aus den Kreiſen der 
Regierungsbezirke Königsberg und Gumbinnen, und 
Weſtpreußen, beſtehend aus den Kreiſen der Re⸗ 
gierungsbezirke Danzig und Marienwerder, gebildet. 
2. Die Einrichtung der erforderlichen neuen Behörden 
für die Staatsverwaltung in den neu gebildeten 
Provinzen (§ 1) erfolgt nach näherer Vorſchrift der 
bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen und der Feſt⸗ 
ſetzungen im Staatshaushaltsetat. 

Bis zur erfolgten Einrichtung bleiben die ge- 
genwärtigen ſtaatlichen Organe der Provinz Preußen 
für beide neuen Provinzen in Wirkſamkeit. 

Als neu einzurichtende ſtaatliche Verwaltungsbehörden für die 
Provinz Weſtpreußen mit dem Sitz in der Provinzialhauptſtadt 
Danzig führen die Motive des Geſetzes auf: Oberpräſidium, Pro⸗ 


und 4 weſtpreußiſche Abgeordnete: von Czarlinski(Neuſtadt⸗Carthaus), 
von Lyskowski (Löbau), von Thokarski (Neuſtadt⸗Carthaus), 
Wiedwald (Elbing⸗Marienburg). 
Es fehlte der Abgeordnete Wiſſelinck (Elbing⸗Marienburg). 
1) Die Veränderung beſtehender Provinzialgrenzen erfolgt durch Geſetz 
(§ 4 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875). 
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vinzialſchulcollegium, Medicinalcollegium, Rentenbankdirection. Eine 
geſonderte Provinzialſteuerdirection für Weſtpreußen hat bereits 
früher beſtanden. Die Frage der Einrichtung eines beſonderen 
evangeliſchen Provinzial - Conſiſtorii wird durch die Vorſchrift des 
§ 2 nicht berührt. 8 

Der zweite Abſatz iſt von dem Abgeordnetenhauſe auf Antrag 
der Abgg. Dr. Miquel und Seydel hinzugefügt. Die Regierungs⸗ 
vorlage ſprach das interimiſtiſche Fortbeſtehen für die ſtaatlichen und com- 
munalen Behörden zuſammen ($ 5 der Vorlage, vgl. jetzt $ 6) aus. 

$ 3. Jede der neuen Provinzen Oſtpreußen und Weſt⸗ 
preußen bildet einen mit den Rechten einer Corpo⸗ 
ration ausgeſtatteten Communalverband zur Selbſt⸗ 
verwaltung ſeiner Angelegenheiten nach Maßgabe 
der Vorſchriften der Provinzialordnung vom 29. Juni 
1875 (Geſetz-Sammlung, S. 335) und der dieſelbe 
ergänzenden Geſetze. 

Die Zahl der Mitglieder der Vertretungen 
(Provinziallandtage) der neu gebildeten Provinzen 
beſtimmt ſich nach den im $ 10 der Provinzial⸗ 
Ordnung vom 29. Juni 1875 für die Provinz 
Preußen gegebenen Vorſchriften. 

Nach § 10 der Provinzialordnung ſind in der Provinz 
Preußen für jeden Kreis 2 Abgeordnete, wenn derſelbe mehr als 
60,000 Einwohner hat: 3, für jede fernere Vollzahl von 50,000 Ein⸗ 
wohnern ein weiterer Abgeordneter zu wählen. 

Es wählen ſonach: 

A. in Oſtpreußen: 

die Kreiſe: Allenſtein, Braunsberg, Pr. Eylau, Fiſch⸗ 
hauſen, Friedland, Gerdauen, Heiligenbeil, Heilsberg, 
Pr. Holland, Königsberg (Land), Labiau, Memel, Moh⸗ 
rungen, Neidenburg, Raſtenburg, Röſſel, Wehlau; Anger⸗ 
burg, Darkehmen, Goldap, Gumbinnen, Heydekrug, Jo— 
hannisburg, Lötzen, Lyck, Niederung, Oletzko, Pillkallen, 
Ragnit, Sensburg, Stallupönen (31) je zwei Abge⸗ 
c 2 

die Kreiſe: Königsberg (Stadt), Ortelsburg, Ofte- 
rode, Inſterburg, Tilſit (5) je 3 drei Abgeordnete 15 


zuſammen 77 
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B. in Weſtpreußen: 
die Kreiſe: Berent, Carthaus, Elbing (Stadt), Elbing 
(Land), Marienburg, Konitz, Kulm, Graudenz, Löbau, 
Roſenberg, Stuhm, Tuchel (12) je zwei Abgeordnete 24 
die Kreiſe: Danzig (Stadt), Danzig (Land), Neu⸗ 
ſtadt, Pr. Stargard, Deutſch-Krone, Flatow, Ma⸗ 
rienwerder, Schlochau, Schwetz, Strasburg, Thorn 
(11) je drei Abgeordnete 33 
zuſammen 57 
Es bleiben jedoch die gegenwärtigen Mitglieder 
des Provinziallandtags der Provinz Preußen bis 
zum Ablauf ihrer Wahlperiode (§ 19 der Provinzial⸗ 
Ordnung) dergeſtalt in Wirkſamkeit, daß die Ab⸗ 
geordneten der zu den Regierungsbezirken Königs⸗ 
berg und Gumbinnen gehörigen Kreiſe die Vertre- 
tung der Provinz Oſtpreußen, die Abgeordneten der 
zu den Regierungsbezirken Danzig und Marien⸗ 
werder gehörigen Kreiſe die Vertretung der Provinz 
Weſtpreußen bilden. 

Die Motive begründen dieſe Beſtimmung damit, daß die Fort⸗ 
dauer der Wirkſamkeit der Provinziallandtags⸗Abgeordneten ſich aus 
Zweckmäßigkeitsgründen empfehle, weil alsdann die neuen Provinzial⸗ 
landtage ohne neue Wahlen zuſammentreten können, auch die bis⸗ 
herigen Mitglieder am beſten in der Lage ſeien, die provinziale 
Communalverwaltung in die neuen Verhältniſſe überzuleiten. Der 
Grundſatz des $ 17 der Prov.⸗Ord., nach welchem Vorbedingung 
der Wählbarkeit iſt, daß der Gewählte ſeit mindeſtens einem Jahre 
der Provinz durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört, werde zudem 
nicht verletzt, da thatſächlich die Abgeordneten der weſtpreußiſchen 
Kreiſe ſämmtlich in Weſtpreußen, die der oſtpreußiſchen Kreiſe 
ſämmtlich in Oſtpreußen ihren Wohnſitz haben. 

Die Wahlperiode der gegenwärtigen Abgeordneten ($ 19 der 
Prov.⸗Ord.) läuft ſechs Jahre, alſo bis zum Ende des Jahres 1881. 

§ 4. Die Theilung der Provinz Preußen tritt mit dem 
1. April 1878 in Vollzug. 

Die gegenwärtige Faſſung der SS 4—6 iſt hervorgegangen 
aus den Abänderungsanträgen der Abgg. Miquel und Seydel. 

Die urſprüngliche Vorlage lautete: „Das gegenwärtige Geſetz 


39 


tritt mit dem 1. April 1878 in Kraft. „Gegen dieſe Faſſung wurde 
eingewendet, daß man doch unmöglich für das Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes einen Zeitpunkt feſtſetzen könne, zu welchem der wichtigſte Theil 
ſeiner Vorſchriften, nämlich alle auf die finanzielle Auseinander- 
ſetzung der Provinzen bezüglichen, längſt erfüllt ſein müßten. 

Der 1. April 1878 iſt als Ende des bevorſtehenden Etatsjahres 
zum Termin der Theilung beſtimmt. 

Von dieſem Zeitpunkte ab gehen die Rechte und 
Pflichten des bisherigen Provinzialverbandes von 
Preußen auf die neuen Provinzialverbände von Oſt⸗ 
und Weſtpreußen über, und zwar nach näherer Be⸗ 
ſtimmung eines Uebereinkommens, welches, unbeſchadet 
aller Privatrechte Dritter, unter Genehmigung des 
Staatsminiſteriums zwiſchen den Vertretern Oſt⸗ 
preußens einerſeits und den Vertretern Weſtpreußens 
andrerſeits (8 3 Ab. 3) zu treffen iſt. 

Die neuen Provinzialverbände werden am 1. April 1878 
exiſtent, haben alſo auch dann erſt eine Vertretung. Da das die 
Auseinanderſetzung regelnde Uebereinkommen aber vorher abge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll, bedurfte es einer beſonderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung, welche die Organe bezeichnet, die dieſes Uebereinkommen 
mit bindender Wirkung für die noch gar nicht beſtehenden Provinzial⸗ 
verbände zu ſchließen befugt ſein ſollen. Es ſind hierzu diejenigen 
Körperſchaften beſtimmt, welche nach 8 3 Abſatz 3 vom 1. April 1878 
ab die geſetzliche Vertretung der neuen Provinzen bilden werden. 

Zu dieſem Behufe treten dieſelben in geſonderten 
Verſammlungen zuſammen, auf welche die 88 26 
bis 33 der Provinzialordnung ſinngemäße Anwen⸗ 
dung finden. 

Den Sonderverſammlungen gegenüber nimmt der Oberpräſident 
als Königl. Commiſſarius dieſelbe Stellung ein wie dem Provinzial- 
landtag gegenüber: er eröffnet und ſchließt die Seſſion ($ 26), ver⸗ 
mittelt den Verkehr mit der Staatsregierung und iſt zur Theil- 
nahme an den Berathungen berechtigt ($ 27). Die Sonderver⸗ 
ſammlungen conſtituiren ſich unter einem Alterspräſidenten, wählen 
ihr Präſidium ($ 32), ſetzen die Geſchäftsordnung feſt ($ 33) und 
beſchließen bei Anweſenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder 
(§ 29) in öffentlicher Sitzung (8 28) mit Stimmenmehrheit ($ 30) 
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die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, der Landesdirector und die 
demſelben zugeordneten oberen Beamten ſind zur Theilnahme an den 
Sitzungen mit berathender Stimme berechtigt ($ 31). 
Wenn ein ſolches Uebereinkommen bis zum 
15. October 1877 nicht zu Stande kommt, erfolgt 
die betreffende Regelung durch Geſetz. 

Die Regierungsvorlage wollte die Regelung, falls das Ueber⸗ 
einkommen nicht bis zum 1. Januar 1878 zu Stande käme, durch 
Königliche Verordnung eintreten laſſen. Das Abgeordnetenhaus 
beſchloß an Stelle deſſen, die Entſcheidung dem Geſetze zu übertragen. 
Entſprechend der für die Vermittelung einer Uebereinſtimmung der 
geſetzgebenden Factoren erforderlichen längeren Zeit wurde dann der 
Präcluſibtermin für das Zuſtandekommen einer gütlichen Einigung 
auf den 15. October 1877 zurückverlegt. 

Dem Geſetz ſelbſt ſollte nach den Ausführungen des Antrag⸗ 
ſtellers, Abgeordneten Miquel, ) vorbehalten bleiben, ob es ein 
ſpecialiſirtes Uebereinkommen aufſtellen und legaliſiren oder ſich 
darauf beſchränken wolle, die Grundſätze der Theilung feſtzuſetzen. 

Streitigkeiten, welche bei Ausführung des Ueber⸗ 
einkommens entſtehen, unterliegen der Entſcheidung 
des Ober⸗Verwaltungsgerichts. 

Nach der Regierungsvorlage ſollte das Ober⸗Verwaltungsgericht 
auch über Streitigkeiten bei Ausführung der das Uebereinkommen 
erſetzenden Verordnung entſcheiden. Da nunmehr an Stelle der 
Verordnung das Geſetz tritt, konnte es dieſem überlaſſen werden, 
zu beſtimmen, in welcher Weiſe bei Ausführung deſſelben ſich er⸗ 
gebende Streitigkeiten erledigt werden ſollen. 

$ 5. Die Vertheilung der auf die Ausführung oder Unter⸗ 
ſtützung von Chauſſeebauten bezüglichen Verpflichtun⸗ 
gen des Staates, in welche der Provinzialverband 
von Preußen nach § 4, Abſatz 2, des Geſetzes vom 
8. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. S. 497) eingetreten 
iſt, hat nach dem in § 2 des gedachten Geſetzes er⸗ 
wähnten Maßſtabe zu erfolgen. 

Die Regierungsvorlage enthielt dieſe Beſtimmung nicht. Sie 
iſt auf Antrag des Abgeordneten Seydel hinzugefügt, nachdem aller⸗ 


1) Vergl. ſtenogr. Ber. über die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes. 
1877, Band I, Seite 801. 
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ſeits anerkannt worden, daß fie lediglich einen Grundſatz ausſpricht, 
welcher auch ohne ausdrückliche Aufnahme in das Geſetz zweifellos 
anzuwenden ſein würde. Die Verpflichtungen zu Ausführungen 
und Unterſtützungen von Chauſſeebauten, welche von der Staats⸗ 
Regierung eingegangen waren, und durch § 4, Abſatz 2, des Geſetzes 
vom 8. Juli 1875 auf den Provinzialverband der Provinz Preußen 
übertragen find, gehen ſonach auf die neuen Provinzen — ſoweit 
ſie bis zum 1. April 1878 noch nicht erfüllt ſind — zur Hälfte 
nach dem Maßſtabe des Flächeninhalts, zur Hälfte nach dem Maß⸗ 
ſtabe der Zahl der Civilbevölkerung nach der Volkszählung von 1875 
(S 2, ibid.) über. 
§ 6. Bis zu der in Gemäßheit der 88 4 und 5 dieſes 
Geſetzes bewirkten Auseinanderſetzung und bis zur 
Einrichtung der entſprechenden Organe für die com⸗ 
munale Verwaltung der neuen Provinzen Djt- und 
Weſtpreußen bleiben die bisherigen communalen Or⸗ 
gane der Provinz Preußen für die beiden neuen Pro⸗ 
vinzen in Wirkſamkeit. 

Nach der Regierungsvorlage ſollten die communalen wie die 
ſtaatlichen Behörden in Function bleiben bis zur Einrichtung der 
neuen Organe. Der vom Abgeordnetenhauſe gemachte Zuſatz: „bis 
zur bewirkten Auseinanderſetzung“ will nicht ausſprechen, daß die⸗ 
ſelben bis zur thatſächlich vollzogenen Theilung des Activ— 
und Paſſiv⸗Vermögens fort amtiren ſollen, ſondern ſo lange, bis die 
Grundſätze der Theilung der einzelnen Vermögensobjecte 
durch Uebereinkommen oder Geſetz feſtſtehen.“) 

Gerade die Beſtimmung des $ 6 erſchien aber der Vertretung 
der Provinz Preußen nicht ausreichend, um die Fortführung einer 
geordneten Verwaltung in den neuen Provinzen nach dem 1. April 
1878 zu ſichern. Man hielt es für unzuträglich, daß nach dem 
Theilungstermin in beiden Provinzen zunächſt eine Periode eintreten 
ſollte, in welcher es an eigentlichen Verwaltungsorganen fehlen 
würde, zumal dieſem Zuſtande nicht ſchon durch die Faſſung der 
auf die Conſtituirung der Verwaltung bezüglichen Beſchlüſſe und 


netenhauſes vom 23. Februar 1877. — Stenogr. Ber. über die Verhand⸗ 
lungen des Abgeordnetenhauſes, 1877, Band I. Seite 802. 
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erforderliche Beſtätigung der ſtatutariſchen Beſtimmungen und 
Wahlen abzuwarten ſein werde. Ebenſo würde es für die nächſte 
Zeit an der eigentlichen Grundlage jeder geordneten Verwaltung, 
einem feſtgeſtellten Haushaltsetat, fehlen. Dieſe Erwägungen ver⸗ 
anlaßten den Provinzialausſchuß, durch Beſchluß vom 25. Mai 1877 
bei dem Provinziallandtag folgenden Antrag zu ſtellen: 

die Königl. Staatsregierung zu erſuchen, zu dem 

Geſetze vom 19. März d. J. dem Landtage der Monarchie 
eine Novelle dahingehend vorzulegen: daß den oſtpreußi⸗ 
ſchen Mitgliedern des Provinziallandtages der Provinz 
Preußen einerſeits und den weſtpreußiſchen andrerſeits 
auch ſchon vor dem 1. April 1878 freiſtehen ſolle, in ges 
ſonderten Verſammlungen zu beſchließen: 

a. über die Einrichtung von Provinzial⸗Aemtern, die 
Zahl, die Beſoldung, ſowie die Art der An⸗ 
ſtellung der Beamten ($ 41 der Prov.⸗Ordn.), 

den Landesdirector, die demſelben zugeordneten 
oberen Beamten, ſowie die ſonſtigen leitenden 
Beamten einzelner Verwaltungszweige zu wählen 
(S 41 der Prov.⸗Ordn.), 

. die Zahl der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, 
die Stellvertreter, ſowie die Reihenfolge, in wel⸗ 
cher dieſelben einzuberufen ſind, zu beſtimmen 
und die Wahlen zum Provinzialausſchuß zu voll⸗ 
ziehen, ſowie beſondere Commiſſionen und Com⸗ 
miſſarien für Zwecke der communalen Provinzial⸗ 
verwaltung zu beſtellen (SS 46, 47 und 42 der 
Prov.⸗Ordn.) 

. den Haushaltsetat pro 1878/79 feſtzuſtellen ($ 39 
der Prov.⸗Ordn.), 

Hüber die Ausſchreibung von Provinzialabgaben zu 
beſchließen ($ 37 Nro. 4 der Prov.⸗Ordn.). 

Dieſer Antrag fand ſehr verſchiedene Beurtheilung. Während 
von einer Seite die Anſicht vertreten wurde, eine ſolche Novelle 
ſei überhaupt überflüſſig, da die beanſpruchten Befugniſſe den Son⸗ 
dervertretungen durch eine miniſterielle Ausführungs⸗Verordnung 
übertragen werden könnten, bekämpften Andre dieſe Meinung auf 
das Entſchiedenſte, da ſie ſowohl mit dem Geiſte als mit dem 
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Wortlaut des Geſetzes vom 19. März 1877 in unlöslichem Wider⸗ 
ſpruch ſtehe; vielmehr widerſpreche ſchon der Erlaß einer ſolchen 
Novelle dem Sinne des Geſetzes, weil die neuen Provinzialver⸗ 
bände vor dem 1. April 1878 noch gar nicht exiſtirten, mithin auch 
noch nicht Vertretungen derſelben ins Leben gerufen und mit den 
weſentlichſten conſtituirenden Befugniſſen ausgeſtattet werden dürften. 
Dem wurde entgegen gehalten, daß, ebenſo wie die Legitimation 
zum Abſchluß des Auseinanderſetzungsreceſſes für die noch garnicht 
exiſtenten Verbände, den Vertretern der beiden Provinzhälften 
durch Geſetz auch andre Befugniſſe, die zur Vorbereitung einer 
geordneten Verwaltung unerläßlich ſeien, eingeräumt werden könnten. 

Der Antrag des Provinzialausſchuſſes wurde ſchließlich von 
dem Provinziallandtage in der Sitzung vom 6. Juni 1877 zum 
Beſchluß erhoben. Ein dieſem Beſchluß entſprechender Geſetzent⸗ 
wurf iſt jedoch dem Landtage der Monarchie bisher nicht vorgelegt 
worden. 

Am 5. Juni 1877 wurde der vierundzwanzigſte und voraus⸗ 
ſichtlich letzte Provinziallandtag der Provinz Preußen in Königs⸗ 
berg von dem Oberpräſidenten von Horn eröffnet. Die weſent⸗ 
lichſte der ihm geſtellten Aufgaben war, wie der Königl. Commiſſa⸗ 
rius in der Eröffnungsrede hervorhob, die Berathung und Zu⸗ 
ſtandebringung eines Uebereinkommens über die finanzielle Ausein⸗ 
anderſetzung der neuen Provinzen. Ein auf dieſen Gegenſtand Be⸗ 
zug habender Entwurf, der die einzelnen, zur Theilung gelangenden 
Vermögensobjecte umfaßte, wurde von dem Landesdirector Rickert 
vorgelegt, und zunächſt in einer von dem Provinzialausſchuß nieder⸗ 
geſetzten Commiſſion — beſtehend aus dem Vorſitzenden, Oberbürger⸗ 
meiſter Selke (Königsberg), dem Landesdirector und den Mitglie- 
dern des Provinzialausſchuſſes Dr. Dolle (Inſterburg) und Plehn 
(Schwetz) — und ſodann im Plenum deſſelben durchberathen. Die 
Zuſammenſtellung der vom Provinzialausſchuß gefaßten Beſchlüſſe 
bildete ſodann die Grundlage für die Berathung in den Sonder⸗ 
verſammlungen der Vertreter Oſtpreußens und Weſtpreußens. 

Die Verſammlung der Vertreter Oſtpreußens erledigte den 
Gegenſtand durch Plenarberathung in fünf Sitzungen in der Zeit 
vom 5. bis 13. Juni. Die Vertreter Weſtpreußens hielten in 
derſelben Zeit drei Plenarſitzungen ab und überwieſen die Vorlage 
einer aus den Abgeordneten Albrecht (Pr. Stargard), Damme (Danzig), 


Engler (Berent), von Gordon (Schwetz), Höne (Carthaus), Frei⸗ 
herr von Ketelhodt (Deutſch Krone), Plehn (Schwetz), Pohlmann 
(Graudenz), Rickert (Danzig), Thomale (Elbing) und Dr. Wehr 
(Conitz) beſtehenden Commiſſion zur Vorberathung. Zur leichteren 
Anbahnung einer Verſtändigung unterhandelte mit dieſer Commiſſion 
ein von den Vertretern Oſtpreußens erwählter Ausſchuß, dem die 
Abgg. Selle, Dr. Dolle und Seydel (Oletzko) angehörten. 

Das Reſultat dieſer Verhandlungen war das Zuſtandekommen 
eines gleichlautenden Receßentwurfs, welcher am 13. Juni 1877 
von den Vertretern Oſtpreußens, ſowohl als von denen Weſt⸗ 
preußens einſtimmig genehmigt wurde. 5 

Gemäß Beſchluß des Geſammtlandtages vom 9. Juni wurde 
das Ergebniß der Berathungen in der Weiſe urkundlich feſtgeſtellt, 
daß die übereinſtimmenden Beſchlüſſe der Sonderverſammlungen 
ausgefertigt und Namens der Vertreter Oſtpreußens, bezw. Weſt⸗ 
preußens von deren Vorſitzenden Abgg. von Saucken⸗Tarputſchen 
(Darkehmen) und Conrad (Marienwerder), den Stellvertretern der⸗ 
ſelben Abgg. Siehr (Goldap) und Lambeck (Thorn) und je zwei 
Schriftführern, den Abgg. Matton (Ortelsburg) und Schulz 
(Stallupönen), Vormbaum (Neuſtadt) und Reichel (Strasburg) 
vollzogen wurden. In dieſer Form wurde das Uebereinkommen 
der Königl. Staatsregierung zur Beſtätigung gemäß § 4, Abſatz 2 des 
Geſetzes vom 19. März 1877 vorgelegt, und dieſe Beſtätigung durch 
Staatsminiſterialbeſchluß vom 13. October 1877 ausge⸗ 
ſprochen. 

Das ſomit für die Auseinanderſetzung der Provinzen Oſtpreußen 
und Weſtpreußen maßgebende Uebereinkommen hat folgenden Wortlaut: 

8 1. Die nach § 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 — 
betreffend die Ausführung der 88 5 und 6 des Ge— 
ſetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotation der 
Provinzial⸗ und Kreisverbände — dem Provinzial⸗ 
verbande von Preußen zuſtehende Rente wird nach 
dem in dem genannten §2 dieſes Geſetzes enthaltenen 


Maßſtabe, unter Uebertragung der entſprechenden 


Ausgabeverpflichtungen, auf die Provinzialverbände 
von Oſt⸗ und Weſtpreußen vertheilt. 
Für die Vertheilung des Activvermögens find im Allgemeinen 
folgende Grundſätze maßgebend geweſen: 
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. die aus Staatsfonds gezahlten Renten werden unter die 
neuen Provinzen nach demſelben Maßſtabe vertheilt, nach 
welchem ſie bei Dotirung der Provinzialverbände dieſen 
überwieſen ſind; 

„wo die Renten Zuſchüſſe für beſtimmte Anſtalten darſtellen, 
fallen ſie derjenigen Provinz zu, welche dieſe Anſtalten 
übernimmt, d. h. in deren Grenzen dieſelben belegen ſind; 

. wo Vermögensobjecte nach beſtehenden Vorſchriften bereits 
in einem feſtſtehenden Verhältniß für Oſt⸗ und Weſtpreußen 
zu verwenden waren, erfolgt die Theilung nach dieſem 
ſelben Verhältniß; 

in allen Fällen, in welchen nach dieſen Grundſätzen ein 
beſtimmter Repartitionsmodus ſich nicht ermitteln läßt 
wird nach dem Maßſtab des § 2 des Geſetzes vom Sten 
Juli 1875 d. h. zur Hälfte nach dem Flächeninhalt, zur 
Hälfte nach der Bevölkerungszahl (nach Land und Leuten) 
getheilt. 

Es enthalten — um die entſcheidenden Zahlen hier vorauszu⸗ 
ſchicken: Flächeninhalt Civilbevölkerung 
einſchließlich der Haffflächen nach der Zählung von 1875 
Oſtpreußen: 3 915 382 Hectar 1844977 
Weſtpreußen: 2 575 103 „ 1330 078 


zuſammen 6 490 485 Hectar mit 3 175055 Bewohnern 


Die durch § 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Dotations- 
geſetz) den Provinzialverbänden überwieſene Jahresrente reſultirt 
aus der Vertheilung der durch das Geſetz vom 30. April 1873, 
§ 1 No. 1 zur Dotirung derſelben ausgeſetzten 6 Millionen Mark, 
welche Summe um den Betrag von 7,490 000 Mark, alſo auf 
13,440 000 Mark erhöht wurde. Von dieſer Geſammtſumme ent⸗ 
fällt nach dem gedachten Maßſtabe auf die Provinz Preußen eine 
jährliche Rente, welche durch § 2 des Dotationsgeſetzes auf vorläufig 
2,465 166 Mark berechnet, durch die Verordnung vom 12. Sep⸗ 
tember 1877 endgiltig auf 2 435 714 Mark (alſo 29 452 Mark 
weniger) feſtgeſetzt iſt. Von dieſer Rente wird alſo fortan erhalten: 

Oſtpreußen: 734 671,6 -+ 707 678,70 = 1 442 350 Mk. 


46 


Unter den in $ 1 des Uebereinkommens erwähnten Ausgabe⸗ 
verpflichtungen ſind nicht dem Betrage nach beſtimmte Paſſiva zu 
verſtehen, ſondern nur die allgemeine Verpflichtung, die Jahresrenten 
(ebenſo wie das Dotationscapital, ſ. unten § 25) zu den in SS 4, 5 
des Dotationsgeſetzes angegebenen Zwecken zu verwenden. Es ſind 
nämlich aus denſelben zu beſtreiten die Ausgaben für Förderung des 
Chauſſeebaues, des Gemeinde und Kreiswegebaues, der Landes⸗ 
meliorationen, ferner die Ausgaben für das Landarmen⸗, Irren⸗, 
Taubſtummen⸗ und Blindenweſen, ſowie Unterſtützungen an milde 
Stiftungen, Wohlthätigkeitsanſtalten, Vereine und öffentliche Samm⸗ 
lungen, die der Kunſt und Wiſſenſchaft dienen, und Ausgaben zur 
Unterhaltung von Landesbibliotheken und Denkmälern; auch ſind 
daraus die Verwaltungskoſten zu decken; endlich können an die 
Kreiſe Beihilfen zur Durchführung der Kreisordnung gezahlt werden. 

§ 2. Die dem Provinzialverbande von Preußen nach 8 12 
des Geſetzes vom 8. Juli 1875 überwieſenen Jahres⸗ 
rente von 1641 Mark wird an die Provinzialver⸗ 
bände von Oſt⸗ und Weſtpreußen nach dem Maßſtabe 
des § 2 des genannten Geſetzes vertheilt. 

Die Jahresrente aus § 12 des Dotationsgeſetzes iſt gebildet 
aus den Zuſchüſſen, welche früher aus Staatsfonds zu Beihilfen 
und Prämien für Hebammen und Hebammenzöglinge geleiſtet ſind. 
Sie betrug für die Provinz Preußen 1641 Mark, wovon nunmehr 
— nach Land und Leuten — auf 

Oſtpreußen 494, + 47677 971½5 Mk. 

Weſtpreußen 325, + 34371 669, „ entfallen. 

820,0 + 820,50 1641,00 

§ 3. Das Hebammen ⸗ Lehrinſtitut zu Gumbinnen wird 
unter Uebertragung aller dem Provinzialverbande von 
Preußen bezüglich deſſelben und der dazu gehörigen 
Vermögensobjecte zuſtehenden Rechte und obliegenden 
Verpflichtungen und unter Ueberweiſung des früher 
aus der Staatskaſſe geleiſteten Zuſchuſſes von 5685 
Mark als Jahresrente dem Provinzialverbande von 
Oſtpreußen, das Hebammen - Lehrinſtitut zu Danzig 
unter denſelben Bedingungen und unter Ueberweiſung 
des früher aus der Staatskaſſe geleiſteten Zuſchuſſes 
von 12,960 Mark als Jahresrente dem Provinzial⸗ 
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verbande von Weſtpreußen zur Verwaltung und Unter⸗ 
haltung überwieſen. 

Wegen des zum Umbau des Hebammen⸗Lehrinſtituts zu Danzig 
angekauften Grundſtücks vergl. unten $ 35. | 

§ 4. Von der zur Unterſtützung niederer landwirthſchaft⸗ 
licher Lehranſtalten (Ackerbau⸗, Obſtbau⸗, Wieſen⸗ 
bau⸗ ꝛc. Schulen) nach § 14 des genannten Geſetzes 
vom 8. Juli 1875 dem Provinzialverbande von Preußen 
überwieſenen Jahresrente von 26,730 Mark erhalten 
unter Uebertragung der im § 14 des Geſetzes ange- 
gebenen Pflichten der Provinzialverband von Oſt⸗ 
preußen 16,500 Mark, der Provinzialverband von 
Weſtpreußen 10,230 Mark. 

Die ſeit dem 1. Januar 1876 auf den Provin⸗ 
zialverband bezüglich der niederen landwirthſchaftlichen 
Lehranſtalten übernommenen neuen vertragsmäßigen 
Verpflichtungen gehen, ſoweit fie ſich auf die in Oſt⸗ 
preußen liegenden niederen Lehranſtalten beziehen, 
auf den Provinzialvoerband von Oſtpreußen, ſoweit 
ſie ſich auf die in Weſtpreußen liegenden Lehranſtalten 
beziehen, auf den Provinzialverband von Weſtpreußen 
über. 

Die in $ 14 des Dotationsgeſetzes angegebenen Pflichten be⸗ 
greifen nicht nur wiederum die allgemeine Verpflichtung zur Für⸗ 
ſorge für die niederen landwirthſchaftlichen Lehranſtalten, ſondern 
auch die ſpecielle Verbindlichkeit, in die vom Staate in dieſer Be⸗ 
ziehung mit beſtimmten Anſtalten getroffenen Abkommen einzutreten. 
Zur Entſchädigung hiefür ſind den Communalverbänden den im 
Jahre 1875 gezahlten Zuſchüſſen gleichkommende Beträge als Renten 
überwieſen. Durch das Uebereinkommen werden nun die im Jahre 
1875 für in Oſtpreußen belegene Anſtalten gezahlten Zuſchüſſe an 
Oſtpreußen, die für in Weſtpreußen belegene Anſtalten gezahlten 
Zuſchüſſe an Weſtpreußen übereignet. Dem correſpondirt die Ver⸗ 
pflichtung, in die betreffenden vertragsmäßigen Abkommen einzu⸗ 
treten. Abſatz 1 ſpricht alſo denſelben Grundſatz für die vor dem 
1. Januar 1876 vom Staate geſchloſſenen Verträge aus, welchen 
Abſatz 2 für die nach dieſem Zeitpunkt vom Provinzialverband ge⸗ 
ſchloſſenen aufſtellt. . 
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Die gegenwärtig zu zahlenden Zuſchüſſe decken ſich nicht mit dem 
Jahresbetrage der überwieſenen Renten, weil eben inzwiſchen die im Jahre 
1875 geltenden Verträge theilweiſe Aenderungen erfahren haben. 

Es beſtehen zur Zeit folgende derartige aus Provinzialfonds 
unterſtützte Anſtalten: 

1. in Oſtpreußen: 

a. die Ackerbauſchule zu Lehrhof (Kreis Ragnit) mit einem 
jährlichen Zuſchuß von 4200 Mark; 

b. die Ackerbauſchule der von Kowalskiſchen Stiftung zu 
Spitzings (Kreis Königsberg) mit einem jährlichen Zu⸗ 
ſchuß von 6000 Mark; 

e. die Ackerbauſchule zu Altſtadt (Kreis Oſterode) mit einem 
jährlichen Zuſchuß von 4200 Mark; 

d. die Garten⸗ und Obſtbauſchule in Althof bei Ragnit mit 
einem jährlichen Zuſchuß von 3600 Mark. 

2. in Weſtpreußen: 

a. die Ackerbauſchule zu Wentfie (Kreis Berent) mit einem 
jährlichen Zuſchuß von 300 Mark für jeden Zögling bis 
zur Maximalzahl von zwölf; 

b. die Ackerbauſchule zu Carlsruhe (Kreis Deutſch-Crone) 
mit einem jährlichen Zuſchuß von 4500 Mark. 

Die frühere Wieſenbauſchule zu Czersk (Kreis Conitz) iſt ſeit 
dem 1. November 1876 aufgelöſt. 

$ 5. Die dem Provinzialverbande von Preußen nach 8 18 
des Geſetzes vom 8. Juli 1875 zur Verwaltung und 
Unterhaltung überwieſenen Chauſſeen, und zwar jo» 
wohl die bis zum 1. April 1878 ausgebauten, wie 
diejenigen chauſſirten Straßen, welche aus den dem 
Provinzialverbande von Preußen durch das Geſetz vom 
8. Juli 1875, bezw. das Dotationsgeſetz vom 
30. April 1873 überwieſenen Fonds ausgebaut wer⸗ 
den und nicht in die Verwaltung und Unterhaltung 
an Dritte übergehen, gehen, ſoweit dieſe Chauſſeen 
in Oſtpreußen liegen, auf den Provinzialverband von 
Oſtpreußen, ſoweit dieſelben in Weſtpreußen liegen, 
auf den Provinzialverband von Weſtpreußen zur Ver⸗ 
waltung und Unterhaltung über. 

Zugleich mit der Unterhaltung der bereits aus⸗ 
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gebauten Chauſſeen geht das Eigenthum an denſelben 
nebſt allen Nutzungen und Pertinentien einſchließlich 
der Chauſſeewärter- und Einnehmerhäuſer auf die 
neuen Provinzialverbände von Oſt⸗ und Weſtpreußen 
über. 

Es übernimmt auf Grund dieſer Beſtimmung der Provinzial⸗ 
Verband von Weſtpreußen am 1. April 1878 folgende Chauſſeen 
als Provinzialchauſſeen zur Verwaltung und Unterhaltung: 

1. die Strecke der Berlin- Königsberger Chauſſee von der 
Poſen Brandenburger Provinzgrenze bei Hochzeit über 
Ruſchendorf, Deutſch-Krone, Schlochau, Conitz, Franken⸗ 
felde, Hoch⸗Stüblau, Pr. Stargard, Dirſchau, Marienburg, 
Altfelde, Elbing bis zur Braunsberger Kreisgrenze, 
mit Zweigchauſſeen 

a. von Ruſchendorf nach Schneidemühl, 

b. von Gut Frankenfelde nach Bahnhof Frankenfelde, 

e. von Dorf Hoch-Stüblau nach Bahnhof Hoch- 
Stüblau; 

2. von Schlochau über Stegers und Baldenburg nach der 
pommerſchen Grenze in der Richtung auf Rummelsburg, 
mit Abzweigungen 

a. von Baldenburg nach der pommerſchen Grenze in 
der Richtung auf Bublitz, 

b. von Baldenburg nach der pommerſchen Grenze in 
der Richtung auf Kl. Küdde (Kr. Neuſtettin); 

3. von Conitz nach der pommerſchen Grenze in der Richtung 
auf Bütow; 

. von Dirſchau über Danzig, Rheda, Neuſtadt nach der pom⸗ 
merſchen Grenze in der Richtung auf Lauenburg, 

mit Zweigchauſſee 

a. von Rheda nach Putzig; 

5. von Danzig über Carthaus nach der pommerſchen Grenze 
in der Richtung auf Stolp; 

5. von Danzig über Berent nach der pommerſchen Grenze in 
der Richtung auf Bütow; 

7. von Danzig nach Bohnſack; 

8. von Dirſchau über Rauden, Kleinkrug, Lubin, Schwetz nach 
der poſenſchen Grenze in der Richtung auf Bromberg, 
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mit Abzweigungen 
von Rauden nach Pelplin, 
von Kleinkrug nach Czerwinsk, 
b. von Kleinkrug nach Marienwerder, 
von Lubin nach Graudenz, 
von Schwetz nach Terespol, 
von Schwetz nach Kulm; 
9. von Marienburg über Stuhm nach Marienwerder; 
von Elbing bis zur Pr. Holländer Kreisgrenze in der Rich⸗ 
tung auf Pr. Holland, 
in Geſammtlänge von 925,16 Kilometer. 
Außerdem befinden ſich im Bau die Chauſſeen: 
. von Bohnſack über Steegen nach Stutthof im Landkreiſe 
Danzig; 
von Löbau bis zur oſteroder Kreisgrenze in der Richtung 
auf Oſterode, 
zuſammen 34,75 Kilometer lang. 
Die gleichfalls im Bau begriffenen Strecken: 
3. von Krockow nach Wierzchutzin im Kreiſe Neuſtadt; 
von Neuhof (Chriſtburg) bis zur Pr. Holländer Kreisgrenze 
im Kreiſe Stuhm, 
mit zuſammen 12,707 Kilometer Länge gehen demnächſ 
in die Unterhaltung der betreffenden Kreiſe über. 
Dagegen übernimmt der Provinzialverband von Oſtpreußen 
folgende fertige Chauſſeen: 

5. die Strecke der Berlin⸗Königsberger Chauſſee von der Elbinger 
Kreisgrenze über Braunsberg und Heiligenbeil nach Kö⸗ 
nigsberg; 

von der Elbinger Kreisgrenze über Pr. Holland und Moh⸗ 
rungen nach Oſterode; 

von Wormditt über Guttſtadt und Allenſtein nach Hohenſtein; 

von Königsberg nach Cranz; 

von Königsberg nach Lawsken; 

. von Königsberg nach Ponarth; 

„von Königsberg über Pr. Eylau, Bartenſtein, Biſchofsburg, 
Ortelsburg, Willenberg bis zur polniſchen Grenze in der 
Richtung auf Warſchau 
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mit Zweigchauſſeen 
a. von Pr. Eylau nach Landsberg, 
b. von Willenberg nach Neidenburg; 
22. von Bartenſtein über Wendehnen, Raſtenburg, Styrlack nach 
Lötzen, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Wendehnen nach Korſchen, 
b. von Styrlack nach Rhein; 
23. von Wendehnen über Röſſel, Sensburg, Johannisburg nach 
Dlottowen an der polniſchen Grenze; 
24. von Neuhauſen (Kr. Königsberg) über Labiau nach Schellecken; 
25. von Königsberg über Tapiau, Oppen, Taplacken, Inſterburg, 
Kraupiſchkehmen, Gumbinnen, Trakehnen, Stallupönen nach 
Eydtkuhnen, 
mit Zweigchauſſee 
a. von Bahnhof Trakehnen nach Geſtüt Trakehnen; 
26. von Oppen über Wehlau, Allenburg, Gerdauen, Krauſen 
nach Raſtenburg, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Allenburg nach Friedland, 
b. von Krauſen nach Skandau; 
27. von Inſterburg über Jäniſchken, Szallgirren, Pentlack, 
Nordenburg nach Angerburg, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Szallgirren nach Bokellen, 
b. von Nordenburg nach Gerdauen; 
28. von Kraupiſchkehmen über Darkehmen, Goldap, Kowahlen, 
Marggrabowa, Lyck nach Proſtken, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Kowahlen nach Mierunsken, 
b. von Marggrabowa nach Czymochen; 
29. von Taplacken über Skaisgirren, Tilſit, Mikieten nach der 
ruſſiſchen Grenze in der Richtung auf Tauroggen, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Skaisgirren nach Inſterburg, 
b. von Mikieten über Wilkiſchken und Wiſchwill nach 
Schmalleningken; 
30. von Gumbinnen über Lengwethen und Ragnit nach Tilſit; 
4* 
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31. von Lengwethen über Henskiſchken und Pillkallen nach 
Schirwindt, ' 
mit Zweigchauſſee 
a. von Henskiſchken nach Gumbinnen; 
32. von Mikieten über Heydekrug, Prökuls, Buddelkehmen nach 
Memel, 
mit Zweigchauſſeen 
a. von Heydekrug nach Ruß, 
b. von Heydekrug nach Kolletziſchken, 
c. von Buddelkehmen nach Poeßeiten, 
von zuſammen 1627,81 Kilometer Länge. 
Außerdem befinden ſich im Bau die Chauſſeen: 
33. von Lasdehnen nach Schillehnen im Kreiſe Pillkallen; 
34. von Kusmen nach Sodargen in demſelben Kreiſe; 
35. von Kaukehmen nach Ruß, 
mit Zweigchauſſee 
a. von Schudereiten nach Schakuhnen in den Kreiſen 
Niederung und Heydekrug; 
z. von Skaisgirren nach Lakendorf im Kreiſe Niederung; 
von Stallupönen nach Baibeln; 
. von Angerburg nach Trempen; 
39. von Pentlack nach Kowarren in den Kreiſen Gerdauen und 
Darkehmen; 
von Siegfriedswalde nach Wieps in den Kreiſen Allenſtein 
und Röſſel; 
von Oſterode bis zur löbauer Kreisgrenze; 
von Sensburg nach Biſchofsburg in den Kreiſen Sensburg, 
Ortelsburg und Röſſel; 
3. Brückenrampen und Theaterſtraße in Inſterburg, 
zur Geſammtlänge von 175,7 Kilometer. 
Die ferner im Bau befindlichen Chauſſeen: 
44. von Medenau nach Pojerſtieten im Kreiſe Fiſchhauſen; 
45. von Mehlkehmen nach Abſcherningken und von Dubeningken 
nach Szittkehmen in den Kreiſen Goldap und Stallupönen; 
46. von Alt-Dollſtädt (Kreis Pr. Holland) bis zur ſtuhmer 
Kreisgrenze in der Richtung auf Chriſtburg, 
mit zuſammen 40,790 Kilometer gehen demnächſt in die 
Unterhaltung der betreffenden Kreiſe über. 
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. 6. Für die Uebernahme der Verwaltung und Unter⸗ 
haltung der in § 5 genannten Chauſſeen erhalten 
aus der nach § 20 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 
dem Provinzialverbande von Preußen zuſtehenden 
Jahresrente von 
a. 1581840 Mk. 
b. 625276 (620171) Mk. 
Aus der Jahresrente ad a: 
der Provinzialverband von Oſtpreußen: 994671 Mk. 
der Provinzialverband von Weſtpreußen: 587169 Mk.; 
. aus der Jahresrente ad b für die Verwaltung und 
Unterhaltung der ſeit dem 1. Januar 1875 ausge⸗ 
bauten und auf Grund der Beſtimmung des 8 4 
alinea 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 noch auszu⸗ 
bauenden Chauſſeen: 
der Provinzialverband von Oſtpreußen 176571 Mk. 
der Provinzialverband von Weſtpreußen 43522 Mk. 
Von der auf den Provinzialverband von Oſtpreußen 
entfallenden Jahresrente von 176571 Mk. wird jedoch 
für die erſten 5 Jahre, vom 1. April 1878 ab gerechnet, 
der Betrag von jährlich 15854 Mk. abgeſetzt und der 
auf den Provinzialverband von Weſtpreußen entfallenden 
Rente zugeſetzt, ſo daß für die erſten 5 Jahre ad 2 er⸗ 
halten: 
der Provinzialverband von Oſtpreußen 160717 Mk. 
der Provinzialverband von Weſtpreußen 59376 Mk.; 
3. der alsdann noch verbleibende Reſt der Jahresrente 
ad b wird nach dem Maßſtabe und den Vorſchriften 
im § 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1870 unter die 
Provinzialverbände von Oſtpreußen und Weſtpreußen 
vertheilt. 

Die Vertheilung der zur Unterhaltung der Provinzialchauſſeen 
ausgeſetzten Rente war einer der wenigen Punkte, hinſichtlich deren 
zwiſchen den Vertretern Oſt- und Weſtpreußens grundſätzliche Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit herrſchte und eine Einigung erſt nach langen 
Debatten zu Stande kam. 

§ 20 des Dotationsgeſetzes vertheilt zunächſt den Betrag von 
15 Millionen Mk. unter die Provinzialverbände zur Unterhaltung 
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der dieſen überwieſenen ehemaligen Staatschauſſeen. Daß bei Ver⸗ 
theilung der hieraus auf die Provinz Preußen entfallenden Rente 
von 1581840 Mk. der gleiche Vertheilungsmaßſtab anzuwenden 
ſei, war unſtrittig. 
Es erhalten hienach: Oſtpr. Weſtpr. zuſammen 
J. Nach den Motiven des Dota⸗ Mk. Mk. Mk. 
tionsgeſetzes zu § 22 des Regierungs⸗ 
entwurfs iſt zunächſt für jeden Regie⸗ 
rungsbezirk aus dem Durchſchnitt der 
Unterhaltungsausgaben während der 
letzten Jahre ein Averſum pro Meile 
Chauſſee berechnet, und hienach und 
nach der Zahl der am 1. Januar 
1875 vorhandenen Meilen folgende 
Beträge feſtgeſtellt: 
R.⸗B. Königsberg 112, Ml. 
a 3000 Mk. — 338100 
R.⸗B. Gumbinnen 95, Ml. 
a 3000 Mk. — 285600 
dazu für Unterhaltung des 
Mikieter Damms bei Tilſit 4500 628200 
R.⸗B. Danzig 55, Ml. 
à 3600 Mk. — 200880 
R.⸗B. Marienwerd. 65, Ml. 
a 2700 Mk. — 175770 376650 1004850 
II. Dem treten hinzu die etats⸗ 
mäßigen Beträge für Beſoldung ꝛc. 
des niederen Aufſichtsperſonals mit: 
R.⸗B. Königsberg — 49425 Mk. 
„ „ Gumbinnen — 39336 „ 
„ „ Danzig — 24552 „ 
„ „K Marienwerd. — 20991 „ 45543 134304 


im Ganzen 1201896 Mk. iſt ledig⸗ 
lich nach der Meilenlänge (mit circa 
408 Mk. pro Meile) auf die Pro⸗ 
vinzialverbände zur Vertheilung ge⸗ 
Latus 716961 422193 1139154 


Oſtpr. Weſtpr. zuſammen 
Mk. Mk. Mk. 
Transport 716961 422193 1139154 
langt und ebenſo auf die neuen Pro⸗ 
vinzen zu vertheilen mit 84794 49309 134103 

IV. Durch dieſe Vertheilung iſt 

nun aber die Summe von 15 Mill. 
Mark noch nicht völlig erſchöpft; es 
bleiben vielmehr noch etwa 3 Mill. 
übrig. Von dieſen entfallen auf die 
Provinz Preußen 308583 Mk., welche 

in der dem Dotationsgeſetz beigefüg⸗ 
ten Berechnung dem Betrage ad I. von 
1004850 Mk. zugeſetzt ſind, denſel⸗ 
ben ſomit auf 1313433 Mk. erhöhen, 

Die Motive laſſen nicht erkennen, nach 

welchem Maßſtab die Vertheilung er⸗ 

folgt iſt; ſie deuten nur an, daß die 

Koſten für Anſtellung des höheren 

Baubeamtenperſonals darin mit ent⸗ 

halten ſind, und geben übrigens an, 

daß der Betrag von 1313433 Mk. 

berechnet ſei „auf Grund der vorlie- 

genden Erfahrungen und unter Ver⸗ 

gleichung mit den auf die Chauſſee⸗ 

unterhaltung im Durchſchnitt der letzten 

Jahre thatſächlich verwendeten Koſten.“ 

In Ermangelung eines anderen er⸗ 

kennbaren Repartitionsmodus iſt der 

überſchießende Betrag von 308583 Mk. 

unter Oſt⸗ und Weſtpreußen nach Land 

und Leuten vertheilt werden mit 192916 115667 308583 
Im Ganzen erhalten folglich: 994671 587169 1581840 

wie dies in No. 1 des 8 6 feſtgeſetzt iſt. 

Es iſt nun aber ein weiterer Betrag von 5 Mill. Mark zur 
Erhöhung der Chauſſeeunterhaltungsrente an die Provinzialverbände 
vertheilt, und zwar nach Land und Leuten. Der hiervon der Pro- 
vinz Preußen gebührende Betrag iſt durch die Verordnung vom 
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12. September 1877 auf 620171 Mk. endgiltig feſtgeſetzt. Die 
abweichende Ziffer des $ 6 ad b — der aufgeſtellten Berechnung 
konnte das maßgebende Reſultat der Volkszählung von 1875, welches 
damals officiell noch nicht feſtſtand, nicht zu Grunde gelegt wer⸗ 
den — iſt hienach zu berichtigen. 

Gegen den Vorſchlag, dieſe Summe unter die neuen Provinzen 
ebenfalls nach Land und Leuten zu vertheilen, wurde von oſtpreußi⸗ 
ſcher Seite Einſpruch erhoben und darauf hingewieſen, daß bisher 
nur die am 1. Januar 1875 vorhanden geweſenen Chauſſeen in 
Rechnung gezogen ſeien. Nun ſeien aber ſeit dem 1. Januar 1875 
eine erhebliche Anzahl von Provinzialchauſſeen, namentlich im Re⸗ 
gierungsbezirk Gumbinnen, theils ausgebaut, theils im Bau be 
griffen oder noch zu bauen, hinſichtlich deren die Verpflichtung zur 
Ausführung beiden Provinzen gemeinſam obliege, deren Unterhal- 
tung aber gemäß § 5 des Uebereinkommens Oſtpreußen allein zu 
übernehmen habe, wie andrerſeits derartige nach dem 1. Januar 
1875 vollendete Chauſſeen auch in Weſtpreußen vorhanden ſeien; 
es ſei daher zunächſt für dieſe Chauſſeen ein Betrag — nach den 
bei Vertheilung des Hauptbetrages der Rente maßgebend geweſenen 
Grundſätzen — auszuſcheiden und vorweg für Oſt⸗ bezw. Weſt⸗ 
preußen feſtzuſtellen. 

Dieſer Grundſatz wurde ſchließlich mit der Maßgabe acceptirt, 
daß für die nächſten fünf Jahre, in welchen die in Rede ſtehenden 
Chauſſeen theils noch garnicht fertig geſtellt fein würden, theils die 
Unterhaltung der neu ausgebauten Strecken erfahrungsmäßig weniger 
Koſten erfordern, eine entſprechende Summe von dieſem Präcipuum 
abzuſetzen ſei. 


Die Vertreter Oſtpreußens erhoben ferner die Forderung, daß 
der Provinz Oſtpreußen ein weiterer Betrag im Voraus überwieſen 
werde, weil von derſelben zwei bedeutende Brücken: die eiſerne 
Brücke über die Ußlenkis im Zuge der Tilſit-Mikietener Chauſſee 
und die hölzerne Brücke über die Szeczuppe bei Lasdehnen im Kreiſe 
Pillkallen zu unterhalten ſeien. Dieſer Anſpruch, der in Folge des 
die Herſtellung der Szeczuppebrücke aus Provinzialfonds ablehnen 
den Beſchluſſes des Provinziallandtags inzwiſchen zum Theil gegen⸗ 
ſtandslos geworden war, wurde demnächſt ganz fallen gelaſſen. 

Die Vertheilung iſt alſo nach folgenden Grundſätzen angelegt: 
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Es erhalten vorweg für Unterhaltung der ſeit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1875 gebauten Chauſſeen: 
Oſtpreußen Weſtpreußen Zuſammen 
Ml. Mk. Ml. 
Oſtpreußen für 304,3 Kilometer 
nach dem Satze von 3000 Mark 
pro Meile 159498 
Weſtpreußen für 74.364 Kilometer 
nach dem Satze von 3600, bezw. 
2700 Mark pro Meile 40036 199534 
ferner zur Beſoldung des niederen 
Aufſichtsperſonals nach Verhältniß 
der oben ad II. ausgeworfenen 
Beträge 
Reg.⸗Bez. Königsberg für 84,12 Kilo⸗ 
meter nach dem Satze von circa 
440 Mk. pro Meile 4971 Mk. 
Reg.⸗Bez. Gumbinnen 
nach dem Satze von ca. 
413 Mk. pro Meile 
für 219,1 Kilometer 12102 „ 17073 
Reg.⸗Bez. Danzig fr 
32,06 Kilometer nach 
dem Satze von circa 
375 Mk. pro Meile 1675 Ml. 
Rg.⸗Bez. Marienwerder 
für 42,455 Kilometer 
nach dem Satze von 
ca. 322 M. pro Meile 1811 „ 3486 20559 
176571 43522 220093 
Der Reſt vertheilt ſich nach Land 
und Leuten mit 236913 163165 400078 
zuſammen 413484 206687 620171 
Für die Erſparniß an Unterhaltungskoſten für die noch erſt 
auszubauenden, bezw. neu ausgebauten Chauſſeen iſt nach analogen 
Grundſätzen ein Betrag ermittelt, von den im Voraus überwieſenen 
Summen abgeſetzt und nach Land und Leuten auf die neuen Pro⸗ 
vinzen vertheilt. Das Reſultat iſt, daß die Rente der Provinz Oſt⸗ 
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preußen ſich in den erſten 5 Jahren um jährlich 15854 Mk. er⸗ 
mäßigt, die Rente der Provinz Weſtpreußen ſich um den gleichen 
Betrag erhöht. 


Es erhalten alſo 
in den Jahren 1878 bis 1882: 
Oſtpreußen: 994671 + 397630 1392301 Mk. 
Weſtpreußen: 587169 ＋ 222541 809710 „ 
e 1581840 + 620171 = 2202011 Mt. 
vom 1. April 1883 ab: 
Oſtpreußen: 994671 + 413484 1408155 Mk. 
Weſtpreußen: 587169 + 206687 - 793856 „ 
1581840 + 620171 = 2202011 Mk. 


Im Ganzen beträgt mithin die den neuen Provinzen gebührende 
Jahresrente 

gemäß: für Oſtpreußen für Weſtpreußen Zuſammen 

Mt. Mt. k. 

$1 d. Uebereinkommens(s 2 d. Dot.⸗Geſ.) 1442350, 2 2435714 

$2 [7 " ($ 12 [7 [2 J 97175 6 1641 

53 „ 1 (8 13 „ ) 5685,00 18645 

84 „ (514, „ ) 1500,00 26730 

86 „ „ (8 20 „ „ ) 14081550 798856, 2202011 

zuſammen: 287366151 1811079, 4684741 

und bis zum 1. April 1883: 2857807 1826933, 


§ 7. Aus der im § 6 dieſes Uebereinkommens überwie⸗ 
ſenen Jahresrente werden zugleich von dem Provinzial⸗ 
Verbande von Oſtpreußen die Koſten für die Ver⸗ 
waltung und Unterhaltung der durch Provinzial⸗ 
Landtagsbeſchluß vom 12. October 1876 auf den 
Provinzialverband von Preußen übernommenen und 
vom 1. April 1878 auf den Provinzialverband von 
Oſtpreußen übergehenden Chauſſee von der Friedländer 
Kreisgrenze bis zum Bahnhofe Tapiau, und von dem 
Provinzialverbande von Weſtpreußen die Koſten für 
die Verwaltung und Unterhaltung der durch Pro⸗ 
vinziallandtagsbeſchluß vom 9. October 1876 auf den 
Provinzialverband von Preußen übernommenen, vom 
1. April 1878 auf den Provinzialverband von Weſt⸗ 
preußen übergehenden, innerhalb der Kreiſe Marien⸗ 
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burg und Stuhm belegenen Strecke der Chauſſee 
Graudenz⸗Altfelde, ſowie der durch Provinziallandtags⸗ 
Beſchluß vom 10. October 1876 auf den Provinzial⸗ 
Verband von Preußen übernommenen, mit dem 
1. April 1878 auf den Provinzialverband von Weſt⸗ 
preußen übergehenden, Chauſſeeſtrecke von der Berent⸗ 
Pr. Stargarder Kreisgrenze bis zum Bahnhofe Hoch⸗ 
Stüblau beſtritten. 

Der Provinziallandtag hatte in mehreren Fällen beſchloſſen, 
Chauſſeeſtrecken zur Unterhaltung aus Provinzialfonds zu übernehmen, 
welche von Kreiſen oder Gemeinden in den Grenzen fremder Kreiſe 
bisher unterhalten werden mußten und an andere Provinzialchauſſeen 
ſich unmittelbar anſchloſſen. 

Von den hieher gehörigen Chauſſeen durchſchneidet die von 
Graudenz über Freyſtadt, Roſenberg, Chriſtburg nach Altfelde die 
Kreiſe Graudenz, Roſenberg, Mohrungen, Stuhm und Marienburg. 
Sie wurde 1844 von einer Actiengeſellſchaft begonnen, welche aber 
1857, nachdem die Strecke innerhalb der Kreiſe Marienburg, Stuhm 
und Mohrungen ganz, innerhalb der Kreiſe Roſenberg und Grau⸗ 
denz aber nur zum kleineren Theile fertig geſtellt war, den Bau 
wegen Mangels an Geldmitteln unterbrechen mußte. Die Chauſſee 
wurde dann von den Kreiſen Graudenz und Roſenberg vollendet. 
Die Unterhaltung übernahm der Kreis Mohrungen innerhalb ſeiner 
Grenzen; die Kreiſe Stuhm und Marienburg lehnten dagegen jede 
Betheiligung ab, und mußte daher die Unterhaltung des Reſtes der 


Chauſſee von den Kreiſen Graudenz und Roſenberg beſtritten wer⸗ 


den. Am 9. October 1876 beſchloß der Provinziallandtag, die in 
den Kreiſen Marienburg und Stuhm gelegenen Strecke auf die 
Provinz zu übernehmen. 

Ebenſo übernahm der Provinziallandtag durch Beſchluß vom 
10. October 1876 die Unterhaltung der im Kreiſe Pr. Stargardt 
belegenen kurzen Chauſſeeſtrecke vom Bahnhof Hoch⸗Stüblau bis zur 
Berenter Kreisgrenze, welche der Kreis Berent gebaut hatte, um 
ſeiner Kreischauſſee Kl. Klincz⸗Kiſchau Anſchluß an den Bahnhof 
Hoch⸗Stüblau zu verſchaffen. 

Die Chauſſee Friedland⸗Bahnhof Tapiau war bisher zum Theil 
vom Kreiſe, zum Theil von der Stadt Friedland zu unterhalten. 
Der Kreis baute nämlich im Jahre 1858 den innerhalb ſeiner 


60 


Grenzen belegenen Theil als Kreischauſſee aus. Da ſowohl der 
Nachbarkreis Wehlau als der Staat die Weiterführung ablehnte, 
übernahm die Stadt Friedland, um Verbindung mit dem nächſtge⸗ 
legenen Bahnhof zu erhalten, Ausbau und Unterhaltung der fehlen- 
den Strecke. Letztere wurde dann durch Landtagsbeſchluß vom 12ten 
October 1876 auf die Provinz übernommen. 

Auch dieſe drei Chauſſeeſtrecken ſind nach dem Grundſatz des 
§ 5 an diejenigen Provinzen, in deren Grenzen fie belegen find, 
überwieſen. Die zur Unterhaltung derſelben erforderlichen Mittel 
ſind in dem nach $ 6 Nr. 2 im Voraus feſtgeſtellten Rentenbetrage 
mit enthalten. 

Es ſind ſonach an Chauſſeen ferner zu übernehmen: 

von der Provinz Oſtpreußen: 
47. von Bahnhof Tapiau bis zur Friedländer Kreisgrenze in 
der Richtung auf Friedland, 12, Kilometer lang; 
von der Provinz Weſtpreußen: 
48. von Bahnhof Hoch⸗Stüblau bis zur Berenter Kreisgrenze, 
0,7 Kilometer lang; 
49. von Altfelde bis zur Mohrunger Kreisgrenze bei Chriſtburg, 
20,868 Kilometer lang. 
§ 8. Die nach § 7 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 auf 
den Provinzialverband von Preußen übergegangenen 
Anſtalten, und zwar: 
1. die Taubſtummenanſtalt zu Königsberg; 
2. das Königl. Große Hoſpital im Löbenicht zu 
Königsberg, werden unter Uebertragung 
aller dem Provinzialverbande von Preußen 
bezüglich derſelben und der dazu gehörigen 
Vermögensobjecte zuſtehenden Rechte und 
obliegenden Verpflichtungen dem Provinzial⸗ 
verbande von Oſtpreußen zur Verwaltung 
und Unterhaltung überwieſen. 
§ 9. Für die in der Königsberger Taubſtummenanſtalt 
über den 1. April 1878 hinaus zu belaſſenden 
weſtpreußiſchen Zöglinge zahlt der Provinzialverband 
von Weſtpreußen an denjenigen von Oſtpreußen das 
etatsmäßige Honorar, wie es für oſtpreußiſche Zög⸗ 
linge entrichtet wird. 
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Die in $ S genannten beiden Anſtalten ſind durch § 7 des 
Dotationsgeſetzes dem Provinzialverbande von Preußen zur Verwal⸗ 
tung und Unterhaltung mit allen Rechten und Pflichten des Staats 
überwieſen. Sie werden jetzt gleichermaßen, weil in Königsberg 
belegen, auf die Provinz Oſtpreußen übertragen. Beide Anſtalten 
beſitzen eigenes Vermögen; ſie ſind nicht Eigenthum des Provinzial⸗ 
verbandes, ſondern demſelben nur zur Verwaltung überwieſen. 

Die Taubſtummenanſtalt zu Königsberg wurde bis zum Jahre 
1831 unter Mitwirkung der Provinzialſtände mit Zuſchüſſen aus 
Staats⸗ und Provinzialfonds verwaltet. Nachdem der Provinzial⸗ 
landtag von 1829 die Errichtung zweier neuer ſtändiſcher Taub⸗ 
ſtummenanſtalten im Anſchluß an die Lehrerſeminare in Angerburg 
und Marienburg beſchloſſen hatte, forderte er als Aequivalent die 
Einſtellung des Provinzialzuſchuſſes für die Königsberger Anſtalt. 
Durch die Landtagsabſchiede vom 9. Januar 1830 und 3. Mai 
1832 wurden dieſe Anträge genehmigt, und demgemäß die Taub⸗ 
ſtummenanſtalt zu Königsberg in alleinige Verwaltung des Staats 
übernommen, bis dieſe durch § 7 des Dotationsgeſetzes wiederum 
auf den Provinzialverband überging. 

Der aus Provinzialfonds zu leiſtende Zuſchuß iſt nicht fixirt, 
bemißt ſich vielmehr nach der Höhe des nicht durch eigene Ein⸗ 
nahmen der Anſtalt gedeckten Ausgabeetats. Er betrug im Jahre 
1876: 13231 Mk., im Jahre 1877: 15486 Mk. Die Verpflich⸗ 
tung, dieſen Zuſchuß zu leiſten, geht auf den Provinzialverband von 
Oſtpreußen über — vgl. 8 10 — und dem entſprechend das Recht, 
die durch den Etat feſtgeſetzte Zahl von Freiſtellen in der Anſtalt 
durch Angehörige der Provinz zu beſetzen. Die gegenwärtig in der 
Anſtalt befindlichen Freiſtelleninhaber aus Weſtpreußen ſollen jedoch 
nicht am 1. April aus derſelben entlaſſen werden, dürfen vielmehr 
darin verbleiben ($ 9), wogegen der Provinzialverband von Weſt⸗ 
preußen für dieſelben das etatsmäßige Honorar für inländiſche Zahl⸗ 
ſchüler entrichtet, welches 1876: 6 Mk., 1877: 9 Mk. monatlich 
betrug. 

Das „Große Hoſpital im Löbenicht“ zu Königsberg iſt im 
Jahre 1531 von Herzog Albrecht von Preußen begründet und aus 
dem Vermögen des ſäculariſirten Marienkloſters reich dotirt. Seine 
gegenwärtige Verfaſſung hat es durch den Receß vom 7. Februar 
1824 — abgeſchloſſen zwiſchen der Staatsregierung, der Vertretung 
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der Stadt Königsberg und dem Comité der oſtpreußiſchen und lit⸗ 
tauiſchen Stände — erhalten, der das Aufſichtsrecht der Regierung 
begrenzt, auch die Theilnahme der Stadt und der Provinz an Be⸗ 
ſetzung der Stellen regelt. Hinſichtlich der Verwaltungsbehörden 
iſt dieſe Verfaſſung beim Uebergang der Anſtalt auf die Provinz 
etwas modificirt. 

Die Verwaltung des Hoſpitals geht nunmehr auf die Provinz 
Oſtpreußen über. Da daſſelbe ein bedeutendes eigenes Vermögen 
beſitzt, ift ein Zuſchuß zur Deckung der laufenden Ausgaben nicht 
erforderlich. Es werden vielmehr aus Provinzialfonds nur beſtimmte 
Beträge, auf einzelnen Bewilligungen oder anderen Rechtstiteln be⸗ 
ruhend, gezahlt, die früher vom Staat zu berichtigen waren (vgl. 
unten $ 10). 

Ein Theilnahmerecht an der Beſetzung der Stellen im löbenicht⸗ 
ſchen Hoſpital hat Weſtpreußen auch früher nicht gehabt, da der 
Receß vom 7. Februar 1824, wie bereits erwähnt, nur mit dem 
Comité der oſtpreußiſchen und littauiſchen Stände geſchloſſen iſt, alſo 
auch nur dieſen Landestheilen Rechte einräumt. Ob hierin durch 
den Uebergang der Anſtalt auf den Provinzialverband von Preußen 
eine Aenderung eingetreten iſt, kann unerörtert bleiben, da dieſelbe 
jedenfalls durch das Uebereinkommen wieder beſeitigt ſein würde. 

S 10. Von den nach $ 1 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 
auf den Provinzialverband von Preußen übergegan⸗ 
genen Ausgabeverpflichtungen bezüglich der Zuſchüſſe 
zu Wohlthätigkeitsanſtalten gehen die in dem Haupt⸗ 
Etat der Verwaltung des Provinzialverbandes von 
Preußen pro 1876, Capitel 14 der Ausgabe, 
Titel 2 a bis incl. m, o und p aufgeführten, in 
der Anlage angegebenen Ausgabeverpflichtungen im 
Betrage von 38827 Mark 53 Pf. auf den Pro⸗ 
vinzialverband von Oſtpreußen, und die in der An⸗ 
lage aufgeführte Ausgabeverpflichtung im Betrage 
von 2000 Mark ad Titel 2 u des genannten 
Capitels auf den Provinzialverband von Weſt⸗ 
preußen über. 

Die in Rede ſtehenden Ausgabeverpflichtungen ſind in den An⸗ 
lagen zum Entwurf des Dotationsgeſetzes und der in § 10 in 
Bezug genommenen Anlage 1 des Uebereinkommens ſpeciell aufge⸗ 
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führt. Es gehen auf Oſtpreußen folgende Zahlungsverpflichtungen 
über: 
1. an die Stadtarmenkaſſe zu Königsberg Mk. 6000 
2. an das Fahrenheidtſche Armenhaus daſelbſt „ 822 
In den Etat pro 1876 waren in Folge 
eines Rechenfehlers nur 722 Mk. eingeſtellt, 
und dieſer Irrthum iſt auch in das Ueber⸗ 
einkommen übergegangen. Der Zuſchuß be⸗ 
trägt 274 Thlr., alſo 822 Mk., und iſt 
dem entſprechend der fehlende Betrag von 
100 Mk. pro 1876 durch Beſchluß des 
Provinziallandtages vom 6. Juni 187 7 
nachbewilligt. Die Summe der von Oſt⸗ 
preußen zu übernehmenden Verpflichtungen 
erhöht ſich ſonach um 100 Mi. 
3. an das Altſtädtſche Pauperkrankenhaus zu 
Königsberg 
dan das Löbenichtſche Pauperkrankenhaus zu 
Königsberg 
5. an das Kneiphöfſche Pauperkrankenhaus zu 
Königsberg 
an das Georgen⸗Hoſpital in Königsberg 
Jan das Hoſpital in Heilsberg 
. an das Hoſpital in Labiau 
9. an das Hoſpital in Allenſtein 
Jan das Löbenichtſche Hoſpital in Königsberg 
an das St. Marienſtift daſelbſt 
an die gräflich Bülow von Dennewitzſche 
Militär⸗Blinden⸗Unterſtützungsanſtalt in 
Königsberg 
an die Taubſtummenanſtalt zu Königsberg 
Wie bereits zu 88 8, 9 bemerkt, iſt 
dieſer Zuſchuß nicht fixirt. Da der Berech⸗ 
nung der Etat pro 1876 zu Grunde ge⸗ 
legt iſt, wurde auch der pro 1876 geleiſtete 
Zuſchuß in Anſatz gebracht. In der Auf⸗ 
zählung der staatlichen Verpflichtungen (in 3 
Latus Mk. 2756178 
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Transport Mk. 275615 
den Anlagen zum Dotationsgeſetz) iſt der 
Zuſchuß auf 3555 Thlr. - 10665 Mk. 
angegeben; pro 1877 betrug er etatsmäßig 
15486 Mark. 
14. an das Waiſenhaus zu Königsberg > 11365 81 


Weſtpreußen übernimmt dagegen den Zuſchuß an das St. Jacobs⸗ 
Hoſpital in Thorn mit 2000 Mark. 

Auch hier iſt ſelbſtredend der Grundſatz maßgebend geweſen, 
daß jede der neuen Provinzen die Zuſchüſſe an die innerhalb ihrer 
Grenzen liegenden Wohlthätigkeitsanſtalten zu leiſten hat. 

§ 11. Die dem Provinzialverbande von Preußen nach 
§ 15 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 überwieſenen 
früheren Staatsnebenfonds des Miniſteriums des 
Innern, und zwar: 

a. der Pferde -Demobilmachungsfonds für den 
Kreis Memel im Regierungsbezirk Königs⸗ 
berg zur Beihilfe der Provinzialarmen⸗ 
pflege für invalide Krieger und für Witt⸗ 
wen und Waiſen der im Kriege Gebliebenen, 

b. der zu gleichen Zwecken beſtimmte Demobil⸗ 
machungsfonds im Regierungsbezirke Gum⸗ 
binnen, 

0. der aus der Vermögensmaſſe des aufgehobenen 
Kloſters der barmherzigen Brüder zu Alt⸗ 
Schottland gebildete Krankenpflegefonds zur 
Unterbringung unvermögender Kranken des 
Regierungsbezirkes Danzig in dem ſtädti⸗ 
ſchen Hoſpital zu Danzig und zur Unter⸗ 
ſtützung ſolcher Kranken in ihrer Heimath 

werden, und zwar: 

die ad a und b aufgeführten Fonds dem Pro⸗ 

vinzialverbande von Oſtpreußen, 

der ad e aufgeführte Fonds dem Provinzialver⸗ 

bande von Weſtpreußen 
zur Verwaltung und Verwendung mit allen bisher 
dem Provinzialverbande von Preußen hinſichtlich 
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dieſer Fonds zuſtehenden Rechten und obliegenden 
Verpflichtungen überwieſen. 

Die 88 11—14 des Uebereinkommens handeln von der Ueber⸗ 
tragung der ſogenannten Provinzialnebenfonds auf die neuen Ver⸗ 
bände. Da für dieſelben nicht nur hinſichtlich der Verwendung 
beſtimmte Vorſchriften beſtehen, ſondern zum Theil auch der Bezirk, 
dem ſie zu Gute kommen, genau abgegrenzt iſt, es mithin ſich überall 
nur um eine Ueberweiſung zur beſtimmungsmäßigen Verwendung 
handeln kann, ſind dieſe Fonds — ſoweit ſie nicht bisher für die 
ganze Provinz beſtimmt waren, alſo getheilt werden mußten — dem⸗ 
jenigen Verbande zugewieſen, in deſſen Grenzen ihr Verwendungs⸗ 
bezirk liegt. 

Die Pferdedemobilmachungsfonds ſind gebildet aus dem Erlös 
für den Verkauf derjenigen Pferde, welche bei der Demobiliſirung 
der Armee im Jahre 1815 entbehrlich und vom Staate den ein⸗ 
zelnen Bezirken als Geſchenk überwieſen wurden. Die dem Regie⸗ 
rungsbezirk Gumbinnen in dieſer Weiſe übereigneten Landwehrpferde 
hatten ein Capital von 20821 Thlr. 4 Sgr. 2 Pf. gebracht, welches 
durch Cabinetsordre vom 5. September 1821 dem Staatsſchatz zur 
Verwaltung für Rechnung des Departements mit der Beſtimmung 
überwieſen wurde, daraus für den Fall einer Mobilmachung dem 
Bezirke Beihilfen zur Ausrüſtung der Landwehr zu leiſten. Auf 
Anſuchen der Provinzialſtände erhielt dieſes Capital jedoch durch den 
Landtagsabſchied vom 28. October 1838 das Gumbinner Departe⸗ 
ment als eine ewige, von der Regierung zu Gumbinnen zu ver⸗ 
waltende Stiftung ausgehändigt, welche der Provinzialarmenpflege, 
inſonderheit der Unterſtützung der in der Provinz befindlichen In⸗ 
validen, ſowie der Familien der vor dem Feinde gebliebenen Unter⸗ 
officiere und Soldaten dienen ſollte. Die Kreiſe ſollten bei der 
Verwendung der Einkünfte nach Verhältniß der Seelenzahl parti⸗ 
cipiren. Da nun aber der früher zum littauiſchen Departement 
gehörige Kreis Memel inzwiſchen zum Regierungsbezirk Königsberg 
geſchlagen war, wurde der auf denſelben entfallende Antheil am 
Capital der Königsberger Regierung für dieſen Kreis überwieſen. 
Der Demobilmachungsfonds des Kreiſes Memel beträgt gegenwärtig 
4575 Mk., der des Regierungsbezirks Gumbinnen 64692, Mk. 

Von dem Vermögen des im Jahre 1806 aufgehobenen Kloſters 
der barmherzigen Brüder zu Altſchottland bei Danzig wurden durch 
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Cabinetsordre vom 1. Mai 1822 zwei Drittel der Stadt Danzig 
als Geſchenk zu Zwecken der Armenpflege überwieſen. Mit dem 
letzten Drittel — damals 11061 Thlr. — wurde eine beſondere 
Stiftung fundirt. Der Zinsertrag derſelben, aus welchem jedoch 
zunächſt der Unterhalt der noch lebenden Kloſterbrüder zu beſtreiten 
war, ſoll zur Unterbringung von Kranken des Regierungsbezirks 
Danzig in das ſtädtiſche Krankenhaus zu Danzig, zu deren Aufnahme 
daſſelbe nicht verpflichtet iſt, ſowie zur Unterſtützung ſolcher Kranken 
in der Heimath verwendet werden. Das Vermögen des Fonds 
beläuft ſich gegenwärtig auf 41600 Mk. 
$ 12. Der bisher von der Direction der Provinzialhilfs⸗ 
kaſſe von Preußen verwaltete Landwehrpferdegelder⸗ 
fonds des Regierungsbezirks Königsberg (mit Aus- 
ſchluß des Kreiſes Memel) wird der Provinz Oſt⸗ 
preußen zur beſtimmungsmäßigen Verwendung über 
wieſen. 

Der Fonds iſt bei der Provinzialhilfskaſſe gegen Verzinſung 
zu 3½ pCt. angelegt. Die Zinſen werden zum Capital geſchlagen. 
Im Falle einer Mobilmachung erhalten aus demſelben die Kreiſe 
des Regierungsbezirks Königsberg mit Ausſchluß des Kreiſes Memel 
zur Unterſtützung bedürftiger Familien der zu den Fahnen einbe⸗ 
rufenen Reſerve- und Landwehrmannſchaften 20 pCt. des Capitals 
und die Zinſen des Reſtes für die Dauer der Mobilmachung und 
das auf dieſelbe folgende Quartal. Der Fonds wird am 1. April 
1878 93466, Mk. betragen. a 

§ 13. Der im Jahre 1824 durch Sammlungen der Pros 
vinziallandtags-Abgeordneten begründete, bisher von 
der Direction der Provinzialhilfskaſſe verwaltete 
„Provinzialſtändiſche Stipendienfonds“ wird nach dem 
Maßſtabe des § 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 
vertheilt und den Provinzialverbänden von Oſt⸗ und 
Weſtpreußen die auf dieſelben hienach entfallenden 
Beträge des Fonds zur beſtimmungsmäßigen Ver⸗ 
wendung überwieſen. 

Beim Schluß des erſten Provinziallandtags wurde durch frei⸗ 
willige Beiträge der Abgeordneten ein Fonds gebildet und durch 
Sammlungen auf den ſpäteren Landtagen verſtärkt, deſſen Erträge 
zu Stipendien für unbemittelte Studirende der Königsberger Uni⸗ 
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verſität beſtimmt waren. Am 1. April 1878 wird der Fonds auf 
14124 Mk. angewachſen ſein. Aus den Zinſen werden vier 
Stipendien à 150 Mk. gezahlt; der Zinsüberſchuß wird zum Capital 
geſchlagen. 
Nach dem Maßſtab des § 2 des Dotationsgeſetzes erhalten von 
dem Fonds: 
Oſtpreußen: 8364, Mk. 
Weſtpreußen: 5760,52 „ 
14124½ Mk. 


$ 14. Der am 1. April 1878 vorhandene, in Gemäßheit 
des § 9 des Reglements vom 11. Februar 1876 
zur Ausführung des § 60 des Viehſeuchengeſetzes 
vom 25. Juni 1875 gebildete Reſervefonds, ſowie 
die bei der Verwaltung des Pferde- und Rindvieh⸗ 
Verſicherungsfonds am 1. April 1878 rechnungs⸗ 
mäßig vorhandenen Beſtände werden unter die 
Provinzialverbände von Oſt- und Weſtpreußen 
und zwar: 

a. der Reſervefonds und Beſtand des Pferde— 
Verſicherungsfonds nach dem Maßſtabe 
des Beſtandes an Pferden bei der letzten 
Viehaufnahme, 

b. der Reſervefonds und Beſtand des Rindvieh⸗ 
Verſicherungsfonds nach dem Maßſtabe 
des Beſtandes an Rindvieh bei der letzten 
Viehaufnahme 

getheilt. 

Das Geſetz vom 25. Juni 1875, betr. die Abwehr und Unter- 
drückung von Viehſeuchen, verpflichtet die Provinzialverbände zur 
Entſchädigung der Viehbeſitzer für Pferde, welche mit der Rotzkrank⸗ 
heit, und Rindvieh, welches mit der Lungenſeuche behaftet war und 
auf polizeiliche Anordnung getödtet iſt (S 60). Zur Leiſtung 
dieſer Entſchädigungen ſind nach näherer Vorſchrift des für die 
Provinz Preußen erlaſſenen Ausführungs-Reglements vom 11. Fe⸗ 
bruar 1876 zwei getrennte Fonds gebildet, je einer aus der von 
den Pferde- und Rindviehbeſitzern nach der Stückzahl des beſeſſenen 
Viehes zu leiſtenden jährlichen Abgabe. Die am Jahresſchluß ſich 
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ergebenden Ueberſchüſſe fließen zu zwei Reſervefonds. Dieſe Reſerve⸗ 
fonds betrugen am Schluſſe des Rechnungsjahres 1876 

beim Pferde- Verſicherungsfonds 33,771 Mk. 

beim Rindvieh⸗Verſicherungsfonds 3 4/664, „ 

Die Beſtände und Reſervefonds ſollen unter die neuen Pro- 
vinzen nach der Zahl der zuletzt ermittelten und zur Beitragslei— 
ſtung herangezogenen Pferde, bezw. Rinder vertheilt werden. Die 
maßgebende Viehzählung wird in der erſten Hälfte des Januar 
1878 ſtattfinden. 

$ 15. Der Provinzial⸗Blindenanſtalt zu Königsberg ſoll 
der bisher derſelben gezahlte Zuſchuß von 9000 Mk., 
der Idiotenanſtalt zu Raſtenburg der bisherige Zu- 
ſchuß von 8460 Mk. auch für das Etatsjahr 
1. April 1878 bis 31. März 1879 gezahlt 
werden. 

Die Zahlung dieſer Zuſchüſſe Seitens der 
Provinzialverbände von Oſt- und Weſtpreußen 
erfolgt hinſichtlich der Provinzial-Blindenanſtalt zu 
Königsberg nach dem Maßſtabe des § 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 8. Juli 1875, hinſichtlich der Idioten⸗ 
Anſtalt zu Raſtenburg nach dem Verhältniß von 
14: 10. 

Ueber die Bewilligung weiterer Zuſchüſſe über 
den 1. April 1879 hinaus haben die genannten 
Anſtalten an die Vertretungen der neuen Provin⸗ 
zialverbände ihre Anträge zu richten. 

Die Ss 15-18 betreffen diejenigen Unterſtützungen und Zus 


ſchüſſe an Wohlthätigkeitsanſtalten und gemeinnützige Vereine und 


Anſtalten, welche nicht auf dem Geſetze vom 8. Juli 1875, ſondern 
auf beſonderen Beſchlüſſen und Zuſagen der Provinziallandtage be⸗ 
ruhen. Soweit dieſe Zuſchüſſe lediglich auf das laufende Jahr be⸗ 
willigt waren, lag keine Veranlaſſung vor, dieſelben in dem Ueber⸗ 
einkommen zu erwähnen. Die Weiterbewilligung konnte in dieſen 
Fällen nur auf beſonderen Antrag der Vereine und Anſtalten er- 
folgen, und man durfte es dieſen überlaſſen, mit ſolchen Anträgen 
ſich an die geeignete Stelle zu wenden. Einer beſonderen Feſtſetzung 
bedurfte es nur in den Fällen, in welchen die Zuſchußleiſtung ent⸗ 
weder ausdrücklich für längere Zeit zugeſagt war, oder auf einem 
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alten Vertragsverhältniß beruhte, welches ohne Weiteres abzubrechen 
nicht angemeſſen erſchien. 

Der Provinzial⸗Blindenanſtalt zu Königsberg iſt zuletzt durch 
Beſchluß des Provinziallandtages vom 14. Januar 1876 ein Zu⸗ 
ſchuß von 9000 Mk. für das Jahr 1876 bewilligt und dieſe Be- 
willigung bei Feſtſtellung des Etats pro 1877 in gleicher Höhe 
auch für dieſes Jahr erneuert. Nach den Beſchlüſſen des Provin⸗ 
ziallandtages über die Verlegung des Etatsjahres folgt von ſelbſt, 
daß für das erſte Quartal 1878 der vierte Theil des Jahresbe⸗ 
trages pro 1877 mit 2250 Mk. zu zahlen iſt. Um nun die An⸗ 
ſtalt nicht durch plötzliche Entziehung des Zuſchuſſes vom 1. April 
1878 in Verlegenheit zu bringen, iſt in dem Uebereinkommen die 
Weiterbewilligung deſſelben für das Etatsjahr 1878/79 ausgeſprochen, 
und dieſer in Ermangelung eines andern Theilungsmaßſtabes nach 
Land und Leuten auf die beiden Provinzen repartirt. Es haben 
alſo zu zahlen: 

Oſtpreußen: 5330 Mk. 
Weſtpreußen: 3670 „ 
9000 Mk. 

Der Idiotenanſtalt zu Raſtenburg wurde durch Beſchluß des 
Provinziallandtages vom 14. October 1864 eine Beihilfe von jähr⸗ 
lich 1000 Thlr. auf vorläufig 6 Jahre bewilligt, wogegen der Pro⸗ 
vinz die Beſetzung von 12 Freiſtellen in der Anſtalt eingeräumt 
wurde. Dieſe Freiſtellen wurden auf die Regierungsbezirke nach 
der Einwohnerzahl vertheilt, und ſonach dem Regierungsbezirk Königs⸗ 
berg: 4, Gumbinnen und Marienwerder: je 3, Danzig: 2 Frei⸗ 
ſtellen zugewieſen. Später wurde der Zuſchuß auf 100 Thlr., dann 
auf 120 Thlr. für jeden Freizögling erhöht. Nachdem die Anſtalt 
in einem eigenen Gebäude untergebracht und dem entſprechend ver— 
größert war, wurde die Zahl der Provinzialfreiſtellen auf 24 (8 
für den Regierungsbezirk Königsberg, je 6 für Gumbinnen und 
Marienwerder, 4 für Danzig) verdoppelt, und für dieſe weiter 
jährlich je 120 Thlr., im Ganzen alſo 2880 Thlr. oder 8640 Mk. 
— nicht 8460, wie der Text des Uebereinkommens in Folge eines 
Schreibfehlers angiebt — gezahlt. 

Vom 1. April 1878 ab beſetzt Oſtpreußen die 14 Freiſtellen 
der Regierungsbezirke Königsberg und Gumbinnen und zahlt dem 
entſprechend einen Zuſchuß von 5040 Mk.; Weſtpreußen beſetzt die 
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den Regierungsbezirken Danzig und Marienwerder zuſtehenden 
10 Freiſtellen gegen einen Zuſchuß von 3600 Mt. Ob die Pro⸗ 
vinzen dieſes Verhältniß über den 1. April 1879 hinaus fortſetzen 
wollen, iſt ihrer Entſchließung vorbehalten. 
8 16. Durch Beſchluß des Provinziallandtags vom 
7. October 1876 iſt dem Verein für die Geſchichte 
der Provinz Preußen pro 1878 eine Beihilfe von 
600 Mk. bewilligt. Der hievon auf die Zeit nach 
dem 1. April 1878 entfallende Betrag von 450 Mk. 
wird von den Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen nach 
dem Maßſtabe des § 2 des Geſetzes vom 8. Juli 
1875 gezahlt. 

Die Bewilligung iſt hier ausdrücklich für die Jahre 1877 und 
1878 ausgeſprochen. Da der Verein beide neuen Provinzen gleid)- 
mäßig betrifft, ſchien es angemeſſen, den Zuſchuß pro J. April 
bis ultimo December 1878 auf beide Provinzen zu vertheilen. Es 
zahlen alſo: 


Oſtpreußen: 266,0 ME. 
Weſtpreußen: 183, „ 
450% Mk. 


§ 17. Der Zuſchuß von 1200 Mark, welcher laut Be⸗ 
ſchluß des Provinziallandtages vom 7. October 1876 
(efr. Cap. 17 Tit. 7 der Ausgabe des Hauptetats 
der Verwaltung des Provinzialverbandes von Preu⸗ 
ßen) für die Winterſchule in Gumbinnen für die 
Jahre 1877 und 1878 bewilligt iſt, wird vom 
1. April 1878 ab von dem Provinzialverbande von 
Oſtpreußen gezahlt. 

Auch iſt hier der Zuſchuß ausdrücklich auch pro 1878 bewil- 
ligt. Er wird von der Provinz Oſtpreußen übernommen, da nur 
für dieſe das Inſtitut von Intereſſe iſt. 

§ 18. Der fortlaufende Zuſchuß von 4300 Mark, 
welcher laut Beſchluß des Provinziallandtags vom 
9. October 1876 dem Centralverein weſtpreußiſcher 
Landwirthe zur Unterhaltung einer landwirthſchaft⸗ 
lichen Verſuchsſtation bewilligt worden iſt, wird 
vom 1. April 1878 ab von dem Provinzialverbande 
von Weſtpreußen gezahlt. 
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Die Unterhaltungskoſten der landwirthſchaftlichen Verſuchsſtation 
zu Danzig von jährlich 12,900 Mark werden zu / von dem 
Centralverein weſtpreußiſcher Landwirthe aufgebracht, zu je ¼ durch 
Staats- und Provinzialbeihilfen gedeckt. Die Bewilligung iſt ohne 
Beſchränkung auf eine beſtimmte Zeit ausgeſprochen. Der Zuſchuß 
wird vom 1. April 1878 ab von der Provinz Weſtpreußen gezahlt. 

§ 19. Die am 1. April 1878 vorhandenen Forderungen 
des Provinzialverbandes von Preußen an Landes⸗ 
meliorationsdarlehnen (ekr. Cap. 16 des Hauptetats 
der Verwaltung des Provinzialverbandes von Preu— 
ßen pro 1876, Cap. 12 deſſelben Etats pro 1877) 
werden nach dem Maßſtabe des $ 2 des Geſetzes vom 
8. Juli 1875 unter die Provinzialverbände von 
Oſt⸗ und Weſtpreußen vertheilt. 

Dieſer und die folgenden Paragraphen ſtellen die Regeln für 
die Theilung der Activa und Paſſiva der Provinzialhilfskaſſe und 
des Provinzialmeliorationsfonds auf; der Gleichartigkeit wegen wer- 
den auch die Forderungen an ſonſtigen Meliorationsdarlehnen hier 
behandelt. 

In den Etat pro 1876 waren 200,000 Mk., 
pro 1. Januar 1877 bis 1. April 1878 250,000 „ 

450,000 Mk. 
zur Hergabe von Darlehnen zu Landesmeliorationen ausgeworfen. 
Es iſt wohl anzunehmen, daß dieſer Betrag bis zum 1. April 1878 
verausgabt ſein, alſo Darlehnsforderungen in ungefähr gleicher 
Höhe alsdann beſtehen werden. Von dieſen werden circa 266,000 Mk. 
an Oſtpreußen, etwa 184,000 Mark an Weſtpreußen zu über⸗ 
weiſen ſein. 

§ 20. Das am 1. April 1878 vorhandene Vermögen 
der auf Grund des § 8 des Geſetzes vom 8. Juli 
1875 dem Provinzialverbande von Preußen über⸗ 
eigneten Provinzialhilfskaſſe wird nach dem Maß⸗ 
ſtabe des $ 1 des Statuts vom 27. September 1852 
(241: 159) unter die Provinzalverbände von Oſt⸗ 
und Weſtpreußen vertheilt. 

Das Vermögen (d. h. die Baarbeſtände und die ausſtehenden 
Forderungen) der Provinzialhilfskaſſe wird nach dem Verhältniß 
getheilt, nach welchem die Fonds gemäß § 1 des Statuts vom 
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27. September 1852 von Anfang an den Regierungsbezirken Kö⸗ 
nigsberg und Gumbinnen einerſeits, Danzig und Marienwerder 
andererſeits überwieſen waren. 
Das Activvermögen der Provinzialhilfskaſſe wird ſich am 
1. April 1878 auf ca. 3600000 Mk. belaufen. Davon würden 
nach dem Verhältniß von 241 : 159 an Oſtpreußen ca. 2169000 
Mark, an Weſtpreußen etwa 1431000 Mk. zu überweiſen ſein. 
§ 21. Das am 1. April 1878 vorhandene Vermögen des 
auf Grund des § 10 des Geſetzes vom 8. Juli 
1875 dem Provinzialverbande von Preußen über⸗ 
eigneten Provinzialmeliorationsfonds wird nach dem 
Maßſtabe der Seelenzahl der ländlichen Bevölkerung 
nach der Volkszählung von 1875 unter die Pro⸗ 
vinzialverbände von Oſt⸗ und Weſtpreußen vertheilt. 
Der Provinzialmeliorationsfonds iſt gebildet aus den von der 
Staatsregierung zur Förderung der Regulirung gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
licher Verhältniſſe gegebenen Vorſchüſſen, die, ſoweit ſie nach dem 
Jahre 1842 zur Erſtattung gelangen ſollten, durch den Landtags⸗ 
Abſchied vom 19. Januar 1835 der Provinz zu dieſem Behufe 
überwieſen wurden. Der Vertheilungsmaßſtab iſt dem § 1 des 
Reglements vom 14. September 1853 (j. oben S. 23, Anm. 1) 
entnommen 
Die Seelenzahl der ländlichen Civilbevölkerung betrug nach 
der Zählung von 1875: 
im Reg.⸗Bez. Königsberg: 795759 
> 75 Gumbinnen: 658107 
7 95 Danzig: 368178 } 
a 5 Wer An der 626006 994181 in Weſtpreußen. 
Das Vermögen des Meliorationsfonds wird ſich am 1. April 
1878 auf ca. 400000 Mk. belaufen, wovon alſo Oſtpreußen etwa 
237000 Mk, Weſtpreußen etwa 163,000 Mk. gebühren. 
§ 22. Die am 1. April 1878 ausſtehenden, in 88 19, 20 
und 21 bezeichneten Forderungen werden, ſoweit 
ſie in den Regierungsbezirken Königsberg und Gum⸗ 
binnen ausſtehen, von dem Provinzialverbande von 
Oſtpreußen, ſoweit ſie in den Regierungsbezirken 
Danzig und Marienwerder ausſtehen, von dem 
Provinzialverbande von Weſtpreußen ohne gegen⸗ 


1453866 in Ostpreußen. 
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ſeitige Gewährleiſtung der Güte der Forderungen 
zum Nennwerthe übernommen. 

Die Nominalbeträge der in preußiſchen Staats⸗ 
Schuldſcheinen gegebenen und zurückzuzahlenden Dar⸗ 
lehne werden zu dem am letzten Berliner Börſen⸗ 
tage des Monats März 1878 in Berlin amtlich 
notirten Courſe auf baares Geld umgerechnet. 

Es werden alſo ungefähr zu erhalten haben: 

Dftpreußen Weſtpreußen 
nach $ 19: Mk. 266000 184000 
„ 820: „ 2169000 1431000 
„ 8 21 „ 2000 163000 
zuſammen: Mk. 2672000 1778000 

In Anrechnung hierauf werden alle in den Regierungsbezirken 
Königsberg und Gumbinnen ausſtehenden Forderungen der Pro⸗ 
vinz Oſtpreußen, alle in den Regierungsbezirken Danzig und 
Marienwerder ausſtehenden der Provinz Weſtpreußen überwieſen. 

Erklärlicher Weiſe herrſchte Meinungsverſchiedenheit darüber, 
in welcher Weiſe die Theilung des Activvermögens der genannten 
drei Fonds, über deren Grundſätze man allerſeits einig war, am 
zweckmäßigſten realiſirt werden könne. Man nahm zunächſt als 
leitendes Princip an, daß es unter allen Umſtänden vermieden wer⸗ 
den müſſe, den neuen Provinzen Schuldner, die außerhalb ihrer 
Grenzen wohnen, zu überweiſen. Auch der vorgeſchlagene Ausweg, 
die Abrechnung mit dieſen auswärtigen Schuldnern der andern 
Provinz ohne Berechnung irgend welcher Proviſion zu übertragen, 
wurde nicht für ausreichend erachtet, die zu befürchtenden Unzuträg⸗ 
lichkeiten auszuſchließen. 

Sodann wurde vorgeſchlagen, für etwaige Ausfälle an über⸗ 
wieſenen Forderungen beide Provinzen einſtehen zu laſſen, auch bei 
der ausgleichungsweiſen Ueberweiſung der einzelnen Forderung deren 
Sicherheit und Rentenwerth in Rechnung zu ziehen. Die Mehr⸗ 
heit entſchied ſich aber dafür, ſoweit irgend möglich, alle Streitpunkte 
von vorneherein auszuſchließen, die dauernde Verrechnung der Pro⸗ 
vinzen auf das Nothwendigſte zu beſchränken und dahin zu ſtreben, 
daß mit der Naturaltheilung des Vermögens am 1. April 1878 
möglichſt das Auseinanderſetzungsgeſchäft ſeinen endgiltigen Abſchluß 
erhalte. Deshalb wurde feſtgeſetzt, daß die ausſtehenden Forderungen 
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zum Nennwerthe und ohne gegenſeitige Gewährleiſtung übernommen 
werden. 

Soweit ſich nun bei der Ueberweiſung der ausſtehenden For⸗ 
derungen an die Provinzen, in welchen die Schuldner wohnen, 
Differenzen ergeben gegen die Summen, welche nach den Grund— 
ſätzen der 88 19—21 einer jeden Provinz gebühren, ſoweit alſo 
durch jene Ueberweiſung der Betrag von rund 2672000 Mk. für 
Oſtpreußen, 1778000 Mk. für Weſtpreußen nicht erreicht, bezw. 
überſchritten wird, ſoll die Ausgleichung bei Theilung des Baar— 
beſtandes der Landeshauptkaſſe ſtattfinden (vgl. 88 24, 25). 

§ 23. Die umlaufenden Provinzialhilfskaſſen⸗Obligationen 
werden ſämmtlich zum 1. Juli 1878 zur Einlöſung 
gekündigt, falls diejenigen Schuldner der Provinzial 
Hilfskaſſe, welche die Darlehne in Obligationen ev: 
halten haben, ſich damit einverſtanden erklären, daß 
die den Umſatz ihrer Abzahlungen in Obligationen 
betreffenden Beſtimmungen des Darlehnsvertrages 
aufgehoben werden. Die zur Einlöſung erforder—⸗ 
lichen Geldmittel werden von den beiden Provinzen 
nach dem in § 20 angegebenen Verhältniſſe auf— 
gebracht. 

Falls aber das vorerwähnte Einverſtändniß 
der Schuldner nicht zu erreichen iſt, wird die Re— 
gelung und Abwickelung der auf Grund des Regulativs 
vom 20. September 1868 bis zum 1. April 1878 
contrahirten Obligationsſchuld der Provinzialhilfs⸗ 
laſſe vorbehaltlich der Solidarhaft des Stammver⸗ 
mögens der in Zukunft beſtehenden zwei Provinzial⸗ 
Hilfskaſſenfonds (§ 8 des Regulativs vom 20. Sep⸗ 
tember 1868) von den beiden betheiligten Provinzen 
in folgender Weiſe bewirkt: 

a. diejenigen Beträge an Hilfskaſſen⸗Obligationen, 
welche den in Oſtpreußen in Hilfskaſſen⸗ 
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Obligationen am 1. April 1878 aus⸗ 
ſtehenden Darlehnen entſprechen, von dem 
Provinzialverband von Weſtpreußen als 
Schuld übernommen. Die nicht auf dieſe 
Weiſe zu vertheilenden Beträge der Obli—⸗ 
gationsſchuld werden von den beiden Pro- 
vinzialverbänden nach dem im § 20 an- 
gegebenen Maßſtabe als beſondere Schuld 
übernommen. 


b. Die Auswahl der Apoints der Obligationen 


nach Serien und Nummern zum Zweck 
der nach Maßgabe der vorſtehenden Be— 
ſtimmung (§ 23 a) zu veranlaſſenden 
Theilung der Schuld wird durch den 
Landesdirector der vereinigten Provinzial— 
Verbände bewirkt. 


c. Die Einlöſung der Coupons der Obligationen, 


bezw. der ausgelonften oder gekündigten 
Obligationen wird von den Landeshaupt— 
kaſſen der beiden Provinzialverbände der: 
art zur Ausführung gebracht, daß den 
Inhabern der Coupons und Obligationen 
die Wahl bleibt, an welcher der genannten 
Zahlungsſtellen ſie die Einziehung bewir— 
ken wollen. Dieſer Zahlungsmodus iſt 
in der in 8 6 des Regulativs vom 20. Sep⸗ 
tember 1868 vorgeſchriebenen Weiſe zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Die gedachte Geſchäftsführung der be⸗ 
treffenden Landeshauptkaſſen erfolgt ohne 
Anrechnung etwa entſtehender Koſten. Die 
bezügliche Abrechnung der Kaſſen wird am 
Schluß eines jeden Monats bewirkt. 


Obligationen am 1. April 1878 aus⸗ | Für die Vertheilung der Paſſiva der Provinzialhilfskaſſe ift 
ſtehenden Darlehnen entſprechen, werden zunächſt feſtzuhalten, daß durch die Abmachungen des Uebereinkom⸗ 
von dem Provinzialverbande von Oſtpreußen, mens die Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden können, daß 
dagegen die Beträge an Obligationen, alſo den Gläubigern das ganze Vermögen der Provinzialhilfskaſſe 
welche den in Weſtpreußen in Hilfskaſſen⸗ 
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haftet, und in dieſe Haftung die beiden neuen Provinzialhilfskaſſen⸗ 
fonds ſolidariſch eintreten. 

Die umlaufenden Provinzialhilfskaſſen⸗Obligationen erreichen den 
Betrag von rund 1148000 Mark. Die Vertheilung erfolgt ſelbſt⸗ 
verſtändlich nach demſelben Maßſtabe, nach welchem das Activver⸗ 
mögen getheilt iſt, alſo nach dem Verhältniß von 241: 159, ſo daß 
auf Oſtpreußen von der Geſammtſchuld etwa 691670 Mark, auf 
Weſtpreußen etwa 456330 Mark entfallen. g 

Als das einfachſte Mittel, die Solidarhaft der beiden Hilfs⸗ 
kaſſen zu beſeitigen, bot ſich nun die Kündigung ſämmtlicher Obliga⸗ 
tionen dar, nach deren Einlöſung ſodann die beiden Provinzialver⸗ 
bände ihrerſeits neue Schuldverſchreibungen ausgeben können. Es 
wurde hiergegen aber geltend gemacht, daß durch ein ſolches Arrange⸗ 
ment die Schuldner, welche das Darlehn in Hilfskaſſenobligationen 
erhalten haben, geſchädigt werden könnten. Dieſe Schuldner haben 
nämlich als jährliche Amortiſationsrate 10°/, pCt. einzuzahlen, wovon 
5½ pCt. des jeweiligen Capitalsreſtes auf Zinſen und Verwaltungs⸗ 
koſten verrechnet werden, der Ueberreſt aber zum Ankauf von Hilfs⸗ 
kaſſenobligationen verwendet und der Nominalbetrag der angekauf⸗ 
ten Obligationen von der Capitalsſchuld abgeſchrieben werden ſoll. 
Für den Fall alſo, daß die Obligationen einmal unter pari ſtänden, 
würde den Schuldnern das Disagio zu Gute kommen, und dieſer 
Vortheil würde ihnen verloren gehen, wenn die Obligationen ſämmt⸗ 
lich gekündigt und eingelöſt werden. Man erachtete es daher für 
billig, zunächſt die ausdrückliche Zuſtimmung der Schuldner zu dieſer 
Maßregel einzuholen. Es unterliegt ſchon jetzt keinem Zweifel, daß 
dieſe Zuſtimmung von ſämmtlichen betheiligten Schuldnern erklärt 
werden wird, und daß demgemäß der Kündigung ſämmtlicher Hilfs⸗ 
kaſſenobligationen kein Hinderniß entgegenſteht. 

Zu den eventuell feſtgeſetzten Vertheilungsmodalitäten wird 
es alſo nicht kommen. Danach ſollte zunächſt jeder Provinzial⸗ 
verband den Betrag an Obligationen übernehmen, deſſen er zur 
allmäligen Amortiſation der Obligationsdarlehne bedurfte; im 
Uebrigen ſollte nach dem Maßſtabe des 8 20 die Obligationsſchuld 
getheilt werden. Dann blieb natürlich den Obligationeninhabern 
gegenüber die Solidarhaft beſtehen. Dieſe konnten bei jeder der 
beiden Landeshauptkaſſen Honorirung der Coupons und der ausge⸗ 
looſten, bezw. gekündigten Obligationen verlangen. Deshalb war 


77 


eine fortgeſetzte Abrechnung der beiden Kaſſen unter einander noth⸗ 
wendig und vorgeſehen. 
§ 24. Soweit ſich nach den in den SS 19, 20. 21, 22, 
23 gegebenen Beſtimmungen bei Anwendung der 
regelmäßig feſtgeſtellten Verhältnißzahlen zu Gunſten 
oder Ungunſten eines der betheiligten Provinzialver⸗ 
bände Differenzen ergeben, werden dieſelben bei der 
Theilung des Dotationscapitalfonds und der Kaſſen⸗ 
beſtände zur Ausgleichung gebracht. 

Der am 31. März 1878 vorhandene Beſtand des 
Dotationscapitalfonds und der nach dem Final⸗ 
abſchluß für das Jahr 1877 und das erſte Quartal 
1878 am 31. März 1878 ſich ergebende Beſtand 
der Landeshauptkaſſe werden nach dem Maßſtabe des 
§ 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 an die Pro- 
vinzialverbände von Oſt⸗ und Weſtpreußen vertheilt. 

Von dem Beſtande kommen aber vorweg die 
für die Reſtausgaben erforderlichen Beträge in Ab⸗ 
zug. Die für Zwecke des Provinzialverbandes von 
Preußen zu zahlenden Beträge werden der Yandes- 
hauptkaſſe von Oſtpreußen überwieſen, welche auch 
deren Auszahlung übernimmt. 

Durch das Geſetz vom 30. April 1873, betreffend die Dota⸗ 
tion der Provinzial⸗ und Kreisverbände, war eine Summe von jähr⸗ 
lich 6 Millionen Mark zur Vertheilung beſtimmt, über deren Ver⸗ 
wendung aber nur zum kleinſten Theile Beſtimmung getroffen. 
Die unverwendet gebliebenen Beträge pro 1873 bis 1875 find ge- 
mäß 8 5 des gedachten Geſetzes zu Gunſten der Verbände capita⸗ 
liſirt und nebſt den aufgekommenen Zinſen durch 8 3 des Dota⸗ 
tionsgeſetzes vom 8. Juli 1875 an die Provinzen vertheilt. Dieſes 
Capitalvermägen der Provinz Preußen hat zur Zeit einen Nominal⸗ 
werth von 2219614 Mk., wovon alſo Oſtpreußen 1314382, Mk. 
Weſtpreußen 905231, Mk. gebühren würden. 

Es iſt jedoch noch nicht abzuſehen, inwieweit die zahlreichen 
Chauſſeebauten und Prämienbewilligungen noch bis zum 1. April 
1878 eine theilweiſe Veräußerung der Dotationseffecten werden 
nothwendig machen. (Vgl. unten $ 31.) 

Der geſammte Kaſſenbeſtand — einſchließlich des Effectenbe⸗ 
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ſtandes und ausſchließlich der Nebenfonds — wird am 1. April 
1878 nach Land und Leuten unter die neuen Provinzen zu ver— 
theilen ſein. Vorweg in Abzug zu bringen iſt der Betrag der für 
Zwecke der ungetheilten Provinz noch zu leiſtenden Reſtausgaben 
aus dem Rechnungsjahr 1877/78. Die Berichtigung dieſer Ausgaben 
übernimmt die Provinz Oſtpreußen, welcher die dazu erforderliche 
Summe überwieſen wird. 
§ 26. Die Jahresrechnungen der Landeshauptkaſſe pro 
1877 und 1. Quartal 1878 und, falls dies er⸗ 
forderlich ſein ſollte, auch die Jahresrechnung der 
Landeshauptkaſſe pro 1876 werden von den Pro- 
vinziallandtagen von Oſt- und Weſtpreußen geprüft, 
feſtgeſtellt und dechargirt, die Jahresrechnungen der 
Kaſſen der einzelnen Provinzialinſtitute und An- 
ſtalten von dem Landtage derjenigen Provinz, in 
welcher die betreffenden Inſtitute und Anſtalten 
liegen. 

Daß die bis zum 1. April 1878 nicht dechargirten Jahres- 
rechnungen der einzelnen Provinzialinſtitute zur Prüfung, Feſt⸗ 
ſtellung und Entlaſtung dem Landtage derjenigen Provinz vorzu— 
legen ſind, welche die betreffenden Inſtitute übernommen hat, 
darüber herrſchte allerſeits Einverſtändniß. Dagegen gingen die 
Meinungen darüber auseinander, ob zur Entlaſtung der Jahres- 
rechnungen der Landeshauptkaſſe übereinſtimmende Beſchlüſſe der 
Landtage beider Provinzen erfordert werden ſollten, oder ob es etwa 
zu empfehlen ſei, zu dieſem Behufe die beiden Landtage noch einmal 
zu einer gemeinſchaftlichen Seſſion zuſammentreten zu laſſen. Gegen 
den letzteren Vorſchlag wurde geltend gemacht, daß eine Provinz 
Preußen, als deren Vertretung dieſe gemeinſame Verſammlung ſich 
doch geriren würde, nach dem 1. April 1878 nicht mehr exiſtire; 
für denſelben: daß dadurch die Möglichkeit von Differenzen zwiſchen 
den einzelnen Landtagen ausgeſchloſſen werde. 

Man entſchied ſich dafür, die Rechnungen den beiden Provin- 
zialvertretungen einzeln zur Decharge vorzulegen. Dadurch, daß 
dieſe Beſtimmung in das Uebereinkommen aufgenommen wurde, 
ergiebt ſich übrigens von ſelbſt, in welcher Weiſe etwaige Differen⸗ 
zen zum Austrage zu bringen ſind. Kommt nämlich eine Einigung 
der Landtage über die Dechargirung einer Rechnung nicht zu Stande, 
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ſo liegt zweifellos eine „Streitigkeit bei Ausführung des Ueber⸗ 
einkommens“ vor. Ueber die ſtreitig bleibenden Punkte wird alſo 
gemäß 8 4 Abſatz 5 des Geſetzes vom 19. März 1877 das Ober- 
verwaltungsgericht zu entſcheiden haben. 
§ 27. Das Inventarium der Verwaltung des Provin- 
zialverbands von Preußen wird dem Provinzialver⸗ 
bande von Oſtpreußen ohne Entſchädigung überwieſen. 
Zu dem Verwaltungsinventarium gehören insbeſondere auch 
die Urkunden und Acten, welche Gegenſtände der gemeinſamen Ver⸗ 
waltung und die Sitzungen und Beſchlüſſe der gemeinſamen Ver⸗ 
waltungsbehörden betreffen. Sie verbleiben alſo bei Oſtpreußen, 
während die Specialacten, ſowie die einzelne Inſtitute und Ver⸗ 
waltungszweige betreffenden Urkunden — ſelbſt wenn ſie bei der 
Centralverwaltung aufbewahrt ſind — als Inventarium des ein⸗ 
zelnen Inſtituts, der einzelnen Chauſſee u. ſ. w. anzuſehen ſind 
und mit dieſen auf den betreffenden neuen Provinzialverband 
übergehen. 
$ 28. Der Provinzialverband von Oſtpreußen tritt in 
den Seitens des Provinzialverbandes von Preußen 
mit dem Herrn von Batocki wegen des Hauſes 
Vorder⸗Roßgarten Nr. 49 abgeſchloſſenen Mieths⸗ 
vertrag ein. 
Die auf die Ausführung oder Unterſtützung von 
Chauſſeebauten bezüglichen Verpflichtungen des Staats, 
in welche der Provinzialverband von Preußen nach 
§ 4 Abſatz 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 ein⸗ 
getreten iſt, gehen nach dem in 8 5 des Geſetzes 
vom 19. März 1877, betreffend die Theilung der 
Provinz Preußen, vorgeſchriebenen Maßſtabe auf die 
Provinzialverbände von Oſt⸗ und Weſtpreußen über. 
Die Ausführung dieſer Chauſſeebauten und die 
Auszahlung dieſer Unterſtützungen liegt demjenigen 
Provinzialverbande ob, in deſſen Bezirk die betreffen⸗ 
den Chauſſeeneubauten auszuführen, bezw. die Unter⸗ 
ſtützungen von Chauſſeebauten zu gewähren ſind. 
Die nach Abſatz 1 dieſes Paragraphen auf 
Grund der thatſächlich für die genannten Zwecke 
geleiſteten Zahlungen erforderliche Abrechnung, Ver⸗ 
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theilung und Ausgleihung findet vom 1. April 1878 
ab gerechnet vierteljährlich ftatt. 

Dieſer Paragraph enthält die nothwendigen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen zu $ 5 des Geſetzes vom 19. März 1877. 

Durch § 4 Abſatz 2 des Dotationsgeſetzes iſt auf die Pro⸗ 
vinzialverbände die Verpflichtung übergegangen, diejenigen Chauſſeen 
auszubauen und zu prämiiren, zu deren Bau oder Prämitrung die 
Staatsregierung bis zum Erlaß des Geſetzes ſich verpflichtet hatte. 
Der Provinziallandtag hat durch Beſchluß vom 11. Juni 1877 
auf Grund dieſer Beſtimmung feſtgeſtellt, für welche Chauſſeelinien 
eine Verpflichtung des Provinzialverbandes, dieſelben auszubauen, 
bezw. zu prämiiren, anzuerkennen ſei. 

Was zunächſt die Chauſſeeneubauten betrifft, ſo gehören hieher 
von den oben aufgeführten Linien die unter Nr. 2 b, 11, 13, 29 b, 
31 a, 33, 34, 35, 35 a, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45 
genannten. Es ſind aber demnächſt noch die folgenden, bisher gar⸗ 
nicht in Angriff genommenen Chauſſeen für gemeinſame Rechnung 
beider Provinzialverbände auszuführen: 

50. von Obeliſchken über Matheningken nach der Inſterburg⸗ 

Nordenburger Chauſſee im Kreiſe Inſterburg; 

51. von Hohenſtein nach Bieſellen im Kreiſe Oſterode; 

52. der chauſſeemäßige Ausbau des Mühlendammes nebſt Brücke 
in Friedland; 

53. endlich die Strecke von Paſſenheim bis zur Allenſteiner 
Kreisgrenze im Kreiſe Ortelsburg unter der — bisher 
nicht erfüllten — Bedingung, daß der Kreis Allenſtein 
die Weiterführung der Chauſſee nach Preylowo beſchließt. 

Demnächſt aus Provinzialfonds zu unterhalten ſind hiervon 
nur die Strecken Matheningken-Inſterburg⸗Nordenburger Chauſſee 
und Hohenſtein⸗Bieſellen mit zuſammen 22,97, Kilometer; die übrigen 
12,100 Kilometer langen Strecken gehen in die Unterhaltung der 
betreffenden Kreiſe über. 

Die Staatsregierung verlangt von dem Provinzialverbande 
ferner den Ausbau einer Chauſſee von Neukrug nach Reuſſen in 
den Kreiſen Oſterode und Mohrungen und die Vollendung der 
Brücke über die Szeczuppe bei Lasdehnen. In Bezug auf beide 
Bauten hat jedoch der Provinziallandtag die Anerkennung einer 
Verpflichtung abgelehnt. 
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Die Koſten der ſämmtlichen durch das Dotationsgeſetz auf den 
Provinzial⸗Verband übertragenen Verpflichtungen zur Ausführung von 
Chauſſee⸗Neu⸗ 
bauten erreichten i 

im Regierungs⸗Bezirk 


am 1. Jan. 1876 Königsberg Gumbinnen Danzig Marien⸗ Zuſammen 
den ungefähren werder 


Betrag von Mark 1900000. 5600000. 800000. 600000. 8900000. 
Davon ſind 


bis zum 1. April 


1878 verwandt, 

bezw. zur Ver⸗ 

wendung be⸗ 

ſtimmt etwa Mk. 900000. 3900000. 250000. 150000. 5200000. 
Es werden alſo ; Db n eee GER 

nach dem 1. April 

1878 zu verwen⸗ 

den ſein Mark 1000000. 1700000. 550000. 450000. 3700000. 

27000 0. 1000000 
wovon Oſtpreußen etwa Mk. 2200000, Weſtpreußen 1500000 Mk. 
zu tragen haben werden. 


Die von der Provinz in Erfüllung der vom Staate eingegan⸗ 
genen Verpflich⸗ 
tungen zu zah⸗ 5 


lenden Bauprä⸗ 
b in n im Regierungs- Bezirk 

genſer⸗ Königsberg Gumbinnen Danzig Marien⸗ Zuſammen 
ner am 1. Januar werder 


1876 ca. Mark 1200000. 76000. 163000. 475000. 1914000. 
Davon ſind 

bis zum 1. April 

1878 verwendet, 

bezw. getilgt Mk. 300000. 76000. 49000. 270000. 695000. 
Bleiben nah e 

dem J. April 1878 

zu zahlen Mark 900000. — 114000. 205000. 1219000. 


900000. 319000 
wovon Oſtpreußen etwa Mk. 728000, Weſtpreußen 491000 Mk. 
zu zahlen haben. 
6 
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$ 30. Diejenigen Chauſſeeneubauten und Chauſſeebauprä⸗ 
mien, welche über die in Gemäßheit des § 4 des 
Geſetzes vom 8. Juli 1875 auszuführenden Chauſſee⸗ 
bauten und zu zahlenden Chauſſeebauprämien hin⸗ 
aus von dem Provinziallandtag bezw. Provinzial⸗ 
Ausſchuß beſchloſſen ſind, iſt der Provinzialverband 
von Prenßen nur inſoweit auf ſeine Koſten auszu⸗ 
führen, bezw. zu bezahlen verpflichtet, als die dazu 
erforderlichen Beträge durch den Beſchluß des Pro- 
vinziallandtages vom 11. Juni (nach der Vorlage 
des Provinzialausſchuſſes vom 5. Juni, Nr. 40) 
bewilligt ſind. Die über dieſe Beträge hinaus zu 
den betreffenden Chauſſeeneubauten, bezw. Chauſſee⸗ 
Bauprämien erforderlichen Summen ſind von dem— 
jenigen Provinzialverbande zur Verfügung zu ſtellen, 
in deſſen Bezirk die Chauſſeebauten ausgeführt wer⸗ 
den ſollen. 

. Die bei den einzelnen, durch den Provinziallandtags- 
beſchluß vom 11. Juni cr. ($ 30) zu Chauſſeeneu⸗ 
bauten und Chauſſeebauprämien bewilligten Poſitionen 
am 1. April 1878 nicht zur Verausgabung gelangten 
Beträge werden, inſoweit ſie ſich auf Chauſſeebauten 
in Oſtpreußen, dem Provinzialverbande von Oſt⸗ 
preußen, inſoweit ſie ſich auf Chauſſeebauten in 
Weſtpreußen beziehen, dem Provinzialverbande von 
Weſtpreußen zur beſtimmungsmäßigen Verwendung 
überwieſen. 

Sofern in dem Provinziallandtagsbeſchluſſe 
vom 11. Juni cr. eine definitive Beſtimmung über 
die Verwendung noch nicht getroffen iſt, bleibt die⸗ 
ſelbe dem betreffenden Provinzialverbande vorbe⸗ 
halten. 

Durch die Beſchlüſſe vom 11. Juni 1877 zu Vorlage 40 des 
Provinzialausſchuſſes hat der Provinziallandtag Beſtimmung ge⸗ 
troffen, welche Beträge im laufenden Etatsjahre — alſo bis zum 
1. April 1878 — zur Fortführung der Chauſſeeneubauten und zur 
Prämiirung von Chauſſeen verwendet werden ſollen. In dieſen 
Verwendungsplan ſind ſelbſtredend nicht nur diejenigen Chauſſeen 
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aufgenommen, zu deren Ausführung, bezw. Prämiirung der Pro⸗ 
vinzialverband auf Grund der oben angezogenen Beſtimmung des 
Dotationsgeſetzes verpflichtet iſt, ſondern auch diejenigen, für welche 
dieſe Verpflichtung auf neuen Bewilligungen der Provinzialvertretung 
beruht. Bezüglich der letzteren Chauſſeen ſtellt das Uebereinkommen 
den Grundſatz auf, daß nur die nach Maßgabe des Verwendungs⸗ 
plans bis zum 1. April 1878 erforderlichen Beträge für gemeinſame 
Rechnung zu verausgaben ſind, vom 1. April 1878 ab aber jeder 
der neuen Provinzialverbände verpflichtet iſt, dieſe neu übernommenen 
Verbindlichkeiten innerhalb ſeiner Grenzen zu erfüllen. 

Für die finanzielle Auseinanderſetzung hat ſonach der erwähnte 
Verwendungsplan folgende Bedeutung: 

Zur theilweiſen Erfüllung der auf Grund des § 4 des Do⸗ 
tationsgeſetzes auf die Provinz übergegangenen Verpflichtungen zum 
Bau und zur Prämiirung von Chauſſeen ſind in demſelben aus⸗ 
geworfen 

für den Reg.⸗Bez. Königsberg: 552863 Mk. 
ei Gumbinnen: 1930166 „ 
zuſammen für Oſtpreußen: 2483029 Mk. 
Danzig: 331200 Mk. 
Marienwerder: 335747 „ 
zuſammen für Weſtpreußen: 666947 „ 
im Ganzen: 3149976 Mk. 

Dieſe Beträge werden vorausſichtlich nur zum kleineren Theile 
wirklich zur Verwendung gelangen, da die Bauten nicht in 
dem Maße haben gefördert werden können, als dies beabſichtigt 
war. Die nicht verausgabten Beträge ſind am 1. April 1878 zur 
beſtimmungsmäßigen Verwendung an die neuen Provinzialverbände 
zu überweiſen. Der Sache nach iſt das natürlich daſſelbe, als wenn 
man dieſe Erſparniſſe zu den Kaſſenbeſtänden rechnen und mit dieſen 
vertheilen, demnächſt aber die Neubau- und Prämiirungskoſten von 
den Provinzen gemeinſam tragen laſſen wollte, weil eben die Ver⸗ 
theilung der Kaſſenbeſtände und die Repartition der gemeinſamen 
Chauſſeeausgaben nach demſelben Verhältniß erfolgt. Der gewählte 
Weg iſt der einfachere, indem er die im nächſten Jahre jedenfalls 
erforderlichen Mittel den Provinzialverbänden beläßt und es ſo ver⸗ 
meiden läßt, mit der einen Hand zu geben, was man alsbald mit 
der andern wieder nehmen müßte. 
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Den Neubau von Chauſſeen über die Verpflichtungen auf Grund 
des Dotationsgeſetzes hinaus hat der Provinziallandtag nicht be⸗ 
ſchloſſen. (vgl. $ 32.) 

Dagegen ſind für Prämiirung von Chauſſeen verſchiedene neue 
Bewilligungen ausgeſprochen und zwar ſowohl in Form der Prä⸗ 
miirung neuer Projecte als durch Erhöhung der vom Staate in 
Ausſicht geſtellten Prämien. An ſolchen Prämien führt der Ver⸗ 
wendungsplan auf: 

für den Reg.⸗Bez. Königsberg: 771181 Mk. 

Gumbinnen: 100000 „ 

für Oſtpreußen: 871181 Mk. 
Danzig: 148300 Mk. 
Marienwerder: 586141 „ 

für Weſtpreußen: 734441 „ 

zur Dispoſition des Provinzialausſchuſſes: 144402 


n 


im Ganzen 1750024 Mt. 

Dieje Summen ſtellen die definitiven Grenzen dar, innerhalb 
deren die Prämiirung für Rechnung des gemeinſamen Provinzial⸗ 
verbandes erfolgt. Die Beträge, welche bis zum 1. April 1878 nicht 


zur Auszahlung gelangen, werden der betreffenden neuen Provinz 
überwieſen. Dagegen übernehmen die neuen Provinzen die Er⸗ 
füllung der von der Geſammtprovinz den Kreiſen gegenüber über⸗ 
nommenen Verpflichtungen innerhalb ihrer Grenzen, ſoweit dieſe 
Erfüllung erſt nach dem 1. April 1878 einzutreten hat, bezw. die 
in den Verwendungsplan aufgenommenen Summen überſteigt. 

Der Abſatz 2 des § 31 des Uebereinkommens überläßt den 
neuen Provinzialverbänden die Dispoſition über diejenigen Beträge, 
welchen nicht ſchon durch den Verwendungsplan eine Beſtimmung 
zugewieſen iſt. In einzelnen Fällen nämlich, in denen ſubſtantürte 
Prämiirungsanträge noch nicht vorlagen, ſind für eine Linie Summen 
zur Prämiirung reſervirt. Praktiſch werden wird die Beſtimmung 
nur bezüglich einer Summe von 100000 Mark, welche zur Prä⸗ 
miirung einer Chauſſee von Angerburg nach Benkheim reſervirt iſt, 
deren Bau von dem Kreistage bisher nicht beſchloſſen iſt und dem 
Anſcheine nach auch bis zum 1. April 1878 nicht beſchloſſen wer⸗ 
deu wird. 

Aus der erwähnten Beſtimmung folgt ferner, daß, da im Ver⸗ 
wendungsplan zur Förderung der Chauſſeeneubauten im Regierungs⸗ 
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bezirk Gumbinnen ein Pauſchquantum von 1930166 Mark ausge⸗ 
worfen iſt, der Provinzialverband von Oſtpreußen demnächſt zu be⸗ 
ſtimmen haben wird, für welche Chauſſeeneubauten im Gumbinner 
Bezirk der hievon am 1. April 1878 disponibel bleibende Betrag 
verausgabt werden ſoll. 

Die dem Provinzialausſchuß zur Dispoſition geſtellte Summe 
iſt von dieſem inzwiſchen durch Bewilligung von Prämien erſchöpft, 
und zwar find an oſtpreußiſche Kreiſe 129500 Mk., an weſtpreußiſche 
14902 Mk. bewilligt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß — da der 
Provinzialausſchuß bei Verfügung über dieſen Fonds auf Grund 
einer vom Provinziallandtag ihm ertheilten Ermächtigung gehandelt 
hat — die bis zum 1. April 1878 nicht verausgabten Beträge 
dieſes Dispoſitionsfonds unter die Beſtimmung des $ 31, Abſatz 2, 
nicht fallen. 

$ 32. Die Chauſſeebauten Oſterode-Löbau und Chriſtburg⸗ 
Alt⸗Dollſtädt, deren Ausführung auf Koſten des 
Provinzialverbandes von Preußen durch die Beſchlüſſe 
des Provinziallandtags vom 9. und 10. October 1876, 
bezw. 11. Juni er. beſchloſſen iſt, werden denjenigen 
Chauſſeen gleichgeachtet, welche auf Grund des § 4, 
Abſatz 2, des Geſetzes vom 8. Juli 1875 von dem 
Provinzialverbande von Preußen auszuführen ſind, 
und es findet demgemäß auf dieſe Chauſſeebauten 
die Beſtimmung des $ 29 dieſes Uebereinkommens 
Anwendung. 

Der Provinziallandtag beſchloß am 9./10. October 1876 — 
noch ehe in die ſpecielle Prüfung und Feſtſtellung der gemäß 8 4 
des Dotationsgeſetzes überkommenen Verpflichtungen eingetreten war 
— zwei der hieher gehörigen Chauſſeen, welche als die dringlichſten 
unter den noch nicht in Angriff genommenen anerkannt wurden, 
die von Oſterode nach Löbau und die von Neuhof (Chriſtburg) nach 
Alt⸗Dollſtädt, aus Provinzialfonds auszubauen. Bei der definitiven 
Beſchlußfaſſung über die Verpflichtungen am 11. Juni 1877 wurde 
dann bezüglich dieſer beiden Chauſſeen von einer erneuten Beſchluß⸗ 
nahme abgeſehen, und an Stelle einer ſolchen in dem Uebereinkom⸗ 
men feſtgeſetzt, daß beide Linien den auf Grund einer vom Staate 
übernommenen Verpflichtung auszubauenden ganz gleich zu behan⸗ 
deln ſeien. 


86 


Dieſelben find in dem obigen Chauſſeeverzeichniß bereits unter 
Nr. 12 und 41, bezw. 14 und 46, aufgeführt; beide liegen zum 
Theil in der Provinz Oſtpreußen, zum Theil in Weſtpreußen. 
Es werden ſonach, um das Geſammtreſultat nochmals zuſammen⸗ 
zufaſſen, an Provinzialchauſſeen beſitzen: 
A. Die Provinz Weſtpreußen: 
die Chauſſeen Nr. 1 bis 10 mit 925,16 Kilometer, 
n II, 12 n Sdyurs " 
1 48, 49 1 200988 zer) > 
zuſammen 981,595 Kilometer. 
B. Die Provinz Oſtpreußen: 
die Chauſſeen Nr. 15 bis 32 mit 1627,84 Kilometer, 
" 33 . 43 " 175 07 " 
" 47 " 12,500 " 
50 (zum Theil) und 
51 mit 22275 5 
zuſammen 1837, Kilometer. 
§ 33. Die Reſtbeſtände, welche bei den ad Titel 5 des 
Capitel 13 der Ausgabe des Hauptetats des Pro⸗ 
vinzialverbandes von Preußen pro 1877 und 1. Quar⸗ 
tal 1878 für die einzelnen Regierungsbezirke aus⸗ 
geworfenen Summen zur materiellen Unterhaltung 
der Provinzialchauſſeen ausgeſetzt ſind, werden dem 
Provinzialverbande zur Verwendung überwieſen, für 
welchen die erwähnten Summen bewilligt ſind. 
Der Betrag der Koſten für die materielle Unterhaltung der 
Provinzialchauſſeen iſt in den Etat pro 1877 nach den von den 
Königl. Regierungen — welche die Verwaltung der Chauſſeen im 
Jahre 1876 für Rechnung des Provinzialverbandes führten — ein⸗ 
gereichten Bedürfnißnachweiſungen eingeſtellt. Die einzelnen Poſi⸗ 
tionen des Etats erhöhen ſich für das erſte Quartal 1878 um 
¼ ihres Betrages. Da anzunehmen iſt, daß die Summen des 
Etats dem wirklichen Bedürfniß annähernd entſprechen, da ſonach etwaige 
Minderausgaben nur in zufälligen Umſtänden ihren Grund haben 
können und zur natürlichen Folge eine entſprechende Mehrausgabe 
in der nächſten Verwaltungsperiode haben, erſchien es billig, die 
Erſparniſſe nicht der ungetheilten Provinz, ſondern den neuen Pro⸗ 
vinzen zu Gute kommen zu laſſen. Uebrigens ſind nennenswerthe 
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Erſparniſſe nicht zu erwarten, nachdem der Provinzialausſchuß mit 
Rückſicht darauf, daß in den Wintermonaten eigentliche Unterhaltungs⸗ 
arbeiten nicht wohl ausgeführt werden können, dagegen die Beſchaf⸗ 
fung der Unterhaltungsmaterialien dringend nothwendig iſt, um mit 
Beginn der Frühjahrsbauzeit die Arbeiten energiſch in Angriff nehmen 
zu können, am 12. October 1877 beſchloſſen hat, daß die von den 
pro 1. Quartal 1878 etatsmäßigen Beträgen disponibeln Summen 
zur Anſchaffung von Steinmaterial verwendet werden ſollen. 

8 34. Die Verpflichtung, welche der Provinzialverband von 

Preußen, nach $ 1 der nach Provinziallandtagsbe⸗ 
ſchluß vom 6. October 1876 feſtgeſetzten Beſtim⸗ 
mungen zur Ausführung des § 15 des Wegebau⸗ 
reglements, betreffend die Unterſtützung des Ge- 
meindewegebaus den Kreiſen gegenüber eingegangen 
iſt, geht, inſoweit ſie die oſtpreußiſchen Kreiſe be— 
trifft, auf den Provinzialverband von Oſtpreußen, 
inſoweit ſie die weſtpreußiſchen Kreiſe betrifft, auf 
den Provinzialverband von Weſtpreußen über. 

Der § 15 des vom Provinziallandtag am 6. October 1876 
erlaſſenen Wegebau⸗Reglements ſpricht den allgemeinen Grundſatz 
aus, daß die zur Unterſtützung des Gemeinde- und Kreiswegebaus 
zu verwendenden Mittel durch den Etat feſtgeſetzt, und die Bedin⸗ 
gungen, unter welchen ſolche Beihilfen gewährt werden, vom Pro- 
vinziallandtage beſtimmt werden. Die Ausführungsbeſtimmungen 
zu $ 15 des Wegebau⸗Reglements von demſelben Tage ordnen in 
§ ] bis auf Weiteres an: 

„Der nach 8 15 des Wegebau-Reglements jährlich in 
dem Etat zur Unterſtützung des Gemeindewegebaus an— 
geſetzte Betrag, und zwar von mindeſtens 200000 Mk. 
in den nächſten zehn Jahren, wird mit Ausſchluß von 
10000 Mk., welche zur Dispoſition des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes verbleiben, durch den Landesdirector unter die 
Kreiſe der Provinz zur Hälfte nach dem Maßſtabe des 
Flächeninhalts und zur Hälfte nach dem Maßſtabe der 
Einwohnerzahl vertheilt.“ 

Die Verpflichtung, welche der Provinzialverband hiedurch den 
Kreiſen gegenüber eingegangen iſt, und welche nunmehr auf die 
neuen Provinzen übergehen ſoll, iſt keine ſolche im eigentlichen 
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Sinne des Worts. Der Landtagsbeſchluß fixirt vielmehr nur die 

Art, in welcher der Provinzialverband bis auf Weiteres die ihm 

durch § 4 des Dotationsgeſetzes im Allgemeinen übertragene Für⸗ 

ſorge für den Gemeinde⸗ und Kreiswegebau ausüben will. Die 

Provinzialvertretung iſt ſonach wohl zweifellos in der Lage — ſelbſt 

wenn dies nicht durch den Zuſatz: „bis auf Weiteres“ ausdrücklich 

vorbehalten wäre — den Beſchluß jederzeit abzuändern und z. B. 

die im Etat hiezu ausgeworfene Summe nicht den Kreiſen zu 

überweiſen, ſondern ſelbſt an die eine Unterſtützung nachſuchenden 

Gemeinden, bezw. Kreiſe zu vertheilen. In demſelben Sinne, wie 

ſie für den gemeinſamen Provinzialverband beſtand, geht die Ver⸗ 
pflichtung natürlich auch nur auf die neuen Verbände über. 

§ 35. Das in Königsberg belegene Grundſtück Königs⸗ 

ſtraße Nr. 29 geht in das Eigenthum des Provin⸗ 

zialverbandes von Oſtpreußen, die beiden in Danzig 

belegenen Grundſtücke Langgarten Nr. 33 und Neu⸗ 

garten Nr. 23/24 gehen in das Eigenthum des 
Provinzialverbandes von Weſtpreußen über. 

Soweit die für dieſe Grundſtücke etatsmäßig be⸗ 
willigten Beträge bis zum 12. Juni 1877 noch 
nicht verausgabt ſind, werden Ausgaben nur noch 
vorſchußweiſe für Rechnung des betreffenden Pro- 
vinzialverbandes, nämlich: 

für das Grundſtück in Königsberg, Königsſtraße 

Nr. 29, für Rechnung des Provinzialverban⸗ 
des von Oſtpreußen; 

für das Grundſtück in Danzig, Neugarten Nr. 23/24, 

für Rechnung des Provinzialverbandes von 
Weſtpreußen 
geleiſtet. 

Durch Beſchluß vom 11. October 1876 ſtellte der Provinzial⸗ 
Landtag dem Provinzialausſchuß den Betrag von 300000 Mk. zum 
Zweck des Ankaufes eines Grundſtücks zur Unterbringung des Pro- 
vinziallandtags und deſſen Verwaltung und eines etwa zu beginnen⸗ 


den Ausbaues des erworbenen Grundſtücks zur Verfügung. Zu 


dem bezeichneten Zwecke iſt das Grundſtück Königsſtraße Nr. 29 
für den Preis von 66000 Mk. angekauft. Der Ausbau iſt noch 
nicht begonnen; jedoch hat der Provinziallandtag durch Beſchluß vom 
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12. Juni 1877 eine aus den oſtpreußiſchen Mitgliedern des Pro⸗ 
vinzialausſchuſſes und dem Vorſitzenden des Provinziallandtags be⸗ 
ſtehende Commiſſion Behufs vorläufiger Entwerfung des Projects 
niedergeſetzt. Die definitive Feſtſtellung deſſelben wird von dem Pro⸗ 
vinziallandtage von Oſtpreußen zu reffen ſein, und demnächſt im 
Sommer 1878 der Bau in Angriff genommen werden können. 
Das Hebammen⸗Lehrinſtitut zu Danzig befindet ſich zur Zeit 
auf dem Grundſtück Langgarten Nr. 33. Zum Um⸗ und Erweite⸗ 
rungsbau deſſelben auf dem bereits vom Staat zu dieſem Zweck 
erworbenen Grundſtücke Neugarten 23/24 bewilligte der Provinzial⸗ 
Landtag durch Beſchluß vom 7. October 1876 die Summe von 
129000 Mk. Die dem Provinzialausſchuß übertragene definitive 
Feſtſtellung des Bauprojects hat bisher nicht ſtattgefunden. 
Seitens des Provinzialausſchuſſes wurde vorgeſchlagen: 
von dem zum Erwerb eines Grundſtücks für Zwecke der 
Provinzialverwaltung ausgeſetzten Betrage von 300000 
Mark ſoll der nach dem Maßſtab des § 2 des Dotations⸗ 
geſetzes auf Weſtpreußen entfallende Antheil in Abgang 
geſtellt, der Ueberreſt an die Provinz Oſtpreußen über⸗ 
wieſen werden; von dem zum Umbau der Hebammen⸗ 
Anſtalt in Danzig beſtimmten Betrage von 129000 Mk. 
ſoll der Verkaufswerth des Grundſtücks Langgarten 33 in 
Abzug gebracht, der Reſt der Provinz Weſtpreußen über⸗ 
wieſen werden. 
be; Dem entgegen beſtimmt das Uebereinkommen, daß das Grumd- 
ſtück Königsſtraße 29 der Provinz Oſtpreußen, beide Grundſtücke 
des Hebammen⸗Lehrinſtituts in Danzig der Provinz Weſtpreußen 
übereignet werden. Dagegen ſollen die für beide Zwecke bewilligten 
Beträge nur, ſoweit ſie bereits verwendet waren, als für Rechnung 
der ungetheilten Provinz verausgabt angeſehen werden; die weiter 
111 ie 1 1877 erforderlich werdenden Ausgaben ſollen 
8 2 19 g 55 N u hnung der Provinz Oſtpreußen, bezw. Weſtpreußen 
; Die letztgedachte Beſtimmung hat übrigens der Provinzialaus⸗ 
ſchuß — unzweifelhaft ihrem Sinne entſprechend — dahin inter⸗ 
pretirt, daß nicht das Datum der Anweiſung auf die Landeshaupt⸗ 
kaſſe oder gar der factiſchen Auszahlung maßgebend iſt, ſondern daß 
alle Ausgaben, welche für bis zum 12. Juni 1877 erfolgte Leiſtun⸗ 
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gen, wenn auch nach dieſem Termine, angewiejen werden, als für 
gemeinſame Rechnung geſchehen zu betrachten ſind. 
$ 36. Die bei den einzelnen Provinzialinſtituten ange⸗ 
ſtellten Beamten gehen auf denjenigen Provinzial⸗ 
Verband über, welcher die betreffende Anſtalt über⸗ 
nimmt. 

Die Landesbauinſpectoren werden von demjenigen 
Provinzialverband übernommen, in welchem der 
Inſpectionsbezirk derſelben belegen iſt. 

Der durch Beſchluß des Provinziallandtages vom 
11. Juni cr. zum Landesrath erwählte Kreisrichter 
Wiedemann, der Landesbaurath Krah, der Landes⸗ 
Secretär Lohauß und der Landeshauptkaſſenrendant 
Nagel werden auf den Provinzialverband von Oſt⸗ 
preußen übernommen. 

In Betreff des Landesdirectors nehmen die Ver⸗ 
treter von Oſt⸗ und Weſtpreußen den von demſelben 
erklärten Verzicht auf die von ihm aus ſeinem An⸗ 
ſtellungsvertrage gegen die beiden Provinzen herzu⸗ 
leitenden Rechte an. 

So beſchloſſen in der Sitzung der Verſammlung 
der Vertreter von Oſt⸗ (Weſt⸗) Preußen am 
13. Juni 1877. 


